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Von der Polizei geräumt 

Nach 30 Jahren im selben 
Haus wurde Familie Gül- 
bol aus Kreuzberg von der 
Polizei geräumt - trotz 
1 000 Demonstranten. 
Seite 4 


G-20-Gipfel 

Staatschefs hatten sich versam¬ 
melt, die zusammen 90 Pro¬ 
zent des Welt-BIP repräsentie¬ 
ren. Heraus kam ein Kommu¬ 
nique voller netter Absichten. 
Seite 6 


63. Berlinale 

der 2013er Filmjahrgang 
glänzte in der Berliner 
Auswahl nicht durch Meis¬ 
terleistungen. Das Beste 
kam aus Lateinamerika. 
Seite 11 
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Heftige Reaktionen ... 



D ie Forderung nach einer 
30-Stunden-Woche bei vollem 
Lohn- und Personalausgleich 
beherrschte kurze Zeit Nachrichten¬ 
sendungen und Schlagzeilen der ge¬ 
druckten Medien. 100 Wissenschaft¬ 
ler, Gewerkschafter und Politiker 
appellierten an Gewerkschaften, So¬ 
zialverbände, Kirchen und Parteien, 
auf diese Weise Arbeitslosigkeit und 
Unterbeschäftigung von Millionen zu 
beenden und auch der wachsenden 
Zahl arbeitsbedingter Erkrankungen 
entgegenzuwirken. Sie wiesen in ih¬ 
rem offenen Brief darauf hin, dass seit 
Jahrzehnten die Produktivität schnel¬ 
ler steigt als die Löhne. Ohne verkürz¬ 
te Arbeitszeiten führt das zwangsläu¬ 
fig zu steigender Arbeitslosigkeit. Das 
sogenannte Jobwunder basiert vor al¬ 
lem auf der rapiden Zunahme von 
Mini-, Teilzeit- und sonstigen prekä¬ 
ren Jobs, von denen Millionen trotz 
teilweise über 50 wöchentlichen Ar¬ 
beitsstunden nicht leben können. Dem 
gegenüber steht eine seit den siebziger 
Jahren um rund 15 Prozent gesunkene 
Lohnquote, bezogen auf das gesamte 
Volkseinkommen, und eine enorme 
Anhäufung von Reichtum bei einer 
zahlenmäßig dünnen Oberschicht. Als 
DKP sehen wir uns vor dem 20. Par¬ 
teitag bezüglich unserer Positionen in 
der Arbeitszeitfrage bestätigt. 
Natürlich waren die Gegenreaktionen 
heftig. Ein sogenannter Arbeitszeit¬ 
politischer Sprecher der FDP namens 
Vogel bezeichnete die Forderung als 
Karnevalsscherz. Eine Frau Wischhu¬ 
sen (27), neugewählte Bundesspreche¬ 
rin des Bundes junger Unternehmer, 
meint in der FAZ mit gleicher Wort¬ 
wahl spotten und belehren zu müssen. 
Sie sieht die deutschen Löhne bezüg¬ 
lich ihrer Höhe jetzt schon in einer 
europäischen Spitzengruppe und die 
Wettbewerbsfähigkeit als gefährdet. 
Dabei ist nicht die absolute Lohnhö¬ 
he entscheidend, sondern die Lohn¬ 
stückkosten sind es, also der Anteil 
des Lohnes pro produzierte Einheit. 
Und da bleibt Deutschland seit fast 
zwei Jahrzehnten hinter allen entwi¬ 
ckelten Industrienationen zurück. 
Zudem zwinge eine Arbeitszeitver¬ 
kürzung die Unternehmer zu einer 
viel höheren Effizienz, sprich Einsatz 
neuer Techniken und Abbau vor al¬ 
lem von Arbeitsplätzen sogenannter 
Geringqualifizierter. Nicht ganz un¬ 
geschickt knüpft sie hier propagandis¬ 


tisch an die vorgebliche Erfah¬ 
rung vieler Arbeitender an, mit 
Arbeitszeitverkürzungen habe 
die Arbeitsdichte zugenommen. 

Hier gibt es aber im Wesentli¬ 
chen nur einen Scheinzusam¬ 
menhang, liefen doch die glei¬ 
chen Prozesse auch dort ab, wo 
Arbeitszeiten über lange Jahre 
stagnierten oder gar angehoben 
wurden. Kein Unternehmer wird 
bei Strafe seines drohenden öko¬ 
nomischen Untergangs im kapi¬ 
talistischen Wettbewerb als „Ge¬ 
genleistung“ für den Verzicht auf 
Arbeitszeitverkürzung auf die 
ständige Revolutionierung der 
Produktivkräfte verzichten. 

Die 30-Stunden-Woche tauge 
nur noch für Traditionsaben¬ 
de ehemaliger Klassenkämpfer, 
meint die Jungunternehmerin 
und führt dann ihren Klassen¬ 
kampf der Millionäre gegen die 
Millionen weiter mit der Be¬ 
hauptung, der Fachkräftemangel, 
die angeblich geringe Qualifizie¬ 
rung der Arbeitslosen und der 
demografische Wandel ließen 
keine Arbeitszeitverkürzung zu. 
Zunächst nutzt es den sechs Mil¬ 
lionen den Nicht- oder Unterbe¬ 
schäftigten nichts, wenn im Zuge 
des demografischen Wandels, 
der zur Begründung nicht we¬ 
niger unsinniger Thesen herhal¬ 
ten muss, in einigen Jahrzehnten 
Arbeitskräfte fehlen sollten. Sie 
brauchen jetzt Arbeit. Seit Jahr¬ 
zehnten bilden gerade große Be¬ 
triebe und Verwaltungen immer 
weniger aus. Das gleichen auch 
keine „Klitschen“ aus, in denen 
nicht selten auf eine Fachkraft 
drei Auszubildende kommen. 

15 Prozent der Menschen aus 
Frau Wischhusens Generation der 
25- bis 35-jährigen haben weder ei¬ 
nen berufsqualifizierenden Abschluss, 
noch sind sie in Ausbildung. Das sind 
1,46 Millionen, von denen nur ein Teil 
in Arbeitslosenstatistiken erscheint. 
Hier z.B. ist jenseits aller demografi¬ 
scher Kristallkugelseherei ein großes 
Potential an Fachkräften. Vorausge¬ 
setzt, dass jene, die Fachkräftemangel 
beklagen, endlich anfangen mehr aus¬ 
zubilden. 

Es ist nicht ein großteils selbstver¬ 
schuldeter Fachkräftemangel, der die 
Unternehmer jede Arbeitszeitverkür¬ 


zung fürchten lässt wie den Teufel das 
Weihwasser, es ist auch nicht die Pro¬ 
fitsucht alleine, nicht nur ihr kapita¬ 
listischer Konkurrenzkampf national 
und international, es ist auch der Hor¬ 
ror vor dem Verlust des Knüppels Ar¬ 
beitslosigkeit, mit dem sie seit 40 Jah¬ 
ren erfolgreich die Arbeitenden und 
ihre Gewerkschaften schwächen. Der 
Aspekt spielt bei den 100 eine gro¬ 
ße Rolle. Nicht nur sie erwarten des¬ 
halb auch von den Gewerkschaften 
ein deutlicheres Bekenntnis zu mas¬ 
siver Arbeitszeitverkürzung als stra¬ 
tegischem Ziel. Wobei der Kampf oft 


dort beginnt, wo es um die Einhaltung 
bestehender Regelungen wie z.B. des 
Arbeitszeitgesetzes geht. Die Kurz¬ 
arbeit in der Krise hatte gezeigt, dass 
Arbeitszeitverkürzung sehr wohl Ar¬ 
beitsplätze erhält. Sie muss aber an¬ 
ders finanziert werden, nicht durch 
Lohnverzicht, Sozialversicherungs¬ 
beiträge und Steuergelder, sondern 
zu Lasten der Profite. Auskömmli¬ 
che und sichere Erwerbsarbeit ist ein 
Menschenrecht, explodierende Privat¬ 
vermögen aber nicht. 

Volker Metzroth 


Solidarisch die Fragen der Zukunft aufgreifen 

Parteivorstandstagung bereitete den 20. Parteitag der DKP vor 


Im Zeichen der Vorbereitung des 
20. Parteitages sowie der aktuellen 
Arbeitskämpfe und Tarifverhand¬ 
lungen fand am vergangenem Wo¬ 
chenende die 12. Tagung des Partei¬ 
vorstandes der DKP statt. 

In ihrem einleitenden Referat konnte 
die Parteivorsitzende Bettina Jürgen- 
sen eine erfolgreiche Bilanz des Jah¬ 
resauftaktes unserer Partei ziehen. 
Dazu gehören die gelungene LLL- 
Veranstaltung der DKP in Berlin, der 
Jugendpolitische Ratschlag der DKP 
sowie die Klausurtagung des Arbeits¬ 
kreises Betriebs- und Gewerkschafts¬ 
politik der DKP. 

Mit Verweis auf die in diesem Jahr 
begonnenen Tarifauseinanderset¬ 


zungen und den Kampf der Bochu- 
mer Opel-Kollegen, die wie andere 
Belegschaften für den Erhalt ihres 
Werkes kämpfen, führte sie aus: „Se¬ 
hen wir uns den Beginn dieses Jahres 
an, dann müssen wir also jetzt schon 
feststellen, dass es keiner hellseheri¬ 
schen Fähigkeiten bedarf, um zu sa¬ 
gen, dass die Kämpfe auch in diesem 
Land weiter zunehmen - werden und 
müssen.“ 

Angesichts unterschiedlichster An¬ 
griffe auf die Lebensinteressen der 
arbeitenden Menschen und ihrer 
Familien seien „Kommunistinnen 
und Kommunisten nicht nur wichtig 
zur Mobilisierung und Bildung von 
Widerstand, sondern insbesondere 


wichtig für die Diskussion von Al¬ 
ternativen, für heute und für die Zu¬ 
kunft. Wenn wir für den Sozialismus 
werben wollen, wann denn, wenn 
nicht jetzt?“ 

Mit großen Mehrheiten wurden An¬ 
träge verabschiedet zur Solidarität 
mit Walter Listl (siehe auch Seite 5) 
und ein Aufruf zu der Teilnahme an 
den diesjährigen Ostermärschen. Der 
Vorschlag einer Vorbereitungsgrup¬ 
pe zu einer Internationalen Beratung 
von kommunistischen- und Arbeiter¬ 
parteien, diese Beratung in Spanien 
von der Kommunistischen Partei 
Spaniens (PCE) ausrichten zu las¬ 
sen, wurde unterstützt. Vorwürfe ge¬ 
gen diese Vorbereitungsgruppe und 


die PCE seitens einiger Parteien wur¬ 
den fast einstimmig zurückgewiesen. 
Der Kassierer konnte über einen 
ausgeglichenen Jahresabschluss 2012 
berichten, ein vorläufiger Finanzrah¬ 
menplan 2013 wurde verabschiedet. 
Für den Parteitag wurde ein Vor¬ 
schlag über Regularien und der Zeit¬ 
plan erarbeitet, außerdem eine Reihe 
von Personalvorschlägen. 

Für den neuen Parteivorstand wurde 
mehrheitlich ein Vorschlag beschlos¬ 
sen, der 30 Mitglieder umfasst, je¬ 
weils zur Hälfte Frauen bzw. Männer. 
Der Vorschlag sieht als Vorsitzende 
Bettina Jürgensen vor, als Stellvertre- 
terlnnen Nina Hager, Detlef Fricke 
und Wera Richter. Werner Sarbok 


Thema der Woche 


Auch 2013: 
Dresden nazifrei! 

Seit Jahren versuchen Faschisten - 
um den 13. Februar - immer wieder 
in Dresden aufzumarschieren. 

Auch in diesem Jahr gab es dagegen 
massive Proteste. 15 000 Antifaschis¬ 
tinnen und Antifaschisten blockierten 
erfolgreich die Nazis. 

Seite 9 


Dietrich Kittner 
ist gestorben 

Am 15. Februar starb unser Freund 
und parteiloser Genosse Dietrich 
Kittner. Er wurde 77 Jahre alt, 

50 Jahre stand er auf der Bühne. 

Seite 8 


DKP 

Veranstaltungen 

zum 

Internationalen 

Frauentag 


DO ★ 28. FEB 


Nürnberg: „Olga Benario - Ein Leben 
für die Revolution.“ Filmveranstaltung 
der DKP Nürnberg anlässlich des Inter¬ 
nationalen Frauentages. Rotes Zentrum, 
Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


FR ★ 8. MÄR 


Offenbach: „Frauen? Power!“ Gabriele 
Kentrup (Gesang) und Ute Körner (Piano) 
präsentieren Chansons voller Kraft und 
Witz, die verschiedene Rollen von Frauen 
beleuchten. Eine Veranstaltung der DKP 
Offenbach. Wiener Hof, Offenbach-Bieber, 
Langener Straße 23, 19.30 Uhr. Eintritt 
8,00 Euro, erm. 5,00 Euro. 


SA ★ 9. MÄR 


Schweinfurt: „Sexismus und Klassen¬ 
kampf“ mit Eva Petermann. Veranstal¬ 
tung der DKP Unterfranken zum Inter¬ 
nationalen Frauentag. DFG-VK-Büro, Ga¬ 
belsbergerstraße 1,15.00 Uhr. 

Hattingen: „Frauenpolitik heute“ mit 
einem Portrait der Hattinger Bürge¬ 
rin Emma Horbach: „Vom Dienstmäd¬ 
chen zur Politikerin“ Eine Veranstaltung 
der DKP Hattingen zum Internationalen 
Frauentag. Quiz: „Ruhrweiber“ Essen 
und Trinken, Bücher- und Infotisch, Be¬ 
gegnungen und Gespräche. Bürgertreff 
Hattingen-Blankenstein, Marktplatz 3-5, 
17.00 Uhr. 

Köln: „Olga Benario - Ein Leben für die 
Revolution“ Kurzreferate und Film zum 
Internationalen Frauentag. Veranstaltung 
der DKP Köln. Freidenkerzentrum, Bayen- 
straße 11 (Severinsviertel/Nähe Rheinau¬ 
hafen), 15.00 Uhr. 


SO ★ 10. MÄR 


Essen: „Das Leben ist kein Friseursalon!“ 
Der DKP-Frauenarbeitskreis Essen lädt 
ein zu einer politischen Revue mit starken 
Frauen, fetziger Musik und schrägen Fri¬ 
suren. Zeche Carl, Wilhelm-Nieswandt- 
Allee 100,12.00 Uhr, Einlass 11.30 Uhr, 
Eintritt 5,00 Euro, ermäßigt 3,00 Euro. 


DKP-Info 

zum 

internationalen 

Frauentag 

4 Seiten Din A4 

jetzt bestellen 

bei: 

dkp.pv@t-online.de 

ballin@odn.de 

100 Stück für 4,- Euro 
250 Stück für 10,- Euro 

Auslieferung: Auf dem Parteitag 
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Castkolummne von Manfred Dietenberger 

Tarifurlaub verteidigen! 


In der Tarifrunde 2013 im öffentli¬ 
chen Dienst der Länder geht es nicht 
nur um eine Erhöhung der Entgelte, 
sondern auch um die Länge des Jah¬ 
resurlaubs. Die „Dienstherren“ (Ta¬ 
rifgemeinschaft deutscher Länder - 
TdL) haben von sich aus einseitig die 
Urlaubsregelungen des Tarifvertra¬ 
ges für den öffentlichen Dienst der 
Länder (TV-L) gekündigt. 

Zur fadenscheinigen Begründung 
dafür muss das Urteil des Bundesar¬ 
beitsgerichts zur Unwirksamkeit der 
Altersstaffelung des Urlaubs beim 
Bund und den Kommunen herhalten. 
In Wirklichkeit geht es ihnen einzig 
und allein darum eine Kürzung des 
Urlaubsanspruchs durchzusetzen. 
Alle seit dem 1. Januar 2013 neu ein¬ 
gestellten Beschäftigten erhalten nur 
noch 26 Tage Urlaub! 


Die Länder versuchen nun seit dem 
1. Januar bei Neueinstellungen, er¬ 
neuter Befristung, Entfristung, Hö¬ 
hergruppierung etc. arbeitsvertrag- 
lich nur noch einen Urlaubsanspruch 
von 26 Tagen zu vereinbaren. Natür¬ 
lich geht das bei ver.di-Mitgliedern 
nicht, wenn sie ihr Arbeitsverhältnis 
noch im Dezember 2012 begonnen 
haben und seit dem nicht etwas an¬ 
deres neu unterschreiben. Bei ihnen 
wirken die bisherigen Vorschriften 
bis zu einer Neuregelung im Tarif¬ 
vertrag nach. Ihr Urlaubsanspruch 
beträgt weiterhin 30 Tage, so lange 
sie nichts anderes im Arbeitsvertrag 
vereinbaren. 

Der Angriff auf den Urlaub muss, 
wenn es sein muss auch mit Solida¬ 
ritätsstreiks der anderen DGB-Ge- 
werkschaften abgeschlagen werden! 


Breite Bewegung für 
eigenständige Betriebsräte 


Von Toom zu REWE - Unterschrif¬ 
tensammlung in der Belegschaft 
Zehntausende Beschäftigte bei 
REWE und Penny seien bundes¬ 
weit mit den nach § 3 Betriebsver¬ 
fassungsgesetz gebildeten Regions¬ 
betriebsräten „sehr zufrieden“. Selbst 
die Belegschaften der vor einiger 
Zeit von REWE übernommenen 
Toom-Märkte seien „froh“, endlich 
„richtig“ betreut zu werden. Was im¬ 
mer hinter derartigen Behauptungen 
von Angehörigen solcher Betriebs¬ 
räte stecken mag, sie mögen der 
Wahrheit entsprechen oder nicht - 
dennoch gehen sie am Kern der Fra¬ 
ge vorbei: Welche Form der Interes¬ 
senvertretung ist für welchen Betrieb 
die richtige? 

Sicher gibt es nicht nur berechtigte 
Kritik an Flächenbetriebsräten, die 
wie beispielsweise bei der REWE 
Region Mitte die Beschäftigten von 
mehr als 550 REWE und Penny- 
Märkten vertreten, sondern auch an 
nach § 1 Betriebsverfassungsgesetz 
für jede Filiale separat gewählten 
Gremien. Entscheidend für die Ant¬ 
wort auf die genannte Frage kann 
nur sein, inwiefern die Interessen¬ 
vertretung der Beschäftigten durch 
die Wahl im Markt oder in der Re¬ 
gion am besten in die Lage versetzt 
wird, ihren Aufgaben schnell und 
direkt gerecht zu werden sowie die 
Mitbestimmung im Unternehmen zu 
verbessern. 

Je weiter ein Betriebsrat von der 
ihn wählenden Belegschaft entfernt 
„sitzt“, desto schwieriger wird die 
unmittelbare Wahrnehmung der Be- 
schäftigteninteressen. Werden bei¬ 
spielsweise Arbeitszeit- und Pausen¬ 
pläne vom Betriebsrat immer oder 
nur stichprobenartig kontrolliert? 
Muss die Marktleitung jede Ände¬ 
rung der individuellen Schichtzeiten 
von Beschäftigten dem Betriebsrat 
zur Genehmigung vorlegen oder 
kann sie schalten und walten, wie sie 
möchte, ohne die Betroffenen zu fra¬ 
gen? Prüft der Betriebsrat tatsäch¬ 
lich, ob die vereinbarten Ruhepausen 
eingehalten werden, oder verlässt er 
sich dabei ausschließlich auf die elek¬ 


tronische Zeiterfassung mit automa¬ 
tischem Abzug der Erholungszeiten? 
Es hegt in der Natur der Sache, dass 
solche alltäglichen Probleme von den 
im Markt vertretenen Betriebsräten 
schnell und unmittelbar aufgegriffen 
und gelöst werden können. Denn es 
gibt keine langen Anfahrtswege, 
und die Beschäftigten können ihr 
Betriebsratsmitglied des Vertrauens 
„zwischen Tür und Angel“ anspre¬ 
chen. Wohl vor diesem Hintergrund 
hat der Gesetzgeber keine „Wahl¬ 
freiheit“ bei der Entscheidung für 
einen §1- oder §3-Betriebsrat gelas¬ 
sen, sondern Regionsbetriebsräte le¬ 
diglich als Ausnahme von der Regel 
möglich gemacht. 

Insofern ist es nicht erstaunlich, dass 
sich wie die Vertreter/innen hessi¬ 
scher Toom-Betriebsräte am 27. No¬ 
vember 2012 zu Beginn dieses Jahres 
auch Dutzende Mitglieder solcher 
Gremien aus Nordrhein-Westfalen 
und Rheinland-Pfalz für Strukturen 
aussprachen, „die eine realistische 
Betreuung durch Betriebsräte vor 
Ort sicher stellen“, da die nach § 3 
Betriebsverfassungsgesetz gewähl¬ 
ten Gremien, „nicht mehr mit den 
Interessen der Beschäftigten nach 
ausreichender und zeitnaher Vertre¬ 
tung durch Betriebsräte zu vereinba¬ 
ren“ seien. 

In Hessen läuft derzeit eine Unter¬ 
schriftensammlung in den Beleg¬ 
schaften zahlreicher Toom-Märkte, 
um auch die häufig mehr als 100-köp- 
figen Belegschaften der Filialen in 
den Meinungsbildungs- und Ent¬ 
scheidungsprozess im Unternehmen 
aktiv einzubeziehen. Je breiter die 
Bewegung für den Erhalt der eigen¬ 
ständigen Betriebsräte bei Toom un¬ 
terstützt wird, desto schwerer dürfte 
es REWE fallen, bei der geplanten 
Übernahme der Toom Verbraucher¬ 
markt GmbH rein juristisch-büro¬ 
kratisch vorzugehen und zu erklä¬ 
ren, die bestehenden Betriebsräte 
der übernommenen Toom-Märkte 
seien augenblicklich aufgelöst und 
ihre Aufgaben würden sofort auf den 
REWE-Regionsbetriebsrat übertra¬ 
gen. Horst Gobrecht 


3. März 2013: Opel-Solidaritätsfest 

Rund um den Bochumer Rathausplatz und Boulevard 

Beginn 11.00 Uhr mit einem ökumenischen Gottesdienst, anschließend bis 
17.00 Uhr ein buntes Solidaritätsprogramm. 

• Durchgehend Programm mit vielen Künstlern 

• Großer Oldtimertreff 

• Kinderfest mit Torwandschießen und Kinderschminken 

• Viele Opel-Clubs kommen 

• Motorradcorso mit über 200 Motorradfahrern 

• Kulinarisches aus der Region 

• Initiativen und Vereine stellen sich vor 

• Schulen und Stadtteile zeigen Solidarität 



Wahlfänger 2013 


Voll am Tropf 

Zur Konjunktur und zur Krise der Autobauer 


D er Focus hatte die schnelle Er¬ 
klärung: „Fünf Milliarden Ver¬ 
lust, unsichere Perspektiven und 
erschreckend wenig Eigenkapital“ nun 
wolle PSA Tausende Arbeitsplätze ab¬ 
bauen, der französische Staat müsse 
Millionen für Unterstützung einplanen, 
und alles „weil das Peugeot-Manage¬ 
ment gepennt hat? 

Zum Beleg wird die Erfolgskurve des 
europäischen Branchenprimus VW 
beigezogen. Der habe in 2012 „mit ei¬ 
nem Plus von 11,2 Prozent über neun 
Mio. Autos verkauft“, während der Ab¬ 
satz bei Peugeot Citroen „um 16,5 Pro¬ 
zent auf nur mehr 2,97 Mio. Fahrzeuge“ 
eingebrochen sei. 

Nimmt man die Focus -Zahlen her, so 
zeigt sich, das VW auch schon vor 2012 
mit 7,99 Mio. Einheiten mehr als dop¬ 


pelt so viel Autos verkaufte als PSA 
Peugeot Citroen (3,46 Mio.) Von einer 
„Augenhöhe mit den Wolfsburgern“ 
wie das Burda-Blatt fabuliert, kann 
selbstverständlich nicht die Rede sein. 
Nun ist über die Schlafgewohnheiten 
der PSA-Chefs hier nicht zu urteilen, 
klar aber sollte sein, wenn auch wohl 
nicht in der Focus-Redaktion, dass in 


einem stark schrumpfenden Markt 
nicht alle expandieren können. Und 
der Europäische Automobilmarkt ist 
ein solcher. Die European Automobi¬ 
le Manufacturers Association verzeich¬ 
net für die EU-27 seit 2008 rückläufige 
Pkw-Zulassungszahlen. Allein im letz¬ 
ten Jahr von 13 130 466 auf 12 053 904 
Einheiten. Im Dezember 2012 ein Ein¬ 
bruch von minus 16,3 Prozent. Selbst in 
der Bundesrepublik ist die Lage alles 
andere als rosig. 

Europabasierte Hersteller wie Opel, 
Fiat, Renault oder eben auch PSA fällt 
dabei die Eurokrise und ihrer politisch 
gewollten Zuspitzung durch die Berlin/ 
Brüsseler Schuldenjäger auf die Füße. 
Eine Jugendarbeitslosigkeit (U25) von 
30 bis 60 Prozent, der Durchschnitt in 
der EU-27 hegt bei immerhin 24 Pro¬ 
zent, ist kaum das geeignete 
Umfeld, in dem sich die Mar¬ 
keting-Träume von individuel¬ 
ler Freiheit und grenzenloser 
Mobilität verkaufen lassen. 
Eine Lage, in der die Kleinen 
und Schwachen - die Opel, 
Saab, Rover und Volvo - ent¬ 
weder geschluckt und filettiert 
werden oder gleich ganz Plei¬ 
te gehen. Auf diese Weise ist 
auch der VW-Gigant zu seinen 
mittlerweile 12 Marken, früher 
eigenständige Konzerne, ge¬ 
kommen. Wir haben Kapitalis¬ 
mus und wir haben Krise. Und 
die erzwingt die Anpassung 
der Überkapazitäten an den 
schrumpfenden Markt und be¬ 
schleunigt den Selektionsdruck 
wie auch den Konzentrations¬ 
prozess. Nur die Stärksten, mit 
den stärksten Staatsapparaten 
im Rücken, werden überleben. 
So etwas kommt im neolibe- 
ralen Glaskugelspiel natürlich 
nicht vor. Dass der eine (VW) 
nur deshalb gewinnt, weil ein 
anderer (PSA) verliert, wird 
für marktradikale Kampfblät¬ 
ter ebenso ein Buch mit sie¬ 
ben Siegeln bleiben, wie der 
offensichtlich unbegreifliche 
Umstand, dass Handelsbilanz¬ 
überschüsse zwingend entspre¬ 
chende -defizite voraussetzen. 
Für Focus & Co. ist offenbar 
eine Welt voller Absatz- und 
Exportweltmeister möglich. 
Mit der weniger anrühren¬ 
den Wirklichkeit konfrontiert, 
bleibt dann nur „gepennt“ als 
Gipfel journalistischer Analy¬ 
sefähigkeit. 

Für ah jene, die nicht davor zu¬ 
rückschrecken, Eins und Eins zusam¬ 
men zu zählen, gab es Interessantes von 
der „Konjunkturlokomotive Deutsch¬ 
land“. Das saisonbereinigte, reale BIP 
brach im 4. Quartal 2012 zum Vorquar¬ 
tal um -0,6 Prozent ein. (Genau einen 
Tag zuvor hatte das Münchener ifo-In- 
stitut „nach sechs Monaten der Stagna¬ 
tion“ eine „Aufhellung“ der Weltwirt¬ 


schaft erkannt. Hans-Werner Sinn hat¬ 
te schon immer ein Faible für brillantes 
Timing.) Das Europäische Statistik¬ 
amt, Eurostat, kam in einer Schnell- 
schätzung für die EU-27, ebenfalls im 
Quartalsvergleich für das 4. Quartal, 
auf ein Minus von 0,5 Prozent. Obwohl 
in signifikant unterschiedlicher Aus¬ 
prägung, hat im Schnitt ganz Europa 
konjunkturell den Rückwärtsgang ein¬ 
gelegt. Saisonbereinigt hegen auch die 
USA laut Bureau of Economic Analy¬ 
sis, BEA, im 4. Quartal wieder mit -0,1 
auf Rezessionskurs. Gleiches gilt für 
Japan. Mit -0,5 Prozent im 4. Quartal 
und -0,9 Prozent im Vorquartal ist der 
High-Tech-Staat wieder in die Dauer¬ 
rezession zurückgefallen. Das Wachs¬ 
tum in der chinesischen Volksrepublik 
stieg im 4. Quartal auf Jahresbasis um 
7,9 Prozent und lag damit zwar noch 
auf sehr hohem Niveau, aber mit plus 
7,8 Prozent für das Gesamtjahr auf dem 
niedrigsten Wert seit 1999. Indien hegt 
in 2012 noch bei 4,5 Prozent; Russland 
bei 3,6; Mexiko bei 3,8; Südafrika bei 
2,3 und Brasilien bei 1,0 Prozent. In ei¬ 
nem rezessiven Umfeld der imperia¬ 
listischen Hauptstaaten stößt auch der 
exportbasierte, nachholende Kapitalis¬ 
mus der Schwellenländer erkennbar an 
Grenzen. 

Bislang konnte eine exzessive Kredit¬ 
schöpfung einen noch drastischeren 
Einbruch der Nachfrage in den kapi¬ 
talistischen Hauptstaaten verhindern. 
Henry McVey von der US-Heuschre- 
cke KKR (Kohlberg, Kravis, Roberts) 
hat nachgerechnet und die monetären 
und fiskalischen Pleiten- und Konjunk¬ 
turhilfen 2008-20 012 allein für die 
USA auf 7,663 Bio. Dollar beziffert. 
Ca. 40 Prozent des US-Jahres-BIP. Alle 
großen Zentralbanken sind ebenfalls 
dazu übergegangen die Druckmaschi¬ 
nen schneller laufen zu lassen und die 
Krisensymptome mit viel Papier zuzu¬ 
kleistern. Dies hält bislang - abgese¬ 
hen von den Euro-Krisenstaaten - die 
Krisensymptomatik in erträglichen Di¬ 
mensionen, die globalen Disproporti¬ 
onen allerdings dürften so wohl kaum 
auszugleichen sein. 

Der Internationale Währungsfonds 
prognostiziert in seinem „Outlook“- 
Update (23.1.2013) zwar einen „gra¬ 
duellen Aufschwung“ in 2013, räumt 
aber zugleich ein, dass die „Abwärts¬ 
risiken“ weiterhin „signifikant“ ver¬ 
bleiben würden. Genauer betrachtet 
beruhen alle positiven Erwartungen 
ausschließlich auf der Hoffnung wei¬ 
terhin exzessiv sprudelnder monetärer 
oder fiskalischer Stützungsmaßnah¬ 
men und mittelbar dadurch ausgelöste 
konjunkturelle Impulse in den Schwel¬ 
lenländern. Mit anderen Worten die 
Welt-Konjunktur hängt am - politisch 
nicht unumstrittenen - Tropf der No¬ 
tenbanken. Sollten Bernanke & Co. 
den Hahn zudrehen (müssen), sieht es 
noch übler aus. Nicht nur für PSA Peu¬ 
geot Citroen. 

Klaus Wagener 
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Gewerkschaftliches Handeln 
im Zeichen der Krise 


Diskussion bei ver.di in Südhessen entwickelt Alternativen 


A nfang 2012 hat sich bei ver. 
di Südhessen ein Arbeitskreis 
„Wirtschafts- und Sozialpolitik“ 
konstituiert, der sich zum Ziel gesetzt 
hat, vor allem aktuelle wirtschaftpo¬ 
litische Themen und Sachverhalte so 
aufzubereiten, dass sie für die betrieb¬ 
liche Arbeit genutzt werden können. In 
den konzeptionellen Überlegungen des 
Arbeitskreises wurde formuliert „die 
aktuelle Finanz- und Wirtschaftskrise 
hat unmittelbare Auswirkungen auf die 
Beschäftigten im Organisationsbereich 
von ver.di Südhessen. Diese Krise wird 
die Gewerkschaften über einen länge¬ 
ren Zeitraum und sehr wahrscheinlich 
auch in noch stärkerem Ausmaß als bis¬ 
her beschäftigen. Die Gewerkschaften 
sind gefordert, Alternativen zu den 
momentan herrschenden neoliberalen 
Politikkonzepten zu entwickeln, haben 
diese Konzepte doch erst zu der mo¬ 
mentanen Krise geführt und werden 
diese Krise noch weiter verschärfen.“ 
In dem Arbeitskreis wurde bis Herbst 
2012 ein Grundlagenseminar „Wirt¬ 
schaftspolitik und gewerkschaftliches 
Handeln im Zeichen der Krise“ konzi¬ 
piert, das am 1. und 2. Februar in der 
ver.di Bildungsstätte Mosbach statt¬ 
gefunden hat. Zu dem Seminar gin¬ 
gen über 30 Anmeldungen ein, dieses 
starke Interesse an dem Seminar zeigt, 
wie wichtig die Vermittlung von wirt¬ 
schaftspolitischen Grundlagen und die 
damit verbundene Krisenanalyse für 
das gewerkschaftliche und betriebli¬ 
che Handeln mittlerweile geworden ist. 


Als kompetente Referentin konnte Dr. 
Sabine Reiner, Bereichsleiterin Wirt¬ 
schaftspolitik beim ver.di-Bundesvor- 
stand gewonnen werden. 

Sabine Reiner ging in ihrem Eingangs¬ 
statement u.a. der Frage nach, wer in 
Europa „über die Verhältnisse gelebt“ 
hat und welche fatale Rolle dabei die 
„Exportmaschine Deutschland“ spielt, 
die erst so richtig nach der Umsetzung 
der Agenda-2010-Politik in Schwung 
gekommen ist. In diesem Zusammen¬ 
hang wurden auch Fragestellungen wie 
die der Einkommens(um)verteilung, 
des Auseinanderlaufens von Unter¬ 
nehmens- und Vermögenseinkommen 
auf der einen Seite und der Lohnein¬ 
kommen auf der anderen Seite dis¬ 
kutiert. Hier gingen die Teilnehmer 
des Seminars auch auf die Kampag¬ 
ne „Geld ist genug da“ ein, die gerade 
im Wahljahr 2013 wesentlich aktiver 
als bisher mit dem Ziel einer Vermö¬ 
gensumverteilung von oben nach un¬ 
ten vorangetrieben werden muss. Auf 
betrieblicher Ebene sollten hierzu die 
anstehenden Tarifrunden genutzt wer¬ 
den. 

In einem weiteren Diskussionsblock 
wurde der Zusammenhang zwischen 
der Finanzkrise und der, durch die 
Kapitalseite getriebene, Umdeutung 
dieser Krise in eine Staatsschulden¬ 
krise diskutiert. Sabine Reiner erläu¬ 
terte diesen Sachverhalt anhand des 
Anstieg der öffentlichen Verschul¬ 
dung in der Euro-Zone seit Ausbruch 
der Finanzkrise 2007/2008. In der Or¬ 


ganisationen in Europa durchgesetzt 
werden können. Hier wurde dann auch 
das Thema „Vernetzung der progressi¬ 
ven Kräfte“ in Europa, vor allem mit 
Bezug auf die zum Teil dramatische 
Situation der Jugend in Europa, dis¬ 
kutiert. 

Am zweiten Tag wurde in Arbeitsgrup¬ 
pen die Fragestellung bearbeitet, wie 
wirtschaftliche Fragestellungen und 
Ursachenforschung auf die betriebli¬ 
che Ebene heruntergebrochen werden 
können. Gerade in Zeiten der Diskus¬ 
sion um leere Haushaltskassen, Schul¬ 
denbremsen etc. und der anstehenden 
Tarifauseinandersetzungen ist dies 
eine Frage, die immer wichtiger für die 
betriebliche Arbeit wird. Dabei kön¬ 
nen die von der Abteilung Wirtschafts¬ 
politik beim ver.di Bundesvorstand he¬ 
rausgegebenen Materialien eine wich¬ 
tige Rolle bei der „Aufklärung“ und 
der Mobilisierung der Kolleginnen 
und Kollegen in den Betrieben spielen. 
Alternativen zur herrschenden Poli¬ 
tik konnten aus Zeitgründen nur kurz 
angerissen werden, die Vertiefung der 
einzelnen Diskussionspunkte wäre 
die Aufgabenstellung eines Folgese¬ 
minars. Es wurde z.B. das Thema an¬ 
geschnitten, wie der Kampf gegen die 
Allmacht des Kapitals zu organisieren 
sei, von reformerischen, transformati¬ 
onsorientierten Ansätze bis hin zu der 
Aussage „eigentlich müssten wir eine 
Revolution machen“ spannte sich der 
Bogen der Wortmeldungen. Auch die 
Tatsache, dass wir uns nach wie vor 
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Um zu verhindern, dass die Gewerk¬ 
schaften „blind den Managern der 
Krise in Unternehmen und in der Po¬ 
litik hinterherstolpern muss ein Be¬ 
wusstsein von den gewerkschaftlichen 
Handlungsbedingungen im Sinne ei¬ 
ner historisch-politischen Standortbe¬ 
stimmung entwickelt werden“, so Frank 
Deppe in seinem Beitrag „Gewerk¬ 
schaften in der Krise“ in der Zeitschrift 
„Z“. Deppe schreibt in seinem Beitrag 
weiter: „Oftmals beklagen auch die ak¬ 
tiven Gewerkschafter in den Betrie¬ 
ben, dass sie von ihrer Organisation 
erwarten, dass sie besser über die Zu¬ 
sammenhänge und Ursachen der glo¬ 
balen Krisenprozesse sowie über mög¬ 
liche Alternativen informiert werden“ 
sowie über „ systematische Alternati¬ 
ven, die auch mit tiefgreifenden Ein¬ 
griffen in die Eigentums- und Vertei¬ 
lungsverhältnisse verbunden sein müs¬ 
sen.“ 

In der Ausschreibung zu dem Seminar 
in Mosbach wurden die Zielsetzungen 
des Seminars wie folgt beschrieben: 
„Wir wollen uns gemeinsam mit Dir 

★ in wirtschaftspolitischen Fragestel¬ 
lungen sachkundig machen 

★ damit eine bessere Grundlagen für 
unsere Gewerkschaftsarbeit erarbeiten 

★ stärken für die Kämpfe, die vor uns 
liegen 

★ in die Lage versetzen, in den Betrie¬ 
ben und Dienstellen das Thema zu be¬ 
arbeiten“ 


kussion wurde die herrschende Auste- 
ritätspolitik in der Europäischen Uni¬ 
on herausgearbeitet, die vor allem von 
der bundesdeutschen Regierung und 
im Interesse deutscher Konzerne und 
Banken vorangetrieben wird und aktu¬ 
ell zu dramatischen Einbrüchen vor al¬ 
lem in den Volkswirtschaften von Grie¬ 
chenland, Portugal und Spanien führt. 
In einem dritten Diskussionsblock 
ging es um die Fragestellungen, was 
der herrschenden Politik zur „Lö¬ 
sung“ der Euro- und der Europakrise 
an gewerkschaftlichen Alternativvor¬ 
stellungen kurzfristig entgegengestellt 
werden kann. 

Hierzu wurden gewerkschaftliche 
Forderungen wie z.B. Schluss mit der 
Kürzungspolitik, Wachstumsimpulse 
setzen durch Zukunftsinvestitionen, 
Entmachtung der Finanzmärkte, De¬ 
mokratisierung der EU-Institutionen 
und unter dem Stichwort „Umvertei¬ 
len jetzt“ die Themen Millionärsabga- 
be und Vermögenssteuer von Sabine 
Reiner vorgestellt und mit den Teilneh¬ 
mern diskutiert. 

In der Diskussion wurde herausgear¬ 
beitet, dass die Durchsetzung dieser 
Forderungen nicht nur Aufgabe der 
Gewerkschaften, in denen für diese 
Vorschläge auch noch einige Überzeu¬ 
gungsarbeit geleistet werden muss, sein 
kann, sondern dass diese Alternativen 
nur gemeinsam mit den sozialen und 
anderen linken Bewegungen und Or¬ 


in einer Klassengesellschaft bewegen 
und der Widerspruch zwischen Ka¬ 
pital und Arbeit immer deutlicher zu 
Tage tritt wurde von den Teilnehmer 
des Seminars reflektiert. Hier hegen 
dann auch die Ansatzpunkte um wei¬ 
ter über grundsätzliche gesellschaftli¬ 
che Alternativen zu diskutieren. „Für 
die Linke in den Gewerkschaften ist 
dieses Hineintragen der ,Systemfrage 4 
in die innergewerkschaftliche Debatte 
eine geradezu selbstverständliche Auf¬ 
gabe.“ (F. Deppe). 

Schlussfolgerungen des Seminars wa¬ 
ren u.a., dass weitere Seminare dieser 
Art angeboten werden sollen und in 
den Betrieben Überzeugungsarbeit 
dafür geleistet werden muss, sich stär¬ 
ker mit ökonomischen Fragestellungen 
zu befassen, das Standortdenken und 
-handeln überwunden werden muss 
und sich in und mit den Gewerkschaf¬ 
ten stärker für ein anderes, soziales und 
solidarisches Europa zu engagieren. 
Es ist zu hoffen, dass sich auch in ande¬ 
ren ver.di-Bezirken ähnliche Arbeits¬ 
kreise bilden bzw. weiterentwickeln. 
Denn nur auf der Basis einer breiten, 
hauptsächlich von ehrenamtlichen 
Kolleginnen und Kollegen getragenen 
betrieblichen Bewegung, wird es zu 
einer Revitalisierung progressiver ge¬ 
werkschaftlicher Bildungsarbeit kom¬ 
men, ein Ansinnen, dass sich allemal 
lohnt, so wie es das Seminar in Mos¬ 
bach gezeigt hat. Falk Prahl 



Geld her - wir wollen 
auskömmlich leben! 

Überblick über die Tarifrunde 2013 


Die Tarifrunde 2013 hat begonnen. 
Für rund 12,5 Millionen Beschäftigte 
laufen in diesem Jahr die Lohn- und 
Gehaltstarifverträge aus. Die Tarif¬ 
forderungen der Gewerkschaften be¬ 
wegen sich bislang zwischen beschei¬ 
denen 5 und 6,6 Prozent. Da ist fast 
kein Spielraum für Kompromisse und 
es deutet sich an, dass allein auf dem 
Verhandlungswege nicht viel zu holen 
sein wird. In einigen Branchen haben 
bereits mehrere Verhandlungsrunden 
stattgefunden, erste mehr als unzurei¬ 
chende Angebote und auch ein erstes 
Ergebnis liegen auf dem Tisch. Kampf¬ 
los wird’s nur Brösel geben. 

Öffentlicher Dienst (Länder) 

Die Tarifforderung lautet 6,5 Pro¬ 
zent mit einer sozialen Komponente,- 
sprich nicht näher definierter Sockel¬ 
betrag, da eine rein prozentuale Erhö¬ 
hung fast nicht merkbar wäre. Weitere 
Verhandlungsgegenstände: Ein Tarif¬ 
vertrag für die Eingruppierung der 
Lehrerinnen und Einschränkung be¬ 
fristeter Arbeitsverhältnisse. Der ers¬ 
te Verhandlungstermin am 31. Januar 
brachte erwartungsgemäß noch kein 
Angebot. Auch in der zweiten Ver¬ 
handlungsrunde am 14. Februar leg¬ 
ten die Arbeitgeber kein Angebot vor. 
Die Gewerkschaften kündigten Warn¬ 
streiks an. Die nächste Verhandlungs¬ 
runde findet am 7. und 8. März statt. 

Bewachungsgewerbe 

Verhandelt wird regional über die Löh¬ 
ne. In NRW fordert ver.di 2,50 Euro 
mehr für die Beschäftigten in den 
Lohngruppen 1 bis 16 und 19 sowie eine 
Erhöhung der Löhne im Bereich Avia¬ 
tion auf 16 Euro. Nach Streiks im Avi¬ 
ation-Bereich wurden am 7. Februar in 
NRW Sondierungsgespräche geführt, 
die aber ohne Ergebnis blieben. Der 
Manteltarifvertrag in diesem Bereich 
wird auf Bundesebene verhandelt. Am 
14. Februar fanden weitere, ganztägige 
Streiks am Flughafen Düsseldorf und 
Hamburg statt. 


zwölf Monate bei einer Laufzeit von 
20 Monaten. Die IG Metall hat dies als 
völlig inakzeptabel abgelehnt. Nächste 
Verhandlungsrunde ist Ende Februar. 

Energiewirtschaft 

Verhandelt wird in einzelnen Ener¬ 
gieunternehmen und regionalen Ver¬ 
bänden. Die Tarifforderung von ver. 
di und IG BCE beträgt überwiegend 
6,5 Prozent. Bei E.ON gab es nach der 
ergebnislosen dritten Runde Warn¬ 
streiks und eine Urabstimmung mit 
sehr hohen Zustimmungsraten von 

96.8 Prozent (IG BCE) und 91,4 Pro¬ 
zent (ver.di). E.ON legte daraufhin 
am 1. Februar ein neues Angebot vor. 
Die Tarifparteien einigten sich am 
6. Februar auf ein Tarifergebnis von 

2.8 Prozent und eine Einmalzahlung 
von 300 Euro. Auch bei RWE haben 
die Arbeitgeber inzwischen (5. Febru¬ 
ar) ein deutlich verbessertes Angebot 
vorgelegt. Es soll auch hier wieder und 
zwar am 22. Februar verhandelt wer¬ 
den. Gefordert werden hier sechs Pro¬ 
zent mehr Lohn und Gehalt. Abschluss 
in Baden-Württemberg am 13. Febru¬ 
ar: 300 Euro Pauschale und 3,1 Prozent 
ab Jan. 2013 und weitere 2,7 Prozent ab 
Januar 2014. 

Eisen- und Stahlindustrie 

Die Verträge laufen Ende Februar aus. 
Die IG Metall hat noch keine konkrete 
Forderung aufgestellt. 

Bauhauptgewerbe 

Die IG BAU hat eine Tarifforderung 
von 6,6 Prozent aufgestellt. Die Verträ¬ 
ge laufen Ende März aus. 

Einzelhandel 

Die Arbeitgeber haben bundesweit 
sämtliche Einkommens- und Mantel¬ 
tarifverträge gekündigt, ver.di bewer¬ 
tet das als Generalangriff auf die Tarif¬ 
standards. Die Verträge laufen regional 
unterschiedlich Ende März, April und 
Mai aus. Konkrete Tarifforderungen 
von ver.di liegen noch nicht vor. 


Deutsche Bahn AG 

Die EVG fordert ebenfalls 6,5 Prozent 
mit sozialer Komponente. Erster Ver¬ 
handlungstag war der 5. Februar. Be¬ 
schlossen wurde bereits, dass Auszu¬ 
bildende ab sofort nach erfolgreichem 
Abschluss ihrer Ausbildung vom Un¬ 
ternehmen übernommen werden. Da¬ 
mit wurde eine Vereinbarung, die im 
Zusammenhang mit dem im Demogra¬ 
fie-Tarifvertrag bereits getroffen wur¬ 
de, konkretisiert. 


Metall- und Elektroindustrie 

Die Verträge laufen Ende April aus. 
Zurzeit laufen die Diskussionen über 
den Forderungsrahmen. Die Forde¬ 
rungsempfehlung des Vorstandes er¬ 
folgt am 4. März. 

Nahrung-Genuss-Gaststätten 

Die Gewerkschaft NGG fordert in den 
verschiedenen Branchen in ihrem Or¬ 
ganisationsbereich zwischen 5,0 und 
6,0 Prozent mehr Geld. 


Holz- und Kunststoffindustrie 

Es wird regional bereits seit Dezember 
2012 verhandelt. Die IG Metall fordert 
5,0 Prozent. In der zweiten Runde wur¬ 
de von den „Arbeitgebern“ ein erstes 
Angebot unterbreitet, das u.a. folgen¬ 
de Bestandteile vorsieht: Vier Monate 
ohne Tariferhöhung, vier Monate mit 
200 Euro Einmalzahlung, sowie eine 
Tariferhöhung von zwei Prozent für 


Weitere Branchen 

Auch in anderen Branchen, wird im 
Laufe dieses Jahres verhandelt. So bei 
Deutsche Post AG (März), Versiche¬ 
rungsgewerbe (März), Groß- und Au¬ 
ßenhandel (März/April), Kfz-Gewerbe 
(April/Mai),Volkswagen (Juni), Maler¬ 
und Lackiererhandwerk (September), 
Leih-/Zeitarbeit (Oktober). 

Manfred Dietenberger 
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Konsens gesprengt? 

Zum Streit um Inge Viett in München 


Zu den Kontroversen um die Gegenak¬ 
tionen zur „Münchner Sicherheitskon¬ 
ferenz “ dokumentieren wir eine Erklä¬ 
rung der Münchner DKP : 

Die DKP arbeitet seit vielen Jahren im 
„Aktionsbündnis gegen die NATO-Si- 
cherheitskonferenz“ mit und beteiligt 
sich ideenreich an der Demo und aktiv 
an deren Vorbereitung. Unser Anliegen 
ist es, über Meinungsverschiedenheiten 
hinweg alle Antikriegs- und Friedens¬ 
kräfte zusammenzuführen, weil das 
die Voraussetzung für eine erfolgrei¬ 
che Demonstration und breiten gesell¬ 
schaftlichen Protest ist. Deshalb stellen 
wir uns gegen Aktivitäten, die das „Ak¬ 
tionsbündnis gegen die NATO-Sicher- 
heitskonferenz“ politisch einengen, dif¬ 
famieren oder auseinandersprengen. 
In diesem Jahr haben wir all diese 
Versuche im Vorfeld der Demonstra¬ 
tion erlebt. So wurde im Herbst ver¬ 
sucht, mit der Gründung des Bünd¬ 
nisses „Kriegsrat - Nein Danke!“ das 
„Aktionsbündnis gegen die NATO-Si- 
cherheitskonferenz“ zu spalten. In alt¬ 
bekannter Manier denunzierten Initi¬ 
atoren dieses Spaltungsversuches das 
Aktionsbündnis als kommunistisch ge¬ 
steuert und unterstelltem dem Aktions¬ 
bündnis Gewaltambitionen. Die Ver¬ 
treter der DKP haben diese Angriffe 
entschieden zurückgewiesen. 

Die Auseinandersetzung um den Auf¬ 
tritt von Inge Viett war eine weitere 
Mine zum Sprengen des Bündnisses. 
Wir haben im „Aktionsbündnis ge¬ 
gen die NATO-Sicherheitskonferenz“ 
frühzeitig darauf aufmerksam gemacht, 
dass wir eine Rede von Inge Viett auf 
der Demonstration für falsch und 
kontraproduktiv halten. Denn damit 
werde der Konsens der unterschiedli¬ 
chen Friedenskräfte, die sich in diesem 
Bündnis zusammengefunden haben, 
gesprengt. 

Wir haben auch deshalb Inge Viett als 
Kundgebungsrednerin abgelehnt, weil 
damit den Medien die Munition gelie¬ 
fert würde, das Bündnis zu diffamieren 
und - statt über unsere Antikriegspo¬ 
sitionen - hauptsächlich über eine Per- 
sonalie und ihre Vergangenheit zu be¬ 
richten. Unsere Befürchtungen haben 
sich bestätigt: Wichtige Organisationen 
und Persönlichkeiten, die die Breite der 


Proteste repräsentieren, haben erklärt, 
nicht mehr mitarbeiten zu wollen, wenn 
Inge Viett spricht. Dass es den Medi¬ 
en, aber auch dem Antikapitalistischen 
Block, der sie eingeladen hatte, dabei 
nicht um Inhalte, sondern nur um die 
Person Viett ging ist offensichtlich. 
Auch wenn wir ihrer Rede inhaltlich in 
vielen Punkten nicht zustimmen und 
diese für falsch halten, sind wir für eine 
Debatte über Perspektiven des antimi¬ 
litaristischen Kampfes jederzeit offen. 
Aber nicht auf Kosten der Breite der 
Antikriegsbewegung. 

Die DKP kritisiert, dass, entgegen den 
Absprachen im Bündnis und ohne kol¬ 
lektive Absprache in der Demoleitung, 
die ganze Demonstration angehalten 
wurde, damit Inge Viett die gleiche 
Rede, die schon auf der Auftaktkund¬ 
gebung verlesen wurde, nochmal vor¬ 
tragen konnte. Damit wurden alle Be¬ 
teiligten hintergangen. 

Die DKP weist alle Diffamierungen 
und Unterstellungen gegen Claus 
Schreer zurück. Insbesondere kriti¬ 
sieren wir die Berichterstattung in der 
Zeitung „Junge Welt“, die ausschließ¬ 
lich die Rede von Inge Viett abge¬ 
druckt hat, während die anderen Re¬ 
den z.B. von Normann Paech, Claudia 
Haydt oder Brigitte Kiechle noch nicht 
einmal Erwähnung finden. 

Der Autor des Artikels in der Jungen 
Welt,(...) empfahl Claus Schreer in ei¬ 
ner E-Mail, sich doch bei den Kriegs¬ 
verbrechern im Bayerischen Hof ein¬ 
zureihen. Sie ist leider nicht die einzige 
Schmäh-Email die Claus Schreer in den 
letzten Tagen erhalten hat. 

Wir betonen als DKP München noch 
einmal: In Vorbereitung der kommen¬ 
den Proteste gegen die sogenannte 
Nato-Sicherheitskonferenz im Jahr 
2014 sind wir für das breitest mögli¬ 
che Bündnis aller Friedens- und anti¬ 
militaristischen Kräfte, um denen, die 
schon die nächsten Kriege vorbereiten, 
möglichst wirksam entgegen treten zu 
können. Wir wollen eine bunte, phan¬ 
tasiereiche Demonstration an der sich 
linke Jugendliche genauso beteiligen 
können wie friedensbewegte Familien 
mit Kinderwagen. 

Kreisvorstand der DKP München, 

13.02.13 (red. gekürzt) 


Notunterkunft nur für Deutsche? 


Folgenden Offenen Brief zum Umgang 
mit Obdachlosen aus EU-Mitgliedstaa- 
ten in Dortmund richten Ulla Jelpke, 
MdB, und der Dortmunder Ratsherr 
Utz Kowalewski an den dortigen Ober¬ 
bürgermeister Ullrich Sierau: 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
mit Entsetzen haben wir einem Be¬ 
richt des ARD-Magazins „Monitor“ 
einen Bericht über den Umgang mit 
Obdachlosen aus Rumänien und Bul¬ 
garien entnommen. Demnach existiert 
eine Anweisung an die Mitarbeiter der 
Obdachlosennotunterkünfte der Stadt 
Dortmund, grundsätzlich nur Men¬ 
schen mit deutscher Staatsangehörig¬ 
keit in die Unterkünfte einzulassen. 
Dieses Vorgehen ist aus unserer Sicht 
ein menschenrechtlicher Skandal. Im 
konkreten Fall der rumänischen und 
bulgarischen Staatsangehörigen han¬ 
delt es sich um EU-Bürger. Sie sind 
nach dem Europäischen Fürsorgeab¬ 
kommen wie die Staatsangehörigen 
aller Bürger aus den Staaten des Eu¬ 
roparates Deutschen sozialrechtlich 
gleichgestellt. Einzige Bedingung ist 
ein dreimonatiger Voraufenthalt. Ein 
von der Bundesregierung eingelegter 
Vorbehalt gegen diese Regelung ist von 
mehreren Gerichten als unwirksam er¬ 
kannt worden. Die Unterbringung in 
einer Notunterkunft wäre also das Min¬ 
deste, das diesen Menschen zusteht. 
Darüber hinaus ist dieser Ausschluss 
von Menschen allein aufgrund ihrer 
Staatsangehörigkeit von jeglicher Not¬ 
hilfe ein eklatanter Verstoß gegen das 
Menschenwürdegebot und das Diskri¬ 
minierungsverbot des Grundgesetzes. 
Die schwierige finanzielle Lage, in der 
sich die Stadt Dortmund ganz unum¬ 
stritten befindet, kann eine solche Men¬ 
schenrechtsverletzung nicht rechtferti¬ 
gen. (...) Sollte die Stadt Dortmund 


eine solche Versorgung Obdachlosen 
aus Rumänien und Bulgarien vorent¬ 
halten, um einen weiteren Zuzug aus 
diesen Ländern durch Abschreckung 
zu verhindern, ist das ebenfalls nicht 
mit dem Menschenwürdegebot des 
Grundgesetzes zu vereinbaren. (...) 
Das jedenfalls im „Monitor“-Bericht 
wiedergegebene Argument der Stadt¬ 
verwaltung, die rumänischen bzw. bul¬ 
garischen Obdachlosen seien ja ein¬ 
gereist und hätten daher ihre Notlage 
selbst verschuldet, ist gegenüber dem 
grundgesetzlichen Menschenwürde¬ 
gebot vollkommen nachrangig. Zumal 
die Betroffenen ja nun genau nicht mit 
dem Ziel einreisen, in Dortmund in ei¬ 
ner Obdachlosenunterkunft unterzu¬ 
kommen, sondern durch den Verkauf 
ihrer Arbeitskraft sowohl ihr eigenes 
Leben in Dortmund als auch das ihrer 
Verwandten in ihrer Heimat zu sichern. 
Auch aus ordnungspolitischer Sicht 
ist die Abweisung von Obdachlosen 
in den Notunterkünften in Dortmund 
fatal. In dem genannten Bericht wird 
auch dargestellt, wie Kriminelle durch 
das „Vermieten“ von leerstehenden 
Häusern an rumänische und bulgari¬ 
sche Migranten zu Geld kommen und 
so aus ihrer Notlage Profit ziehen. Mit 
der Weigerung, selbst die betroffenen 
Migranten zu unterstützen, treibt die 
Stadt diesen Kriminellen notleidende 
Menschen in die Arme. Auch hier gilt: 
die richtige Sozialpolitik ist die beste 
Prävention gegen Kriminalität. 

Wir appellieren daher an Sie, die dar¬ 
gestellte Diskriminierung von nicht¬ 
deutschen Staatsangehörigen in den 
Notunterkünften der Stadt Dortmund 
umgehend zu beenden. Bitte halten 
Sie uns über ihr weiteres Vorgehen 
in dieser Sache auf dem Laufenden. 
(red. gekürzt) 


Zusammenhänge? 


Porsche-Vorständler wegen Betruges 
angeklagt! Na bitte, vielleicht lieferten 
sie ja Turbo-Pferdefleisch an den Papst, 
der deshalb zurücktrat. Ihm war einfach 
grottenelend geworden vom Treiben in 
der Welt. Wo er doch die Kirche gerade 
entweltlichen wollte! Zu spät. Da wie¬ 
hern die Gäule und der Gläubige(r) 
kotzt in den Graben, der sich zwischen 
Endverbraucher und Geschäftema¬ 
chern auftut. 

Wo kommen eigentlich all die Pferde 
her? Von VW doch nicht, obwohl die 
zurzeit ein Auto mit 600 Pferdestärken 
für 200 000 Euro bauen. Ob man mal 
Vorständler in die Pfanne hauen soll¬ 
te? Rennpferde sollen es nicht sein dür¬ 


fen, da die mit Medikamenten behandelt 
werden, die für Menschen äußerst ge¬ 
fährlich sind. Die armen Zossen! (Was 
man so alles nebenbei erfährt!). In der 
Landwirtschaft sind allerdings gar nicht 
mehr so viele Rosinanten tätig. Aus Ru¬ 
mänien? Ziehen dort inzwischen wie¬ 
der Ochsen den Pflug? Man könnte mal 
nachsehen. Vom rumänischen Acker 
nach England, von dort nach Frank¬ 
reich. In Frankreich ist Pferdefleisch 
unverfänglich, eine Delikatesse, es gibt 
Pferdemetzgereien in jeder Stadt. 
Pferdefleisch ist ja auch gar nicht 
schlimm, lediglich kulturelle Empfind¬ 
lichkeiten lassen uns ,brrr’ machen, 
heißt es. Aber wenn es nun - das wäre 


die nächste Eskalationsstufe des Skan¬ 
dals - doch Rennpferde waren, die da 
in die Matsche der Fast-Food-Lasagne 
gehauen wurden? Nicht auszudenken. 
Wie werden die eigentlich getötet? Wie 
Schweine und Rinder? Massenweise? In 
Hinterhöfen? Oder in offiziellen ,Fri¬ 
sche zen-tren’? Was machen eigentlich 
die zuständigen Behörden den ganzen 
Tag? 

Völlig abschalten möchten wir aller¬ 
dings bei dem Gedanken, was denn viel¬ 
leicht außer Pferdefleisch noch alles so 
in unserem täglichen Futter steckt. Das 
kommt vielleicht auch noch raus. 
Kotz-Würg! Richtig, es wird auf jeden 
Fall rauskommen\ -ust- 


Polizei setzt Räumung durch 

Hunderte bei Blockade gegen Rauswurf türkischer Familie in Berlin-Kreuzberg 


„Wie soll es uns gehen? Scheiße. Aber 
solange man noch atmen und gegen 
Ungerechtigkeit kämpfen kann, ist al¬ 
les in Ordnung.“ Der 41-jährige Maler¬ 
meister Ali Gülbol aus Berlin Kreuz¬ 
berg hat mit seiner Familie gekämpft 
und seine Wohnung verloren. Am 
14. Februar hat die Polizei mit ei¬ 
nem Großeinsatz, mit Hubschrau¬ 
ber, Knüppel und Pfefferspray den 
Weg für die Gerichtsvollzieherin frei 
gemacht, um die fünfköpfige Familie 
vor die Tür zu setzen. 

Rund 1 000 Freunde, Nachbarn und 
Mieteraktivisten waren gekommen, 
um das zu verhindern. Hunder¬ 
te hatten sich bereits vor sechs Uhr 
morgens vor den Hauseingang der 
Lausitzer Straße 8 gesetzt, um den 
Eingang zu blockieren. Weitere Hun¬ 
derte machten die Zugänge zur Stra¬ 
ße dicht, nachdem die Polizei sie um 
kurz nach sechs abgesperrt hatte. Da 
halfen nur Gewalt und üble Tricks. 
Die Gerichtsvollzieherin wurde in 
eine Polizeiuniform gesteckt und 
über Hinterhöfe und Mauern zum 
Treppenhaus geschleust. Dem Schlos¬ 
ser wurde der Weg mit Pfefferspray 
und Schlagstock freigemacht. 

Ali Gülbol wohnte seit seinem sechs¬ 
ten Lebensjahr mit seinen Eltern und 
Brüdern in dem Haus. 1999 zog er 
mit seiner Frau Necmiye und seinen 
Kindern eine Etage tiefer. In „eine 
Bruchbude“ wie er sich heute erin¬ 
nert: verschimmelte Wände, Kachel¬ 
öfen, veraltete Leitungen. Mit viel 
Geld und Arbeit haben die Gülbols 
die Wohnung hergerichtet. „Für im¬ 
mer“ sollte das sein. Mit dem Ver¬ 
mieter gab es die Verabredung, dass 
es im Gegenzug zu keiner Mieterhö¬ 
hung komme. 2006 wurde das Haus 
zwangsversteigert. Der Vermieter 
Andre Franell bekam den Zuschlag 
und erhöhte die Miete auf einen 
Schlag um 100 Euro. Die Gülbols 
zogen vor Gericht und unterlagen 
mehrfach, schließlich versäumten 
sie bei der Nachzahlung eine Frist und 
erhielten die Kündigung. Als schließ¬ 
lich der Räumungsbescheid kam, wa¬ 
ren die Mietschulden längst beglichen, 
aber Franell ließ nicht mit sich reden. 
Bis zum Schluss verweigerte er jedes 
Gespräch mit der Familie, mit dem grü¬ 
nen Bezirksbürgermeister Franz Schulz 
oder dem Bündnis „Zwangsräumungen 
verhindern“. 

Am 22. Oktober kam es zum ersten 
Räumungsversuch. Rund 200 Freunde 
und Nachbarn der Familie saßen vor 
dem Haus als die Gerichtsvollzieherin 
mit dem Schlosser im Schlepptau an¬ 
rückte. Sie war überrascht - kein Flug¬ 
blatt oder Plakat hatte auf den Protest 
hingewiesen -, verzichtete auf Amts¬ 
hilfe durch die Polizei und zog unver¬ 
richteter Dinge ab. Im Dezember gab 
es den zweiten Räumungstermin. Dies¬ 
mal war das Bündnis „Zwangsräumun¬ 
gen verhindern“, in dem auch die DKP- 
Gruppe Friedrichshain-Kreuzberg von 
Anfang an vertreten war, vorbereitet. 
An die 100 Kulturschaffende, Vereine, 
Läden, Initiativen und Kneipen, darun¬ 
ter der Kreuzberger Fußballclub türky- 
emspor, die Sängerin Dota Kehr, be¬ 
kannt als Kleingeldprinzessin, und der 
Migrationsrat Berlin-Brandenburg hat¬ 


ten öffentlich erklärt, sich an der nächs¬ 
ten Blockade zu beteiligen. Hunderte 
ließen sich auf einen sms-Verteiler 
setzen, um sofort über den neuen Ter¬ 
min informiert zu werden. Am Ende 
waren auch die Bezirksfraktion der 


Grünen und der Landesvorstand der 
Linkspartei unter den Unterstützern. 
Das Bündnis rechnete am Tag vor dem 
Räumungstermin „mit Hunderten, die 
den Kiez dicht machen“. Dazu kam es 
nicht. Der Termin wurde aus formellen 
Gründen abgesagt. 

Es folgte mit dem 14. Februar der dritte 
Räumungstermin. Das Bündnis gab die 
Parole aus: „Die Gülbols bleiben in der 
Lause, die Polizei, die geht nach Hau¬ 
se“. In Flugblättern wurden Polizisten 
wie Schlosser aufgefordert, den Dienst 
zu verweigern. Dem folgten die Beam¬ 
ten nicht. Sie waren bereit, die Räu¬ 
mung einer einzigen Familie gegen 1 
000 Bürgerinnen und Bürger mit Ge¬ 
walt durchzusetzen. Dazu erklärten der 
Arbeitskreis kritischer Juristinnen und 
Juristen Berlin und das Grundrechte¬ 
komitee: „Es kam im Verlauf der Räu¬ 
mung zu häufigem Einsatz körperli¬ 
cher Gewalt und weiträumigem, unan- 
gekündigten Einsatz von Pfefferspray.“ 
Anwohner seien sogar beim Verteilen 
von Gummibärchen an Protestieren¬ 
de gefilmt worden, das Anti-Konflikt- 
Team der Polizei sei immer wieder 
durch Schubsen, Pöbeleien und Belei¬ 
digungen gegenüber Demonstrieren¬ 
den aufgefallen. 16 Blockierer wurden 


festgenommen und 75 Ermittlungs¬ 
verfahren wegen Landfriedensbruches 
eingeleitet. Berlins Polizeipräsident 
Klaus Kandt verteidigte den Einsatz 
von 815 Beamten am Montag im In¬ 
nenausschuss mit den Worten, es habe 


sich nicht um eine normale Zwangs¬ 
räumung gehandelt, sondern um eine 
Räumung, „die eingebettet ist in eine 
extremistische Szene“. 

Die DKP Friedrichshain-Kreuzberg 
erklärte: „Die Zwangsräumung konn¬ 
te mit Polizeigewalt durchgesetzt wer¬ 
den - und trotzdem: Diesen Tag kann 
die Berliner Mietenbewegung für sich 
als Erfolg verbuchen. Denn so sicher, 
wie der Senat auch in Zukunft Zwangs¬ 
räumungen vollstrecken wird, so sicher 
ist die nächste Blockade einer Zwangs¬ 
räumung. Und die Mitglieder der DKP 
Berlin werden es sich auch in Zukunft 
nicht nehmen zu lassen, wieder in den 
Reihen des Widerstands Platz zu neh¬ 
men.“ Mit der Blockade habe die Mie¬ 
tenbewegung in Berlin gezeigt, dass sie 
an einem Wendepunkt stehe: „Protest 
schlägt um in konkreten Widerstand. 
An diesem Punkt müssen sich alle po¬ 
litischen und gesellschaftlichen Kräfte 
in Berlin die Frage stellen, auf welche 
Seite sie sich stellen wollen: auf die 
Seite der Mietpreistreiber, des Staates 
und der Gerichte - oder auf die Seite 
der lohnabhängigen Familien, der Er¬ 
werbslosen, der Alleinerziehenden und 
Rentner, die aus unseren Kiezen ver¬ 
trieben werden.“ Wera Richter 
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Wahlforscher machen mobil 

Noch sieben Monate bis zu den Bundestagswahlen 


kam auf 40 Prozent. Auch „Die Lin¬ 
ke“ verbesserte sich um einen Punkt 
auf sieben Prozent. Die FDP wäre mit 
vier Prozent nicht mehr im Bundestag 
vertreten - aber wir kennen ja inzwi¬ 
schen die überraschenden Wenden, die 
durch Leihstimmen herbeigeführt wer¬ 
den können. Die Piratenpartei würde 
mit drei Prozent an der Fünf-Prozent- 
Hürde scheitern. Die „Freien Wähler“, 


deren Chef ----- 

Aiwanger Rechnerisch möglich wären 


liebtesten Politiker“ die beiden letz¬ 
ten Plätze. Insbesondere das Schwei¬ 
gen von Brüderle zu den Sexismus- 
Vorwürfen könnte den Liberalen im 
Herbst zum Wahlverhängnis werden. 
51 Prozent der Befragten meinen näm¬ 
lich derzeit, „dass sich die Chancen für 
die FDP bei der Bundestagswahl eher 
verschlechtert haben“. 
Bemerkenswerter war jedoch ein ande¬ 
res Ergebnis 
der Umfrage 


großspre- e - me q ro ß e Koalition aus Union 

~icr*V> pinp ■' » 

und SPD und ein Bündnis von 
CDU/CSU und Grünen. 


ja 

cherisch eine 
bundesweite 
Kandidatur 

angekündigt - 

hatte, tauchen in den Umfragen ge¬ 
genwärtig nicht auf, werden allenfalls 
unter „Sonstige“ gebucht. Das keines¬ 
wegs überraschende Fazit: „Rechne¬ 
risch möglich wäre damit neben einer 
großen Koalition aus Union und SPD 
auch ein Bündnis von CDU/CSU und 
Grünen. Rot-Grün und Schwarz-Gelb 
hätten dagegen keine Mehrheit“, stellt 
„Infratest dimap“ fest. 

Während die Bundeskanzlerin weiter¬ 
hin große Zustimmung der Befragten 
erhält - 71 Prozent seien mit ihrer Ar¬ 
beit zufrieden - und der SPD-Kanzler- 
kandidat nur 37 Prozent Zustimmung 
verbuchen kann, stürzen die führenden 
Politiker der FDP regelrecht ab. Sie 
belegen in der Rankingliste der „be¬ 


im D-Trend. 
Denn die 
Meinungs¬ 
forscher be- 

- fragten die 

Bundesbürger auch nach der von Ver¬ 
teidigungsminister de Maiziere drän¬ 
gend geforderten Anschaffung von 
Kampfdrohnen für die Bundeswehr. 
65 Prozent der Befragten lehnten einen 
Kauf dieser Mordwerkzeuge ab. 
Bezüglich der Wahlaussichten und des 
Images der Parteien sind vom „Forsa“- 
Institut von anderen Instituten abwei¬ 
chende Erkenntnisse zu erhalten. Zum 
Beispiel zur CDU und zur SPD. „Be¬ 
reits zum zweiten Mal in diesem Jahr 
würden sich 43 Prozent für die Union 
entscheiden“, ermittelte das Institut im 
Auftrag von „stern“ und RTL. Das sei 
in dieser Umfrage der beste Wert für 
die Union seit sieben Jahren. Der Fall 
Schavan habe nach Ansicht von Forsa- 


Endlich ein freier Mensch sein! 

Matinee zum 100. Geburtstag von Ettie Gingold 


ie führenden deutschen Mei¬ 
nungsforschungsinstitute rüs¬ 
ten sich für die Bundestagswah¬ 
len am 22. September 2013. Monat für 
Monat und teils wöchentlich präsentie¬ 
ren sie seit Januar in Zahlen Antworten 
auf die Frage „Wen würden Sie wählen, 
wenn am Sonntag Bundestagswahlen 
wären?“Zwischen dem 23. Januar und 
dem 17. Februar wurden von den sechs 
führenden Instituten folgende Trends 
ausgemacht: Für die CDU ergeben sich 
in diesen Zeitraum zwischen 39 und 
43 Prozent, für die SPD zwischen 
25 und 29 Prozent, für die Grünen zwi¬ 
schen 13 und 16 Prozent, für die FDP 
zwischen 3 und 5 Prozent, für „Die 
Linke“ zwischen 6 und 7 Prozent. Für 
die Piratenpartei wurden übereinstim¬ 
mend drei Prozentpunkte angegeben. 
Also nichts sensationell Neues. 

Großes Interesse finden in der Öf¬ 
fentlichkeit besonders die Ergebnisse 
von „Infratest dimap“, das jeweils am 
Ende eines Monats für die ARD den 
Deutschlandtrend erstellt, sowie die 
wöchentlichen Umfragen von „Forsa“ 
im Auftrag von der Illustrierten „stern“ 
und RTL. Der aktuelle ARD-Deutsch¬ 
landtrend, zu dem 1 008 Bundesbürger 
befragt wurden, meldet für die Grü¬ 
nen ein „Jahreshoch“ von 16 Prozent 
und für die Sozialdemokraten einen 
Abschwung auf 27 Prozent. Die CDU/ 
CSU legte danach einen Punkt zu und 


So lautete der Titel der Matinee, zu 
der die „Ettie-und-Peter-Gingold-Er- 
innerungsinitiative“ am 17. 02. 2013 in 
das Frankfurter Titania-Theater einge¬ 
laden hatte. Anlass war der 100. Ge¬ 
burtstag von Ettie Gingold. Die Initi¬ 
ative hatte gemeinsam mit dem Freien 
Schauspielensemble Frankfurt ein Pro¬ 
gramm erarbeitet, das die nahezu 200 
Gäste begeisterte. 

Ettie Gingold, 2001 verstorben, war 
zeit ihres Lebens eine mutige, kämpfe¬ 
rische und außergewöhnlich engagierte 
Frau: Kommunistin, Jüdin, Antifaschis¬ 
tin und Kriegsgegnerin. 

Sie war 22 Jahre alt, als sie Mitte der 
1930er Jahre aus der rumänischen Pro¬ 
vinz nach Frankreich emigrierte. Dort 
organisierte sie sich in einer antifaschis¬ 
tischen Jugendgruppe, war Mitbegrün¬ 
derin der FDJ und kämpfte während 
der Naziokkupation in der französi¬ 
schen Widerstandsbewegung Resis¬ 
tance gegen den deutschen Faschismus. 
Sie war Kurierin, stellte Flugblätter her 
und sorgte für die Verteilung - z.B. an 
Treffpunkten deutscher Soldaten. Mit 
ungeheurem Mut und jeder denkbaren 
Entschlossenheit schrak sie vor keiner 
Anforderung zurück. Nach der Befrei¬ 
ung lebte sie mit ihrem Mann, Peter 
Gingold, in Frankfurt am Main und 
kämpfte in den Reihen der KPD für 
ein neues, antifaschistisches Deutsch¬ 
land. Bekannt wurde sie vor allem als 


Am 7. Februar kam es zu einer Haus¬ 
durchsuchung bei Walter Listl, Be¬ 
zirksvorsitzender der DKP-Südbayern. 
Unbekannte hatten in seinem Namen 
Pamphlete verschickt, in denen gegen 
„Millionen Asylbetrüger, Zigeuner 
und Juden“ sowie gegen einen „links¬ 
vertrottelten Polit- und Medienmob“ 
gehetzt wird. Die Staatsanwaltschaft 
München I nahm das zum Anlass, 
um gegen unseren Genossen „wegen 
Volksverhetzung“ zu ermitteln. Ein 
durchsichtiges Manöver. Walter Listl 
ist in München als langjähriger Akti¬ 
vist und Sprecher des Bündnisses gegen 
Krieg und Rassismus sowie als Vertre¬ 
ter der DKP im „Aktionsbündnis ge¬ 
gen die NATO-Sicherheitskonferenz“ 
bekannt. Die Polizei beschlagnahmte 
bei der Hausdurchsuchung nur wenige 



zum ICO- Geburtstag von Ettie Gingold 
Sonnt»!! 17- Februar 2013 
11 Uhr TITANIA Tlmitr Frankfurt 


Friedenskämpferin. Sie sammelte in 
den 50er Jahren Tausende Unterschrif¬ 
ten unter den Stockholmer Appell und 
erneut in den 80er Jahren mehr als 12 
000 Unterschriften unter den Krefel- 
der Appell. Neben Willy Brandt, Hein¬ 
rich Böll und Petra Kelly war Ettie 
eine der Rednerinnen auf der legen¬ 
dären Bonner Hofgartenkundgebung 
der Friedensbewegung. 

Als Zeitzeugin sprach sie vor Jugend¬ 
gruppen, Schulklassen und auf vielen 
Veranstaltungen der Gewerkschafts-, 
der Frauen- und der Friedensbewe- 


Tage nach den diesjährigen Protesten 
gegen das jährliche Kriegstreibertref¬ 
fen Walter Listls Terminkalender samt 
Telefonverzeichnis mit der absurden 
Begründung, Schriftproben von ihm 
zu benötigen. 

Auch im Namen des 87-jährigen An¬ 
tifaschisten und KZ-Überlebenden 
Martin Löwenberg und des Antifa¬ 
schistischen Dokumentationszentrum 
a.i.d.a. waren solche Nazipamphlete 
verschickt worden. Kein vernünftiger 
Mensch wäre auf die Idee gekommen, 
diese Hetzschriften tatsächlich Listl, 
Löwenberg und a.i.d.a. zuzuordnen. 
Derselbe Apparat, der jahrelang dem 
Treiben des „NSU“ zumindest taten¬ 
los zusah, hat keine Scheu, unter solch 
lächerlichem Vorwand gegen Kommu¬ 
nisten und andere Antifaschisten vor¬ 


gung. Die Stadt Frankfurt am Main 
ehrte sie 1991 mit der Verleihung der 
Johanna-Kirchner-Medaille. 

Der Ansturm auf die Matinee war 
enorm. Die Schauspielerinnen Betti¬ 
na Kaminski, Naja Marie Domsei und 
Etties Enkel Joscha Gingold lasen aus 
einer Auswahl von Texten und zeich¬ 
neten so die Biografie der Geehrten 
durch die Höhen und Tiefen des ver¬ 
gangenen Jahrhunderts sehr lebendig 
nach. Zu hören waren Auszüge aus Re¬ 
den und Briefen von Ettie selbst, Zi¬ 
tate aus Peter Gingolds Autobiografie 
„Boulevard St. Martin No. 11“ sowie 
Berichte von Weggefährten. Mit zwei 
Einspielungen aus einem Film- und ei¬ 
nem Audiointerview kam Ettie selbst 
zu Wort. Esther und Joram Bejarano 
bereicherten gemeinsam mit Kutlu 
Yurtseven von der Gruppe Micropho- 
ne Mafia das Programm mit ihren ein¬ 
zigartigen Bearbeitungen traditioneller 
Musik aus der antifaschistischen und 
Arbeiterbewegung. Etties Schwager, 
der 90-jährige Siegmund Gingold, war 
mit seiner Frau Helene und seinem 
Sohn Marc aus Paris angereist und er¬ 
innerte in einer kurzen Ansprache an 
„unsere Mutter Courage“, wie er Ettie 
liebevoll nannte. Er hob hervor, wie es 
Ettie gelungen war, für seine und Pe¬ 
ters Eltern eine sichere Unterkunft zu 
finden und mit anderen Genossen de¬ 
ren Versorgung zu sichern, als die deut¬ 


zugehen. Wir verurteilen die Krimi¬ 
nalisierung unseres Genossen auf das 
Schärfste, ihm gehört unsere volle So¬ 
lidarität. 

Auch bei der bundesweiten Razzia bei 
Pressefotografen am Tag zuvor war ein 
Genosse betroffen. Die Polizei durch¬ 
suchte die Wohnungen der Bildjourna¬ 
listen, um Beweismittel im Zusammen¬ 
hang mit einer vermeintlichen Straftat 
bei den Antikrisenprotesten „M31“ im 
Mai 2012 in Frankfurt am Main zu si¬ 
chern. Ihnen wurde unterstellt, sie sei¬ 
en nicht beruflich in Frankfurt gewesen, 
sondern als politische Aktivisten. Wir 
protestieren auch gegen diese offen¬ 
sichtlich rechtswidrige Maßnahme auf 
das Schärfste. 

Wir sehen in der zunehmenden Kri¬ 
minalisierung von Antifaschisten u.a. 


Chef Manfred Güllner keine Auswir¬ 
kungen auf das Bild der CDU. „Die 
Menschen werten diese Sache als lan¬ 
ge zurückliegenden, individuellen Fehl¬ 
tritt“. Die Werte für die SPD sind bei 
Forsa hingegen bekanntlich immer et¬ 
was niedriger als bei anderen Institu¬ 
ten. Aus den Antworten der 2 505 vom 
Institut Befragten wurden für die SPD 
derzeit nur 25 Prozent errechnet. 

Im übrigen: Übereinstimmend werden 
die schlechten Werte für den SPD- 
Kanzlerkandidaten vermerkt. Dieser 
gab sich in den letzten Wochen etwas 
selbstkritisch. Seine Äußerung zur 
Höhe des Kanzlergehalts sei „sicher¬ 
lich nicht glücklich gewesen“, gab er 
gegenüber der „Zeit“ zu. Auch er habe 
lernen müssen, dass „Äußerungen von 
mir auf einer anderen Folie abgebildet 
werden - die Folie heißt Kanzlerkan¬ 
didatur“. Auf ironische Bemerkungen 
wolle er künftig verzichten, aber „we¬ 
der werde ich meinen politischen Cha¬ 
rakter verfremden noch schauspielern 
oder etwas inszenieren“, sagte er. Im 
übrigen machte er für seine schlechten 
Werte die Medien mitverantwortlich, 
denn die hätten den Sachen „ ihre ei¬ 
gene Dynamik gegeben“. Steinbrück 
warf den Medien vor, sich immer weni¬ 
ger mit politischen Inhalten zu beschäf¬ 
tigen. Ob er Inhalte hat, wird er wohl 
kaum länger verheimlichen können. 

RolfPriemer 


sehen Faschisten Tag für Tag Juden in 
Paris verhaften und deportieren ließen. 
In einer Gesprächsrunde erzählte Es¬ 
ther Bejarano von ihrer langjährigen 
Freundschaft mit Ettie; Katrin Raane 
erinnerte an zwei andere Freundin¬ 
nen - Yvette Bloch und Henny Drei- 
fuss - die ebenfalls als deutsche Emi¬ 
grantinnen in der Resistance kämpf¬ 
ten. Alice Czyborra ergänzte aus ihrer 
Tochterperspektive wie Ettie die Auf¬ 
gaben als herausragende politische Ak¬ 
tivistin, als Mutter zweier Kinder und 
z.B. auch als legendäre Gastgeberin be¬ 
eindruckend meisterte. Als die Gäste 
sich nach der Matinee verabschiede¬ 
ten war das Echo einhellig - das wa¬ 
ren starke zwei Stunden für eine star¬ 
ke Frau. 

Wir Kommunisten hatten und haben 
in unseren Reihen Hunderte solcher 
Menschen, Vorbilder im allerbesten 
Sinne. Es liegt an uns, mit der Erin¬ 
nerung an diese Kämpferinnen und 
Kämpfer deren Leben auch dadurch zu 
würdigen, dass wir Jüngere ermutigen, 
im heutigen imperialistischen Alltag 
mit der gleichen Konsequenz, wie Ettie 
sie zu entwickeln in der Lage war, dafür 
zu streiten, „endlich ein freier Mensch 
zu sein!“ Genossinnen wie Ettie sind 
hierfür auch heute noch überzeugen¬ 
de Lehrerinnen, (s. auch www.gingold- 
initiative.de) Mathias Meyers 


im Zusammenhang mit den erfolgrei¬ 
chen Blockaden in Dresden, Aktiven 
der Friedens- und sozialen Bewegung, 
den Versuch, den legitimen Protest zu 
diffamieren und die Aktivisten einzu¬ 
schüchtern. 

Dem setzen wir unsere Solidarität ent¬ 
gegen. Der wachsende Widerstand ge¬ 
gen faschistische Aufmärsche, gegen 
das Abwälzen der Krisenlasten auf die 
Bevölkerung und die deutsche Kriegs¬ 
politik wird sich auch nicht durch Pro¬ 
vokationen und Repressionen von Poli¬ 
zei und Staatsschutz schwächen lassen. 
Wir fordern eine lückenlose und öffent¬ 
liche Aufklärung, wie und warum es zu 
diesen Aktionen gekommen ist. 

(Die Erklärung wurde einstimmig ver¬ 
abschiedet) 


NPD in Berlin-Neukölln 

Etwa 50 Zuhörer waren zu einer NPD- 
Veranstaltung ins Gemeinschaftshaus 
Gropiusstadt in Neukölln gekommen. 
Eine Truppe bulliger junger Männer, 
ein halbes Dutzend Anwohner und 
zwei Anhänger der „Reichsbürgerbe¬ 
wegung“, sowie einige Mitglieder des 
„Rings Nationaler Frauen“ (RNF). Die 
Hälfte der Personen im Rentenalter. 
Außer den NPD-Anhängern ström¬ 
ten mindestens ebenso viele Gegende¬ 
monstranten in den Saal des Gemein¬ 
schaftshauses, das in Trägerschaft des 
Bezirksamtes liegt. Als Redner waren 
der stellvertretende brandenburgische 
NPD-Vorsitzende Ronny Zasowk so¬ 
wie Udo Pastors, Fraktionschef im 
Mecklenburg-Vorpommerschen Land¬ 
tag, geladen. Pastors und Zasowk sind 
Mitglieder des Bundesvorstandes wie 
auch des Parteipräsidiums der NPD. 
Zasowk beschimpfte die Gegende¬ 
monstranten im Saal als „organisier¬ 
te Asylantenlobby“. Auch Udo Pastors 
hielt in seiner sprachlich und gramma¬ 
tikalisch ausschweifenden Rede nicht 
hinterm Berg. So hätten die Deutschen 
„ein Naturrecht darauf, (...) nicht 
durch eine Dominanz einer fremden 
Kultur oder einer fremden Rasse unter¬ 
drückt [zu] werden“. „Da wo in schma¬ 
rotzerhafter Weise sich fremde Völker 
in Zentraleuropa einnisten wollen, um 
Ungerechtigkeit auszuüben und das 
auch noch mit Unterstützung unserer 
eigenen politischen Klasse: Da wird Wi¬ 
derstand zur Pflicht, Kameraden.“ „Die 
weißen Völker Zentraleuropas“ sollten 
„getrennt marschieren und vereint zu¬ 
schlagen“. 

Nach diesen Auslassungen versuchte 
Grünen-Stadtrat Szczepanski die Rede 
Pastors zu unterbrechen und wies da¬ 
rauf hin, dass im Nutzungsvertrag ein 
Kündigungsrecht für den Fall von ras¬ 
sistischen oder volksverhetzenden Äu¬ 
ßerungen festgeschrieben sei. Aber 
nicht nur im Saal kam es zu lauten und 
vielfältigen Protesten. Vor dem Ge¬ 
bäude hatten sich bereits eine Stunde 
vor dem Beginn der Saalveranstaltung 
etwa 150 Gegendemonstranten einge¬ 
funden, deren Zahl im Laufe der Zeit 
bis auf das Doppelte anstieg. 

(blick nach rechts) 

NPD-Hetze zum 
Faschingsausklang 

Rund 60 Neonazis folgten dem Auf¬ 
ruf des bayerischen NPD-Landesver- 
bands zum „Politischen Aschermitt¬ 
woch“ nach Deggendorf. Wie in den 
Vorjahren fand das Treffen im Gasthof 
Gruber statt, den die NPD bereits seit 
einiger Zeit für ihre Veranstaltungen 
nutzen kann. 

Als Redner hatte die NPD den bayeri¬ 
schen Landesvorsitzenden Karl Rich¬ 
ter, seinen Stellvertreter Sascha Roß¬ 
müller und die „familienpolitische 
Sprecherin“ Sigrid Schüßler ange¬ 
kündigt. Roßmüller sollte als „Bruder 
Braunabas“ auftreten und eine „rhe¬ 
torische Watsch’n ohne Rücksicht auf 
die andernorts üblichen bundesdeut¬ 
schen Befindlichkeiten austeilen“, wie 
es im Vorfeld auf der NPD-Homepage 
hieß. In seiner Rede hetzte Roßmüller 
laut Pressemeldung der NPD gegen die 
„gescheiterten rot-grünen ,Integrati¬ 
onsbemühungen“. Ähnliche Töne soll 
auch Karl Richter angeschlagen haben, 
der zudem von „rot-grünen Islamisie- 
rungsbestrebungen der bayerischen 
Landeshauptstadt“ gesprochen hat, wie 
die NPD-Bayern auf ihrer Homepage 
schreibt. Damit versuchen beide of¬ 
fenbar, von bestehenden rassistischen 
Ressentiments und Vorurteilen in der 
Gesellschaft zu profitieren - und diese 
auch noch aktiv zu befeuern. 

Im Vergleich zum „Politischen Ascher¬ 
mittwoch“ 2012 war es der NPD in die¬ 
sem Jahr gelungen, ihre Teilnehmerzahl 
zu erhöhen. Bei der Veranstaltung vor 
einem Jahr hatten sich damals nur rund 
45 Aktivisten eingefunden. Die NPD 
selbst freut sich auf ihrer Homepage 
über die Veranstaltung und spricht 
von einem „NPD-Aschermittwoch“, 
der „neue Maßstäbe gesetzt“ habe. 

In Deggendorf protestierten unzähli¬ 
ge Bürgerinnen und Bürger mit einer 
antifaschistischen Demonstration und 
einem „Demokratischen Aschermitt¬ 
woch“ gegen die Veranstaltung. 

(blick nach rechts) 


Solidarität mit Walter Listl - Gegen staatliche Repression 

Erklärung der 12. Parteivorstandstagung der DKP vom 16. Februar 
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Hochkarätiges Nullereignis 

G20-Treffen in Moskau produzierte nur heiße Luft 


Kannibalismus 
nicht erlaubt 

Brüssel hebt Verbot von 
Tiermehlfutter auf 

Das zeitliche Zusammenfallen ist Zu¬ 
fall. Aber ob es nicht doch einen tie¬ 
feren „systemischen“ Zusammenhang 
gibt - darüber lässt sich nachdenken. 
Passend zum aktuellen Pferdefleisch- 
Skandal hat die EU-Kommission 
am Donnerstag letzter Woche das 
Verbot der Verfütterung von Tier¬ 
mehl aufgehoben, das 1997 nach der 
„Rinderwahnsinn“-Seuche (BSE) EU¬ 
weit eingeführt und 2001 auf alle Tier¬ 
arten ausgedehnt worden war. 
Zunächst soll die Verwendung von 
Tiermehl als Futter nur bei der Fisch¬ 
zucht und anderen Aquakulturen wie¬ 
der erlaubt sein. Offiziell wird dabei 
nicht mehr von „Tiermehl“, sondern 
von „transformierten tierischer Protei¬ 
nen“ gesprochen. Es wurde aber bereits 
angekündigt, dass in einem weiteren 
Schritt auch die Verwendung solcher 
„transformierter tierischen Proteine“ 
für Schweine und Geflügel wieder zu¬ 
gelassen werden soll. Das werde „nicht 
vor 2014“ der Fall sein, erklärte ein 
Kommissionssprecher. 

Angeblich entspricht die Freigabe dem 
Ergebnis einer von der EU-Kommis- 
sion in Auftrag gegebenen Experten¬ 
studie. Nach jüngsten wissenschaftli¬ 
chen Einschätzungen sei die Gefahr 
einer Übertragung des Rinderwahn¬ 
sinns bei Tieren, die keine Wiederkäu¬ 
er sind, nicht gegeben. Zuchtfische, 
Zuchtgarnelen und andere Wasserkul¬ 
turen könnten also ebenso wie Geflügel 
und Schweine gefahrlos damit gefüttert 
werden. Außerdem sei die „epidemo¬ 
logische Situation“ bei BSE in der EU 
„nunmehr in der Endphase der Aus¬ 
merzung von BSE in den Rinderbe¬ 
ständen“. Verboten bleiben soll aber 
die Verfütterung von Tiermehl einer 
bestimmten Art an Tiere der gleichen 
Art (also Fischmehl an Fische, Geflü¬ 
gelmehl an Hühner, Gänse, Enten 
usw.). Auch die Verfütterung von Tier¬ 
mehl an Wiederkäuer (Rinder, Schafe, 
Ziegen) soll verboten bleiben. Es bleibt 
ein Geheimnis der EU-Kommission, 
wie die Einhaltung dieser Verbote in al¬ 
len 27 EU-Staaten wirksam kontrolliert 
und gegen die Geschäftemacherei der 
Agro-Industrie- und Lebensmittelkon¬ 
zerne tatsächlich durchgesetzt werden 
soll. Die Lobbyisten der Lebensmittel¬ 
und Futtermittelindustrie hatten seit 
langem aus „ökonomischen Gründen“ 
darauf gedrängt, das Tiermehlverbot zu 
Fall zu bringen. Dem hat die Brüsseler 
Kommission nun nachgegeben - unge¬ 
achtet der Gefahren, die aus der rendi¬ 
teorientierten Art und Weise der Le¬ 
bensmittelerzeugung für die menschli¬ 
che Gesundheit entstehen können. 


„G 20 setzt Signal gegen die Abwer¬ 
tungswettläufe“ gab sich die FAZ am 
Sonntag noch zuversichtlich. Die Mit¬ 
gliedsländer hätten sich in der Ab¬ 
schlusserklärung verpflichtet, ^wett¬ 
bewerbliche Abwertung 4 zu unterlas¬ 
sen, dem Protektionismus zu entsagen 
und die Märkte offen zu halten“. Eben¬ 
so hätten sie die 2010 in Toronto ein¬ 
gegangene Verpflichtung bekräftigt, 
„nach der die Neuverschuldung bis 
zu diesem Jahr halbiert werden soll“. 
Zudem wollten sie „bis zum Herbst 
glaubwürdige mittelfristige Strategien 
erarbeiten 4 “. 

Das klang ein bisschen nach „Peace 
for our time“. Der britische Premier 
Neville Chamberlain verkündete die¬ 
se frohe Botschaft am 30. September 
1938, als nach der Unterschrift unter 
das Münchener Abkommen General 
von Leeb die Panzer für die Invasion 
der Tschechoslowakei schon auf tanken 
ließ. Zwar beschränkt sich der militäri¬ 
sche Part heutzutage im wesentlichen 
auf Stellvertreterkriege ä la Syrien, da¬ 
für sind die monetären Waffenarsena¬ 
le gut gefüllt. Und die Bereitschaft sie 
ins Feld zu führen, steigt. Kursrelevan¬ 
te Strategien werden von den großen 
Notenbanken mehr oder weniger offen 
verfolgt und von einigen auch als Ziel 
formuliert. Und wenn die „taz“ glaubt, 
„Der Währungskrieg ist abgeblasen“ 
dürfte das der Wirklichkeit vermutlich 
eben so nahe kommen wie das Vorha¬ 
ben die Neu Verschuldung zu halbieren 
oder glaubwürdige mittelfristige Stra¬ 
tegien zu erarbeiten. 

Im Verlauf des Montags 
setzte sich denn auch eine 
erheblich nüchternere Sicht 
auf den G20-Gipfel durch: 

„Die G20 haben Japan ei¬ 
nen Freifahrtschein für die 
Lockerung der Geldpolitik 
ausgestellt“, kommentierte 
Ulrich Leuchtmann (Com¬ 
merzbank) im „Handels¬ 
blatt“. Der Yen sei am Mon¬ 
tag, unmittelbar nach dem 
Treffen, auf den „tiefsten 
Stand seit Mai 2010“ gefal¬ 
len. Wichtiger als wohlfeile 
Gipfelrhetorik ist wieder 
einmal das, was nicht ge¬ 
sagt wurde. 

Und nicht gesagt wurde, 
dass es de facto keine inter¬ 
nationale Politikkoordina- 
tion gib. Immerhin hatten 
sich in Moskau Staatschefs 
versammelt, die zusam¬ 
men 90 Prozent des Welt- 
BIP repräsentieren. Plus 


Finanzminister und Zentralbankchefs, 
plus den Spitzen von IWF und Welt¬ 
bank. Die Lage ist alles andere als ro¬ 
sig. Laut ILO-Bericht vom 21. Januar 
2013 wird die globale Arbeitslosigkeit 
in diesem Jahr auf 202 Mio. ansteigen. 
(Nach ILO-Kriterien - wer länger als 
eine Stunde pro Woche arbeitet, gilt als 
beschäftigt.) Es wäre Handlungsbedarf 
gegeben. Ergebnis: ein windelweiches 
Kommunique voller netter Absichten 
ohne jede operative Substanz. 

In den bundesdeutschen Medien war 
schon einige Zeit zuvor das Thema 
„Währungskrieg“ gepusht worden. 
Aufhänger waren die Erklärungen 
des neugewählten japanischen Minis¬ 
terpräsidenten Shinzo Abe und des 
Zentralbank-Gouverneurs Masaaki 
Shirakawa, welche die gegenwärti¬ 
ge Deflation zu einer Inflation von 
2 Prozent aufpumpen wollen. Dieses 
komplizierte Manöver dürfte, wenn 
überhaupt, nur mit reichlich frisch ge¬ 
drucktem Geld zu bewerkstelligen sein. 
Erwünschter „Nebeneffekt“ ist die im¬ 
plizite Abwertungstendenz, die dem 
Vorhaben innewohnt. 

Ganz offen ein Wechselkursziel ver¬ 
folgt die Schweizer Zentralbank. Sie 
verteidigt recht erfolgreich ein Kurs¬ 
verhältnis von 1,20 Euro. Das war na¬ 
türlich nicht das einzige Thema an dem 
die G20 sich hätten abarbeiten kön¬ 
nen, und nicht einmal annähernd das 
wichtigste. Aber aus Sicht von Bundes¬ 
bankchef Weidmann und Finanzminis¬ 
ter Schäuble lag gerade hier der Hase 
im Pfeffer. 


Hier kommt der Punkt, an dem viel¬ 
leicht ein wenig politische Ökonomie 
hilfreich sein könnte. Unternehmen be¬ 
finden sich im Zustand kapitalistischer 
Konkurrenz. Eine Reduzierung ihrer 
Kosten verschafft ihnen einen Vorteil. 
Abwertung verschafft den Unterneh¬ 
men eines Landes einen Vorteil. Und 
diese Abwertung kann auf verschiede¬ 
ne Art und Weise erfolgen. Was zählt, 
ist nicht das „Wie“, sondern die Effizi¬ 
enz. Eine Variante der nationalen Ab¬ 
wertung ist die der Ware Arbeitskraft. 
Das hat die deutsche Industrie sehr er¬ 
folgreich und nachhaltig mit Hilfe ih¬ 
res „Genossen der Bosse“ betrieben. 
Das Lohndumping der Schröderschen 
„Agenda 2010“, verbunden mit der 
Zwangsarbeitsandrohung der Hartz- 
Gesetze verschaffte ihr derart billige 
und gefügige Arbeitskräfte, dass sie 
die Konkurrenz in Grund und Boden 
konkurrieren konnte. Mit dem Erfolg, 
dass nun nach 10 Jahren „Agenda“ der 
Süden Europas pleite am Boden hegt. 
Der Ratschlag der Merkel-Mannschaft 
an die Euro-Krisenstaaten, es genau so 
zu machen, ist natürlich an Zynismus 
nicht zu überbieten. Die Plätze der 
Exportweltmeister sind besetzt. Da 
können Italiener, Spanier, Portugiesen 
und Griechen sparen, bis sie tot Um¬ 
fallen, sie werden, noch dazu in einem 
rezessiven Umfeld, kein zweites Chi¬ 
na oder Deutschland werden. Gäbe es 
die Chance einer Realisierung, gäbe es 
diese Ratschläge nicht. Was wäre denn 
dann mit den gepriesenen deutschen 
Exportüberschüssen? 


Staaten, die nicht am Gängelband des 
Berliner Kanzleramtes hängen und 
über eine eigene Zentralbank mit re¬ 
levanter Währung verfügen, versuchen 
daher eine monetäre Abwertung. Das 
Beispiel Schweiz ist schon erwähnt. 
Die Euro-Krise hatte den Franken zu 
einer bevorzugten Fluchtwährung ge¬ 
macht. Und für die Schweizer Export¬ 
wirtschaft tödlich in die Höhe schnel¬ 
len lassen. Die Schweizer Zentralbank 
druckt daher Franken, kauft dafür Dol¬ 
lar oder Euro und hält so den Wech¬ 
selkurs gegen die Währungsspekula¬ 
tion stabil. Mit dem Anstieg der Kri¬ 
senkosten dürften diese Variante an 
Popularität gewinnen. Gerade die Was¬ 
ser predigende Bundesrepublik profi¬ 
tiert vermutlich mehr als alle anderen 
vom Kurs-Dumping. Ohne Euro-Krise 
und den dadurch schwächelnden Euro 
könnte sich die deutsche Exportindus¬ 
trie ihre Exportrekorde in den Schorn¬ 
stein schreiben. 

Damit ist auch klar, warum Schäub¬ 
le und Weidmann und mit ihnen die 
deutschen Kampfmedien mit so viel 
Verve in diese Schlacht gezogen sind. 
Natürlich gibt es im Kampf aller gegen 
alle keine moralische Dimension. Das 
„Igitt“ gegen die monetäre Abwertung 
dient der Absicherung des eigenen 
Vorteils. Und genau darum wird es er¬ 
kennbar auch nicht funktionieren. Zu¬ 
mal die Geldpolitik angesichts der om- 
nipräsenten fiskalischen Sparversuche 
als einzige verbliebene expansive Kon¬ 
junkturstütze verblieben ist. 

Damit ist das Repertoire der Siche¬ 
rungsmaßnahmen be¬ 
kanntlich nicht erschöpft. 
Die Klagen bundesrepub¬ 
likanischer und US-Kon- 
zerne gegen die chinesi¬ 
sche Solarindustrie we¬ 
gen Preisdumpings sind 
exemplarisch. Natürlich 
existiert nirgendwo eine 
innovative Großtechno¬ 
logie ohne staatliche Sub¬ 
ventionierung. Aber in 
diesem Sektor ist es mehr 
als augenfällig. Trotzdem 
hat die US-Regierung ge¬ 
radezu prohibitive Zölle 
gegen chinesische Solar- 
Panels verhängt. Auch 
dabei wird es nicht blei¬ 
ben. Die Antworten sind 
schon in der Pipeline. Die 
„Märkte offen halten“. 
Viel Stoff, für noch vie¬ 
le G20-Treffen und viele 
schöne Kommuniques. 

Klaus Wagener 



Gutes Leben - ganz irdisch 

Von Günter Pohl 


Rafael Correa hat wie erwartet die 
Wiederwahl als Präsident Ecuadors 
geschafft. Mit nahezu 57 Prozent hol¬ 
te er einen überwältigenden Sieg und 
damit weit mehr als das Doppelte an 
Stimmen als der Zweitplatzierte, der 
konservative Guillermo Lasso, der mit 
fast 24 Prozent immerhin deutlich über 
den Vorwahlschätzungen lag. 

Nach Venezuela hat damit ein weite¬ 
res ALBA-Land abermals einen Pflock 
für tiefergehende Veränderungen ge¬ 
legt. In Ecuador geht es dabei vor al¬ 
lem um den Aufbau eines Rechtsstaa¬ 
tes und um einen besseren Zugang der 
armen Schichten zum unzureichenden 
Bildungs- und Gesundheitssystem. 
Erste Maßnahmen zeigen in die richti¬ 
ge Richtung; Correas Erfolg ist daher 
kein Zufall. 

Weitere Maßnahmen bis 2017 sollen 
Investitionen in die produzierende 
Wirtschaft sein. Das wäre vernünftig, 
denn Ecuador lebt bis dato immer noch 
überwiegend vom Rohstoffverkauf, der 
ein anhaltend hohes BIP-Wachstum 
gebracht hat, das zuletzt im Mittel fünf 
Prozent erreichte. 

Dass die Kritik an diesem, in den letz¬ 
ten Jahren aufgrund der großen Welt¬ 
marktnachfrage sogar ausgebauten 
Modell offenbar nicht in politische Al¬ 


ternativen umzumünzen ist, zeigt das 
schlechte Abschneiden des linksgerich¬ 
teten Alberto Acosta, der es kaum auf 
drei Prozent schaffte. 

Für die über fünfzig Prozent Armen 
ist der Nachholbedarf an eigener Ge¬ 
sundung gegenüber dem Verhältnis zur 
Umwelt vorrangig, so sehr auch euro¬ 
päische Nichtregierungsorganisationen 
esoterische Ideen eines angeblich in- 
digenen, im Einklang mit Mutter Erde 
stehenden „Buen Vivir“ (Gutes Leben) 
in die Köpfe der Menschen verpflanzen 
möchten. 

Zwar ist das Verhältnis zwischen Cor¬ 
rea und den indigenen Organisationen 
traditionell angespannt, aber deren 
Mitglieder sind nicht scharenweise da¬ 
von gelaufen. 

Ob Rafael Correa an der einseitigen 
Abhängigkeit von chinesischer Investi- 
on in Bergbauprojekte und Kreditver¬ 
gaben etwas ändern kann, ist ebenso 
die Frage wie, ob er das überhaupt will. 
Tatsächlich ist es nach der Umschul¬ 
dung 2008 für das Land nicht mehr 
einfach an internationale Darlehen zu 
kommen. Daher ist die Hoffnung auf 
eine Nachhaltigkeit der „Bürgerrevo¬ 
lution“ im Sinne einer importsubstitu¬ 
ierenden Politik noch auf der langen 
Bank. 


Systemrelevante Wahlen 

Zypern: Der Kandidat der Rechten wird an die Macht geschoben 


Die Europäische Union, die entschie¬ 
dene Hüterin der Demokratie, hat 
wieder einmal Probleme mit der bür¬ 
gerlichen Demokratie. Da hatte man 
felsenfest damit gerechnet, dass bei 
der „Schicksalswahl“ in der Republik 
Zypern endlich die gottgewollte Ord¬ 
nung wiederhergestellt würde, und den 
rechtskonservativen Kandidaten Nikos 
Anastasiades schon vor Öffnung der 
Wahllokale als sicheren Sieger gefei¬ 
ert. Und dann musste man sich damit 
abfinden, dass der Mann trotz massiver 
Unterstützung aller EU-europäischen 
Kräfte, trotz Drohungen und Erpres¬ 
sungen durch das vereinte Groß- und 
Finanzkapital im ersten Wahlgang nicht 
genügend Stimmen des Wahlvolkes zu¬ 
sammenbringen konnte. 

Dabei war alles so schön eingefädelt 
worden. Seit Wochen schwadronieren 
die bürgerlichen Medien EU-Europas 
von der bevorstehenden Staatspleite 
Zyperns. Tatsache ist, dass die kapita¬ 
listische Wirtschafts- und Finanzkrise 
selbstverständlich auch vor dem süd¬ 
lichen Teil der Mittelmeerinsel nicht 
Halt gemacht hat. Zwar hatten die Re¬ 
gierung und Präsident Dimitris Chri- 
stofias von der kommunistischen Par¬ 
tei des Werktätigen Volkes (AKEL) 
alle in ihren Kräften stehenden Maß¬ 


nahmen ergriffen, um die arbeitenden 
Menschen vor den verheerenden Kri¬ 
senfolgen zu bewahren, die die Zyprer 
vor allem aus Griechenland kennen. 
Dennoch wurde immer deutlicher, dass 
auch eine von Kommunisten geführte 
Regierung in einem nach den Prinzi¬ 
pien des Kapitalismus wirtschaftenden 
Land nur sehr begrenzte Möglichkei¬ 
ten hat. 

Hinzu kommen erdrückende äußere 
Umstände. Das Diktat von EU, EZB 
und IWF setzt der Regierung enge 
Grenzen. Die Banken des Landes, die 
sehr eng mit denen Griechenlands und 
der anderen Eurozonenländer verhan¬ 
delt sind, zeigen die gleichen Krisen¬ 
symptome wie die in allen anderen 
kapitalistischen Ländern. Der äuße¬ 
re Druck führte unter anderem dazu, 
dass die Arbeitslosigkeit, die über vie¬ 
le Jahre in einem gewissermaßen er¬ 
träglichen Rahmen lag, in den letzten 
Monaten massiv angestiegen ist. Nicht 
zu vernachlässigen ist auch die perma¬ 
nente militärische Bedrohung aus dem 
Norden der Insel, wo türkische NATO- 
Militärs das Sagen haben. 

Bei den bisherigen „Rettungsprogram¬ 
men“ der EU wurde Zypern demons¬ 
trativ ausgelassen, obwohl sich Präsi¬ 
dent Christofias vor einigen Monaten 


zu einem Hilferuf gezwungen sah. Aber 
die EU musste zunächst die „system¬ 
relevanten“ Banken „retten“, also die, 
in denen deutsche und französische 
Banken ihr zusammengerafftes Kapi¬ 
tal bunkern, auf dass sie sich weiterhin 
beim Ausnehmen pleitebedrohter Staa¬ 
ten und zügellosen Spekulieren voll- 
fressen können. Die zyprischen Banken 
gehörten nicht dazu, denn dort haben 
auch russische Milliardäre ihren ergau¬ 
nerten Reichtum gebunkert. Anderer¬ 
seits will man auch auf die russischen 
Euro-Milliarden nicht verzichten, die 
sollen ja schließlich in EU-Europa in¬ 
vestiert werden. 

Aber auf keinen Fall wollte man dem 
Kommunisten Christofias einen Gefal¬ 
len tun. Deshalb stellte man ihm eine 
Reihe von Bedingungen, zu denen un¬ 
gebremste Kürzungen im sozialen Be¬ 
reich und Privatisierungen gehörten. 
Da der Präsident auf diese Knebel¬ 
bedingungen nicht einging, setzt man 
nun auf Nikos Anastasiades, einen gu¬ 
ten Freund Angela Merkels und des 
westeuropäischen Kapitals. Sollte er 
die Stichwahl am kommenden Sonntag 
gewinnen, dann werden auch die zyp¬ 
rischen Banken „systemrelevant“ - mit 
den bekannten Folgen für die Lohnab¬ 
hängigen. Uli Brockmeyer 
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Wird Mitte-Links es schaffen? 

Wahlkampf war von skrupelloser Demagogie und Heuchelei der Rechten geprägt 



A m kommenden Sonntag und 
Montag finden in Italien die 
Wahlen zum neuen Parlament 
und Senat statt. Herausragend in der 
Wahlkampagne war die Angst der 
Rechten vor einem Sieg der von dem 
Vorsitzenden der sozialdemokratisch 
orientierten Demokratischen Partei 
(DP), Luigi Bersani, mit dem populä¬ 
ren Präsidenten von Apulien und Chef 
der Linkspartei Umwelt und Freiheit 
(SEL), Nichi Vendola, gebildeten Mit- 
te-Links-Koalition. Diese Furcht wur¬ 
de noch verstärkt, als die beiden KPs - 
Kommunistische Neugründungspartei 
PRC und die Partei der Kommunisten 
Italiens (PdCI) - mit der ebenfalls Mit¬ 
te-Links zugehörigen Partei der Werte 
Italiens (IdV) des früheren Korrupti¬ 
onsermittlers, Antonio Di Pietro, und 
anderen kleinen linken Gruppen ein 
Bündnis Rivoluzione Civile bildeten. 
Es tritt, nachdem ein Anschluss an 
Bersani scheiterte, allein an. 

Die nach Gramsci exakter statt Zivile 
als Bürgerliche Revolution übersetzte 
Allianz (in den Medien fälschlicher¬ 
weise als Linkspartei ausgegeben) tritt 
mit dem früheren Staatsanwalt in Si¬ 
zilien Antonio Ingroia, einem bekann¬ 
ten Anti-Mafia-Ermittler und Mitar¬ 
beiter der legendären Staatsanwälte 
Giovanni Falcone und Paolo Borseli- 
ni, die 1992 von Mafia-Killern ermor¬ 
det wurden, als Spitzenkandidat an 
und wird von den populären Oberbür¬ 
germeistern von Neapel und Palermo 
Antonio de Magistris bzw. Leoluca 
Orlando unterstützt. Als einzige Alli¬ 
anz vertrat Rivoluzione Civile die Si¬ 
cherung der in der Verfassung veran¬ 
kerten Traditionen des Antifaschismus, 
forderte einen „neuen Kurs in der Wirt¬ 
schafts- und Sozialpolitik“, die Besei¬ 
tigung „der Ungerechtigkeit und Kor¬ 
ruption“ aus der Berlusconi-Ära und 
prangerte die unter der Übergangsre¬ 
gierung des früheren EU-Kommissars 
und Wirtschaftsprofessors Mario Monti 
fortgesetzte „Zerstörung der sozialen 
und Arbeiterrechte“ an. Es wird erwar¬ 
tet, das Bündnis werde die Sperrklausel 


„Wach auf, Italien!“ 

(4 Prozent) überspringen und wenigs¬ 
tens 5 Prozent Stimmen erreichen. Die 
beiden KPs würden mit jeweils zwei bis 
drei Abgeordneten erstmals seit der 
schweren Wahlniederlage 2008 wieder 
ins Parlament einziehen. 

Ingroia schloss nicht aus, Bersani bei 
einer fehlenden eigenen Mehrheit bei 
der Regierungsbildung zu unterstützen. 
In Erinnerung, dass 2008 eine im Wahl¬ 
kampf vertretene Fortsetzung der Re¬ 
gierungsbeteiligung als entscheidende 
Ursache der Wahlniederlage gesehen 
wurde, trat die kommunistische Basis 
dem entschieden entgegen. Ob ins¬ 
besondere PRC-Chef Ferrari danach 
standhaft bleiben wird, ist noch offen. 
Die Rechte betrieb eine skrupellose 
Demagogie. Ihren extremen Flügel 
führt der gestürzte faschistoide Premi¬ 
er Silvio Berlusconi mit seiner Volks¬ 
freiheitspartei (PdL) im Bündnis mit 
der rassistischen Lega Nord an. Er kri¬ 
tisierte lautstark Montis Sparkurs, den 
er rigoros selbst geführt hatte. Mit halt¬ 
losen Versprechen, u.a. eine Immobi¬ 
liensteuer abzuschaffen und vier Mrd. 
Euro zurückzuzahlen sowie eine Steu¬ 


eramnestie zu gewähren, ging er auf 
Stimmenfang. Um sich die Wähler der 
sich auflösenden faschistischen Alle- 
anza Nazionale (AN) zu sichern, hat¬ 
te er sich zu Mussolinis „guten Taten“ 
bekannt. Ihm werden kaum Chancen 
für einen Wahlsieg eingeräumt, aber er 
könnte im Senat auf Grund des einst 
von ihm eingeführten und noch immer 
gültigen reaktionären Mehrheitswahl¬ 
rechts mit Hilfe der Lega eine knappe 
Mehrheit erzielen, in der Abgeordne¬ 
tenkammer auf etwa 20 Prozent kom¬ 
men und hier hinter Bersani und Monti 
einen dritten Platz erreichen und zur 
Reserve der Rechten werden. Diese 
Platzierung wird abhängen vom Wahl¬ 
ergebnis der deutschen Piratenpartei 
ähnlichen Fünf Sterne-Bewegung des 
Starkomikers Pepe Grillo, die einen rei¬ 
nen Protestwahlkampf ohne substan¬ 
zielle politische und soziale Forderun¬ 
gen führte. Sie könnte nach Wahlum¬ 
fragen Mitte-Links etwa 15 oder auch 
mehr Prozent Stimmen entziehen. 
Montis Koalition ist scharf rechtslastig 
Der amtierende Übergangspremier 
Monti malte einen Wahlsieg Berlusco¬ 


nis an die Wand, um seine Allianz als 
Ausweg darzustellen. Diese ist keines¬ 
wegs eine Zentrumskoalition, als die 
er sie ausgibt, sondern durch die Zu- 
kunfts- und Freiheitspartei (FEL) die 
der frühere Führer der AN-Faschisten 
Gianfranco Fini aus seinen Parteigän¬ 
gern bildete, und dem ebenfalls vorma¬ 
ligen Bündnispartner Berlusconis, dem 
Vorsitzenden der Christlich-Demokra¬ 
tischen Union (UDC), Pierferdinan- 
do Casini, scharf rechts ausgerichtet. 
Obendrein versuchte Monti, die PdL 
ohne Berlusconi für sich zu gewinnen. 
Monti wird offen von führenden Ka¬ 
pitalkreisen mit dem Erben des FIAT- 
Besitzers Agnelli, Ferrari-Chef Corde- 
ro di Montezemolo, einem Förderer der 
FEL Finis, und der großen Stahlunter¬ 
nehmerin Emma Marcegaglia, bis 2012 
Präsidentin des Unternehmerverban¬ 
des Confindustria, unterstützt. 

Sowohl Bersani als auch Monti haben 
nach einem zu erwartenden Wahlaus¬ 
gang ohne ausreichende Mehrheit für 
eine alleinige Regierungsbildung sich 
schon vor der Wahl zur einer gemein¬ 
samen Koalition bereiterklärt. Die für 
Monti agierenden Medien stellten das 
groß heraus, um schwankende Wähler 
auf dessen Seite zu ziehen. Gleichzeitig 
forderte der Professor, dazu müsse die 
DP seinen sogenannten Reformkurs 
des weiteren Abbaus sozialer und Ar¬ 
beiterrechte, darunter die Aushebelung 
des Arbeiterstatuts (Tarifverträge und 
Kündigungsschutz) sowie längere Ar¬ 
beitszeiten unterstützen und die Links¬ 
partei ausschließen. SEL-Chef Vendo¬ 
la erklärte seinerseits, zu diesen Bedin¬ 
gungen werde seine Partei sich ohnehin 
nicht an einer Regierung beteiligen. 
Auch Bersani wies im Wahlkampf 
die Bedingungen Montis zurück. Ob 
und wie die Karten nach einem Patt- 
Wahlausgang ab nächster Woche neu 
gemischt werden, bleibt abzuwarten. 
Denn hinter Montis Bedingungen steht 
die unausgesprochene Drohung, kom¬ 
me es zu keiner Regierung mit der DP, 
stehe Berlusconis PdL zur Verfügung. 

Gerhard Feldbauer 


Front National als „Brandbeschleuniger“ 

Die französische Rechte formiert sich neu 


J etzt haben wir’s Schwarz auf Weiß: 
Nur noch 47 Prozent der Franzo¬ 
sen finden den „Front National“ 
gefährlich, während ebenfalls 47 Pro¬ 
zent diese neofaschistische Partei als 
nicht gefährlich einschätzen. Ein Drit¬ 
tel der Franzosen erklären sich mit des¬ 
sen Ideen generell einverstanden, der 
gleiche Anteil spricht ihm die Fähigkeit 
zu einer Regierungsbeteiligung zu. Das 
ergab eine repräsentative Umfrage von 
TNF Sofres, die auch anzeigte, dass seit 
2003 die Verharmlosung kontinuierlich 
ansteigt. 

Seit über 10 Jahren verfolgt der „Front 
National“ die in den Niederlanden er¬ 
folgreich erprobte neofaschistische 
Strategie der „Entdämonisierung“, wie 
sie Benjamin Abtan, der Präsident der 
Europäischen Antirassistischen Bewe¬ 
gung, in „Le Monde“ erläuterte: Ma¬ 
rine Le Pen ersetzte nicht nur ihren 
verrufenen Vater, sondern zugleich 
das Leugnen des Holocausts, die nos¬ 
talgische Wertschätzung des Nazi-Kol¬ 
laborateurs Marschall Petain oder des 
französischen Kolonialismus in Algeri¬ 
en durch populistische antiislamische 
Hetzparolen. Ihre Ideologie fiel insbe¬ 
sondere dort auf fruchtbaren Boden, 
wo einerseits, verursacht durch glo¬ 
balisierte Betriebsverlagerungen bzw. 
Werksstilllegungen, eine überdurch¬ 
schnittlich hohe Arbeitslosigkeit die 
Bevölkerung niederdrückt und ande¬ 
rerseits die sozialistischen Seilschaf¬ 
ten in Korruptionsskandale verstrickt 
waren, so dass sich der Front National 
als „Anwalt des kleinen Mannes“ auf¬ 
spielen konnte. Bei den letzten Parla¬ 
mentswahlen konnte die Partei drei 
direkt gewählte Abgeordnete in die 
Nationalversammlung schicken. Aller¬ 


dings gelang es, Marine Le Pen in ihrer 
Hochburg am Einzug zu hindern - die 
Linksfront (Front de Gauche) mobili¬ 
sierte mit dem Präsidentschaftskandi¬ 
daten Jean-Luc Melenchon gegen die 
nationalistisch verschleierte neolibera¬ 
le Ideologie. 

Der nach der Wahlniederlage von Prä¬ 
sident Sarkozy aufgeflammte Kampf 
um die Nachfolge in der UMP-Führung 
zwischen Ex-Premierminister Francois 
Fillon und Generalsekretär Jean-Fran- 
gois Cope schien dem Front National 
recht zu geben, dass die UMP sich in 
verschiedene Flügel aufsplittere, wobei 
sich auch die Mitte unter Ex-Minister 
Jean-Louis Borloo von der Radika¬ 
len Partei einen Zuwachs ausrechne¬ 
te. Nachdem Cope unter dubiosen 
Umständen nach einer Briefwahl der 
UMP-Mitglieder zum Parteivorsitzen¬ 
den ernannt wurde, schloss sich unter 
dem Konkurrenten Fillon eine Parla¬ 
mentsgruppe zur R-UMP zusammen. 
Der Rücktritt des UMP-Schatzmeisters 
machte finanzielle Schwierigkeiten der 
Partei öffentlich. Doch bevor sich die 
beiden Streithähne zerfleischten, konn¬ 
ten ein „Waffenstillstand“ und ein er¬ 
neuter innerparteilichen Wahlgang im 
Herbst 2013 vereinbart werden. Es er¬ 
staunt nicht, dass „für eine Mehrheit 
der Franzosen der Front National von 
der Krise der UMP profitiert“, wie „Le 
Monde“ schreibt. 

Schon unter Sarkozy begann sich das 
Profil der UMP nach rechts zu ver¬ 
schieben. Aber erst während des „Hah¬ 
nenkampfes“ um die Nachfolge wurde 
offensichtlich, wie sehr die UMP nach 
rechts gerückt ist. Generalsekretär 
Cope sah sich bestärkt und trommelte 
auf „Fremde“ und Muslime ein. Eine 


von „Le Figaro“ in Auftrag gegebene 
Meinungsumfrage, die herausfinden 
sollte, wie die UMP-Anhänger denken, 
zeigte nämlich, dass kaum Unterschie¬ 
de zum Front National bestehen, wenn 
man von der populistischen Anti-EU- 
Rhetorik des FN absieht. Die Wertvor¬ 
stellungen und programmatischen Er¬ 
wartungen ähneln sich auffallend. 
Schon während der innerparteilichen 
Nachfolge-Auseinandersetzungen ver¬ 
folgte Cope konsequent seine Linie der 
„komplexbefreiten“ Rechten, die er als 
„Chef“ (der Partei) weiter treibt bis zu 
einer „revolution civique“ einer Bür¬ 
gerrevolution, natürlich auf dem Fun¬ 
dament des Neoliberalismus. Schließ¬ 
lich wünschen sich 87 Prozent der Fran¬ 
zosen einen „starken Mann“, wie eine 
aktuelle Meinungsumfrage zeigte. Und 
die UMP befreit sich von einem wei¬ 
teren „Komplex“, sie kündigte den seit 
der Resistance geltenden, von der Fran¬ 
zösischen Kommunistischen Partei und 
de Gaulle geschaffenen antifaschis¬ 
tischen Konsens. In der Nationalver¬ 
sammlung wurde der erste gemeinsame 
Gesetzesvorschlag von Abgeordneten 
der UMP und des FN eingereicht: Im 
Namen des „Kampfes gegen Rassis¬ 
mus“ (sic!) solle die Niederschlagung 
des royalistischen Aufstands in der 
Vendee gegen die französische revo¬ 
lutionäre Republik als „genocide“, also 
als „Völkermord“ verurteilt werden. 
Die beiden Parteien stellen klar, auf 
welcher Seite sie stehen. 

Der der Parti Socialiste nahestehende 
Think-tank „terra nova“ prognostizier¬ 
te, dass sich UMP und FN weiter annä¬ 
hern werden, hält sogar einen Zusam¬ 
menschluss zu einer „Patriotischen 
Partei“ nicht für ausgeschlossen. Die 


Führung der UMP hält sich nach wie 
vor bedeckt, schließlich ist der Kampf 
um den Vorsitz der Partei und damit 
der nächsten Präsidentschaftskandida¬ 
tur noch nicht ausgefochten. Aber man 
wird davon ausgehen müssen, dass bei 
den im nächsten Jahr stattfindenden 
Kommunalwahlen erstmals offizielle 
Bündnisse, Allianzen und Koalitionen 
geschlossen werden. Bei der eingangs 
erwähnten Umfrage sprachen sich 
39 Prozent für eine Zusammenarbeit 
aus, UMP-Anhänger sogar zu 51 Pro¬ 
zent. 

Damit kommt auf die bürgerlichen und 
linken Parteien eine besondere Verant¬ 
wortung zu: Den Zusammenhang von 
kommunaler Verarmung und staatli¬ 
cher Finanzierung von Spekulations¬ 
schulden der Banken auf der einen 
Seite herzustellen und auf der ande¬ 
ren Seite fremdenfeindliche, reaktio¬ 
när-repressive Politik und neoliberale 
Marktideologie zu bekämpfen. Außer¬ 
dem gilt es, der „Totalitarismustheo¬ 
rie“, die mit der im Namen der kapi¬ 
talistischen Wettbewerbsfähigkeit aus 
Deutschland importierten Flexibilisie¬ 
rung des Arbeitsmarkts „aufgewärmt“ 
wird, entgegenzuwirken und auf örtli¬ 
che Linksbündnisse hinzuwirken bzw. 
bestehende Möglichkeiten zur Zusam¬ 
menarbeit von PS und PCF/Front de 
Gauche zu ergreifen. Viel wird auch auf 
die Bereitschaft der PS ankommen. Die 
Linksfront, die zur Entwicklung ihres 
Einflusses Organisationsstrukturen wie 
„Bürgerversammlungen“ und „Kampf¬ 
fronten“ entwickelt, ist hier besonders 
gefordert, auch im Hinblick auf die im 
gleichen Jahr stattfindenden Wahlen 
zum Europäischen Parlament. 

Georges Hallermayer 


Frankreichs Kommunen 
wehren sich 

Die vier repräsentativen Verbände der 
französischen Kommunen und territo¬ 
rialen Gemeinschaften haben vergan¬ 
gene Woche gleichzeitig gegen die von 
der „sozialistischen“ Regierung ange¬ 
kündigte Kürzung ihrer Zuweisungen 
aus dem Staatshaushalt Front gemacht: 
die „Association des Maires de France“ 
(Vereinigung der Bürgermeister Frank¬ 
reichs - AMF), die „Association des 
Maires des grandes villes de France“ 
(Vereinigung der Bürgermeister der 
großen Städte Frankreichs - AMGVF), 
die „Federation des villes moyennes“ 
(Verband der mittleren Städte - FVM) 
und die „Association des departements 
de France“ (Vereinigung der Departe¬ 
ments Frankreichs - ADF). Der Vor¬ 
gang fand besondere Beachtung, weil 
alle diese Verbände unter der Führung 
von Kommunalpolitikern stehen, die 
der gleichen „Sozialistischen Partei 4 , 
wie Staatspräsident Hollande und Re¬ 
gierungschef Ayrault angehören. 

Die sozialdemokratisch geführte Re¬ 
gierung hatte am 12. Februar auf einer 
Tagung des Komitees der Gemeindefi¬ 
nanzen bekannt gegeben, dass die terri¬ 
torialen Körperschaften 2014 und 2015 
im Zug der von der Regierung betrie¬ 
benen „Austeritätspolitik“ um das vom 
EU-Fiskalpakt vorgegebene Sparziel 
zu erreichen, eine Kürzung ihrer Mit¬ 
tel aus dem Staatshaushalt in Höhe von 
3 Milliarden Euro hinnehmen müssen, 
doppelt soviel als die gleiche Regierung 
noch im September 2012 angekündigt 
hatte. Dies sei „ein massiver Keulen¬ 
schlag gegen die Gemeinden“, erklär¬ 
te der Vizepräsident der AMF und PS- 
Bürgermeister von Issoudun. Er wies 
darauf hin, dass es sich, wenn man das 
Einfrieren der Zuweisungen an die 
Kommunen seit mehreren Jahren be¬ 
rücksichtigt, faktisch um eine Verringe¬ 
rung der den Kommunen zustehenden 
Mittel um 4,5 Milliarden Euro im Ver¬ 
gleich zu der noch 2013 zur Verfügung 
stehenden Summe handelt. Der Bür¬ 
germeister von Grenoble, Vorsitzender 
der AMGVF, erklärte, es handle sich 
„um einen historischen Rückgang der 
Zuweisungen“, obwohl den Kommunen 
gleichzeitig neue Lasten und Verpflich¬ 
tungen auferlegt worden seien. 

Industrie will mehr Militäreinsatz 

Die Wirtschaft verlangt von der Bun¬ 
desregierung beim weltweiten Konkur¬ 
renzkampf um Rohstoffe mehr staatli¬ 
ches und militärisches „Engagement“. 
„Der Wettbewerb hat deutlich zuge¬ 
nommen“, sagte der Geschäftsführer 
des Firmenbündnisses Rohstoffallianz, 
Dierk Paskert. Wenn die Versorgung 
mit wichtigen Rohstoffen wie Seltenen 
Erden, Grafit oder Wolfram nicht lang¬ 
fristig gesichert werde, gefährde das die 
Industrie in Deutschland und Europa. 

Samaras lobt Kürzungsprogramm 

Das verschärfte Kürzungsprogramm 
in Griechenland ist nach Einschätzung 
von Ministerpräsident Antonis Sama¬ 
ras „erfolgreich“. Das Land erfülle sei¬ 
ne Verpflichtungen und weitere Spar¬ 
maßnahmen seien nicht nötig, sagte der 
Regierungschef in einem Interview. 

Militärausrüstung nach Syrien 

Die Assad-Gegner sollen in den kom¬ 
menden drei Monaten keine Waffen 
aus der EU erhalten. Großbritannien 
scheiterte am Montag mit dem Ver¬ 
such, das Sanktionsregime aufzuwei¬ 
chen, um die Gegner von Staatsprä¬ 
sident Assad militärisch zu stärken. 
Allerdings soll die Unterstützung der 
„Opposition“ mit nicht waffenfähigem 
Gerät - etwa Splitterschutzwesten, 
Detektoren, Nachtsichtgeräten oder 
Funkausrüstung - erhöht werden. 

Militärgeheimdienst ins Ausland 

Der Militärische Abschirmdienst der 
Bundeswehr (MAD) wird wohl bald 
auch in Mali und in der Türkei aktiv 
werden. „Grundsätzlich leisten wir 
überall dort Abschirmarbeit, wo die 
Bundeswehr tätig ist“, sagte MAD- 
Präsident Ulrich Birkenheier. Deut¬ 
sche Soldaten sind derzeit in mehr als 
zehn Ländern der Welt dauerhaft im 
Einsatz - der MAD sei aber lediglich in 
Afghanistan, im Kosovo, und in Dschi¬ 
buti aktiv, sagte Birkenheier. 
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Gastkolummne von Hans-Peter Brenner 

Der Papst, seine Pleiten, 
seine Pensionierung 


Trauer um den 
roten Feuerwehrmann“ 

A m vergangenen Freitag, dem 15. Februar, starb in seiner Kärntner Wahlhei¬ 
mat unser Freund und parteiloser Genosse Dietrich Kittner. 77 Jahre wur¬ 
de er alt 50 Jahre stand er auf der Bühne - oft über 200 Mal im Jahr - bis 
seine Kraft immer mehr nachließ. In allen seinen Programmen stritt er gegen die 
da oben für die da unten, gegen Dummheit und Apathie, gegen staatliche Auto¬ 
rität und soziale Ungerechtigkeit, gegen Militarismus und Rassismus Und in all 
diesen Jahren hatten die Kommunistinnen und Kommunisten in Deutschland und 
in Österreich in ihm einen treuen Freund. 



„Wir sind Papst!“ Das war einmal. 
Der mediale Tsunami, der durch den 
Rücktritt von Benedikt XVI. von sei¬ 
nem Amt ausgelöst worden war, hat 
sich noch nicht gelegt. Auch dieses 
Mal ist „Bild“ vorneweg dabei. Aber 
auch die „seriösen“ Blätter haben 
kräftig an diesem medialen Großer¬ 
eignis mitgewirkt - und mitverdient. 
Was bedeutet der Rücktritt? 

Joseph Ratzinger ist alt und schwach. 
Dass er vor Monaten einen Herz¬ 
schrittmacher eingesetzt bekam - was 
jetzt erst bekannt gegeben wurde - hat 
an seinem körperlichen Verfall nichts 
ändern können. Jeder sieht es ihm an: 
seine physische Leistungsfähigkeit ist 
so reduziert, dass es völlig normal und 
richtig ist einen solchen Schritt zu tun. 
Wer an das jahrelange öffentliche und 
so peinlich vermarktete Siechtum und 
Sterben seines Vorgängers als „Mär¬ 
tyrertod“ denkt, muss eigentlich froh 
sein, dass der Welt ein weiteres Trau¬ 
erspiel dieser Art erspart bleibt. Das 
war menschenunwürdig, egal wie man 
sonst zur Person und zu dieser Insti¬ 
tution stehen mag und egal, ob man 
sich überhaupt für Fragen der Religi¬ 
on interessiert oder auch nicht. Joseph 
Ratzinger hat sich also rationaler ver¬ 
halten als Karol Wojtyla. Dafür kann 
man ihm ein Wort der Anerkennung 
hinterher rufen. Egal, ob das ein Jahr¬ 
tausendereignis ist oder nicht, weil 
bisher nur einmal ein Papst (Coeles- 
tin V.) vor über 700 Jahren zurücktrat. 
Der „liebe Gott“ dürfte auch nichts 
dagegen haben, dass sein „Stellvertre¬ 
ter auf Erden“ rechtzeitig in Pension 
gegangen ist. Der Privatmann Ratzin¬ 
ger soll seine letzten Lebenstage ver¬ 
bringen, wie und wo er es möchte. Das 
geht uns nichts an. 

Doch es gibt die wichtigere kirchen¬ 
politische und gesellschaftpolitische 
Dimension dieser Entscheidung. Be¬ 
nedikts XVI. Amtsführung erinnerte 
mich an das aus politischer Sicht eben¬ 
falls gescheiterte verzweifelte Bemü¬ 
hen eines seiner Vorgänger, Pius X. 
(Amtszeit 1903-1914), der als „Anti- 
Modernisierungs-Papst“ in die Kir¬ 
chengeschichte eingegangen ist. Als 
damaliger Klosterschüler habe ich die 
fromme Biographie dieses Italieners 
aus dem Dorf Riese/Provinz Veneti- 
en mit heißem Herzen verschlungen. 
„Ignis ardens“ („brennendes Feuer“), 
so hieß der Titel dieses erbaulichen 
und frommen Werkes. Die einfache 
ländliche und fromme Herkunft, die 
immer wieder zitierte italienische 
Volksspeise „Polenta“, die „la mam- 
ma“ ihren vielen Kindern zubereiten 
musste, weil es nicht zu mehr reichte, 
das sprach mich, den Sohn einer eben¬ 
falls armen Mutter, besonders an. Rat- 
zingers einfache bäuerliche Herkunft, 
seine „charakterliche Schlichtheit“, 
die jetzt so gerne gerühmt wird, ähnelt 
sehr diesem „ignis ardens“-Vorbild. 
Doch bedeutsamer ist die Ähnlichkeit 
des theologischen Grundanliegens 
beider Päpste und deren gemeinsa¬ 
men Scheiterns. Pius X. hat einen 
letztlich vergeblichen Kurs zu fahren 
gesucht, der das Papsttum und seine 
verblichene weltliche und staatliche 
Macht zumindest in Form eines do¬ 
minanten moralischen Gegenspielers 
gegenüber den Einflüssen „der Mo¬ 
derne“ wieder aufzurichten versuchte 
(Enzyklika „Pascendi Dominici Gre- 
gis“ von 1907). Die damalige Pries¬ 
terschaft musste einen zusätzlichen 
Eid („Antimodernisteneid“, der bis 
1967 gültig blieb) schwören, dass sie 
sich gegen die weltlichen Einflüsse 
und kulturellen Umbrüche, die durch 
den rasanten Modernisierungsschub 
des angebrochenen imperialistischen 
Stadiums des Kapitalismus angesto¬ 
ßen wurden, abgrenzen und abschot¬ 
ten würde. Das führte zwar zu solchen 
Lächerlichkeiten, dass den Priestern 
selbst das Fahrradfahren verboten 
wurde, weil dies unschicklich sei, aber 
dieser Kurs formierte den Klerus und 
die Amtskirche zu ihrer militanten 
Anti-Position gegenüber allem, was 


ihren geistig-kulturellen, moralischen, 
aber auch politischen Führungsan¬ 
spruch in Frage stellte. Und das waren 
in erster Linie natürlich Marxismus, 
der Laizismus und die revolutionäre 
Arbeiterbewegung des frühen 20. Jah- 
hunderts, die zu einer Massenbewe¬ 
gung geworden waren. 

Bendedikt XVI. war angetreten, um 
ähnlich vorzugehen. Sein Haupt¬ 
ziel war, die Dominanz des „Relati¬ 
vismus“ und des „Materialismus“ zu 
brechen. Er hatte mit seinem Amts¬ 
antritt die Parole der „Neu-Missio- 
nierung Europas“ nach dem Sieg der 
Konterrevolution in der Sowjetunion 
und den anderen sozialistischen Län¬ 
dern verkündet. Was er vorher in La¬ 
teinamerika als oberster Inquisitor 
geschafft hatte, nämlich die Zerschla¬ 
gung der „Befreiungstheologie“, einer 
auf ein aktives Eingreifen in die po¬ 
litische Arena zugunsten der Armen 
gerichtete Konzeption, die teilweise 
Anleihen an marxistisches Denken 
akzeptiert hatte oder sogar befür¬ 
wortete, das schwebte ihm auch für 
Europa vor. 

Denn der „Relativismus“ - so Ratzin¬ 
ger - werde durch den Marxismus, der 
trotz des Kollaps des realen Sozialis¬ 
mus weiter eine große geistige Aus¬ 
strahlung habe und eine wichtige He¬ 
rausforderung geblieben sei, gespeist. 
Nun, man muss kein Marxist und kein 
Kommunist sein, um zu sehen, dass 
dies misslungen ist und dass stattdes- 
sen der Einfluss des Papsttums und 
des Katholizismus während der Amts¬ 
zeit dieses Papstes in Europa deut¬ 
lich gelitten hat. Zu sehr steht für die 
Mehrheit der laizistischen Europäer 
die aktuelle Auseinandersetzung mit 
den weltlichen Problemen im Vorder¬ 
grund und zu stark sind die kulturel¬ 
len und geistigen Umbrüche seit den 
50er/60er Jahren, die geradezu kultur¬ 
revolutionären Charakter besitzen, als 
dass sie sich an den alten Dogmen und 
den frauen-, sexual- und menschen¬ 
feindlichen Klischees der Ratzinger- 
Theologie und des von ihm noch vor 
Amtsantritt entwickelten „Katechis¬ 
mus des 20. Jahrhunderts“ orientieren. 
Mögen die unglaublichen Miss¬ 
brauchsskandale und auch die jetzt 
hochgekommenen Spekulationen 
über kriminelle Finanzgeschäfte der 
Vatikanbank oder auch das „vatikan- 
leak“ mit seinen Enthüllungen über 
die ganz „weltlichen“ Machtkämpfe 
und Intrigen innerhalb der vatikani¬ 
schen Hierarchie noch so sehr in den 
Medien in den Vordergrund gescho¬ 
ben und durchgehechelt werden. Es 
ging und geht um etwas anderes: ge¬ 
scheitert ist die Gesamtlinie dieses 
Papstes. 

Doch die von ihm berufene amtieren¬ 
de konservative Mehrheit der Kardi- 
näle wird diesen Kurs auch nach dem 
Rücktritt ihres bisherigen Vorgesetz¬ 
ten gewiss fortsetzen wollen. Und 
deshalb wird dem Nachfolger auch 
das Wohlwollen der Bourgeoisie und 
ihrer Medien gewiss sein. Mit einem 
jüngeren und physisch stärkeren neu¬ 
en Papst an der Spitze wird gewiss die 
Kontinuität des Ratzinger-Kurses be¬ 
schworen. 

Für den Marxismus bleibt die geisti¬ 
ge und ideologische Herausforderung 
durch die Ratzinger-Theologie aktuell. 
Was sind unsere politischen, sozialen, 
ökologischen, kulturellen und ethi¬ 
schen Werte? Warum muss ein revolu¬ 
tionärer Bruch mit den Strukturen und 
Ursachen einer inhumanen Produkti¬ 
onsweise angestrebt werden? Warum 
reichen dafür nicht Appelle an das 
„Gewissen“ der Reichen und Mächti¬ 
gen? Warum kann man sich nicht mit 
Brosamen und Almosen sowie Refor- 
men/Reförmchen begnügen? 

Fragen, auf die Marxisten und Kom¬ 
munisten Antworten geben müssen. 
Antworten, über die wir dank unserer 
wissenschaftlichen Weltanschauung 
und unserer Programmatik eigentlich 
verfügen. 


Für mich war Dietrich Kittner der 
Direkteste seiner Zunft. Da war kein 
Drumherum, sondern immer „Hart am 
Wind“. Dafür hatte er wohl unser aller 
Respekt. Wir werden ihn vermissen. 

Sonja Gottlieb 

★ 

Es ist schade um ihn! Und es ist 
schade, dass es kein Jenseits gibt! 
Würden wir dort all die Guten wie¬ 
der treffen, könnten wir zusam¬ 
menhocken oder ein Tänzchen 
wagen, an dem Tag, an dem unse¬ 
re Leute im Diesseits der Vernunft 
endlich Bahn gebrochen. Dietrich 
wird eine passende Melodie einfal¬ 
len ... Es ist schade um ihn! 

Erich Schaffner 

★ 

Jetzt wurde auch Dietrich noch 
abberufen, der wie kaum einer 
gewirkt hat für unsere Sache. Le¬ 
benslang, on every stage, auf nie 
endender Tour. Großer Kollege, 
kollegialer Freund. Was soll nur 
werden? Farewell Genosse! 

Und lasst mir was vom Roten da - 
hinter der Bühne. Kai Degenhardt 
★ 

Es ist noch gar nicht so lange her, da 
durften wir ihm zum 75. Geburtstag 
gratulieren, und jetzt ist er tot. Dietrich 
Kittner, das kabarettistische Urgestein, 
ach was, der Vulkan unter den Kaba¬ 
rettisten! Bei dessen Vorstellung man 
sich immer fragte, woher er die Kraft 
nahm, die drei oder vier Stunden das 
Publikum zu fesseln, zum tabulosen 
Denken zu bringen und zum befreiten 
Lachen. Und das über 200 mal im Jahr 
bei Auftritten quer durch die deutsche 
Republik. Immer an der Basis - denn 
nach oben ließen ihn die Oberen na¬ 
türlich nicht. Zu radikal hinterfragte er 
bundesdeutsche Mythen und Märchen. 
Wie dieses: „Es war einmal ein Mann, 
der hatte sich allein durch seiner Hän¬ 
de Arbeit großen Reichtum erworben - 
und morgen, liebe Kinder, erzähle ich 
euch ein neues Märchen.“ 

„Mit 14 Jahren las ich Tucholsky und da 
gab es kein Halten mehr!“ hat er in ei¬ 
nem Interview erklärt, undTucho hätte 
sich gefreut, eine solche Langzeitwir- 
kung zu haben. „Mit 18 sah ich Diet¬ 
rich Kittner, und da gab es kein Halten 
mehr!“ - Es gibt wohl einige, die das 
sagen können (die Altersangabe kann 
variieren). Er hat viel bewirkt in vielen 
Köpfen, nicht nur auf der Bühne, auch 
in direkter politischer Aktion. Die „Ro- 
te-Punkt“-Aktion in Hannover zum 
Beispiel gegen die Fahrpreiserhöhun¬ 
gen. Die Spendensammlung „Milch für 
Kubas Kinder“ nach jeder seiner Vor¬ 
stellungen - wie viele kubanische Ge¬ 
nossinnen und Genossen mögen davon 
profitiert haben! 

Ein Mensch, der so aktiv und einzig¬ 
artig gewirkt hat wie Dietrich Kittner, 
wird nicht vergessen werden. Und auch 
nicht seine Lebensgefährtin Chris¬ 
tel, die nun allein zurückbleibt. Unser 
Dank gilt auch ihr, denn ohne ihre Ar¬ 
beit hätte Dietrich nicht wirken kön¬ 
nen. Wir dürfen sie jetzt nicht mit ihrer 
Trauer allein lassen! Jane Zahn 

★ 

Dietrich hat seinen „Roten Punkt“ ge¬ 
macht. Das ist traurig für seine Lie¬ 
ben - und für uns, die wir „Denkspaß¬ 
macher“ wie ihn so sehr schätzen und 
brauchen. Für ihn zahlt sich es jetzt hof¬ 
fentlich aus, dass er immer auf der Seite 
des Verstandes gestanden hat: Er muss 
nicht ans Himmelstor klopfen und Pe¬ 
trus um Einlass bitten, er muss auch 
jetzt keinem Herrn zu Diensten sein. 
Dietrich kann nicht mehr stolz auf sei¬ 
ne heiter-klugen (und leider wahr ge¬ 
wordenen) Warnungen vor Wiederbe¬ 
waffnung, Rassismus und Sozialabbau 


sein - aber wir können es. Und wir kön¬ 
nen ihn anderen noch eine Zeitlang vor 
Augen und Ohren halten. Er hinterlässt 
eine Menge CDs, Videos und Bücher 


Wer mit Dietrich gemeinsam in einem 
Veranstaltungsprogramm war, weiß, 
dass er immer schwer von der Bühne 
zu kriegen war - und nun ist er doch 
recht früh abgetreten. Wir trauern um 
ihn. 

Schmiddl für die Oma Körner Band 

★ 

Er war wie das kluge Kind, das ruft, der 
Kaiser habe keine Kleider an, insofern, 
dass sein Witz die Profitinteressen ent¬ 
kleidete, wenn die Deutsche Bank der 
Kaiser ist und die Kleider die Figuren 
des parlamentaristischen Drumrums. 
Während kapitalkritische Kunst ge¬ 
meinhin ökonomische Interessen 
durchs seelische Material schimmern 
lässt, waren Kittners Pointe, was auch 
einer Brecht-Empfehlung entsprach, 
die Profiteure unvermittelt bei Name 
und Hausnummer, wie ein Kaninchen 
aus dem Hut des Schalks zu ziehen. 
Der Markt soll eine „invisible hand“ 
gebären, die regelt, behaupten die 
neoliberalen Hayekschüler. Etwas an¬ 
deres ist sicher: wer „Massenmord“ für 
das verniedlichende Wort „Marktwirt¬ 
schaft“ verwendet, kriegt es mit der in¬ 
visible hand zu tun: auch wir, Kittners 
Waldecker Mit-Barden, Degenhardt, 
Süverkrüp, Mossmann, Maurenbre¬ 
cher wurden (nach „überrumpelnden“ 
Anfangserfolgen in Medien) dann jahr¬ 
zehntelang aus allen 213 Leitsendern 
zu Quotenzeiten akribisch herausgefi- 
lert. Bei Kittner gab es sogar kaum de¬ 
ren „Anfangspannen“. Und kein Par¬ 
don. 

Die feinsinnigen Schreibsöldner des 
Kapitals haben ihn so gehasst, wie er 
uns willkommen war - mir damals in 
der SPD, auf den UZ-Pressefesten, und 
dann bei der Linkspartei, eigentlich als 
pointenreicher Prediger unbequemer 
Wahrheiten und gewitzterer Angriffs¬ 
lust. Diether Dehm 

★ 

Als ich die Nachricht vom Tod Diet¬ 
rich Kittners hörte, war ich sehr traurig. 
Schon wieder, nach dem Tod unseres 
Genossen Franz- Josef Degenhardt, ein 
Abschied von einem unserer Genos¬ 
sen Kulturschaffenden, die ohne wenn 
und aber in ihren Texten und Liedern 
unbestechlich an der Seite derjenigen 
stehen, die unter dieser so unmenschli¬ 
chen und barbarischen kapitalistischen 
Realität leiden. Ich erinnere mich jetzt 
an das vom Pläne Verlag Anfang der 
70er Jahre organisierte Konzert „... 
hören Sie mal Rot!“ im Audimax der 
Hamburger Universität. Dort trat Diet¬ 
rich neben Süverkrüp, Degenhardt, 
Dehm (Lerryn), den Conrads u.a. auf. 
Dietrich sang das alte Arbeiterlied Ar¬ 


beiter von Wien. Diese Veranstaltung 
und insbesondere auch dieser Beitrag 
und die Bühnenpräsenz von Dietrich 
haben mich damals als junger Mensch 
(16 Jahre) tief beeindruckt. Einerseits 
hat das ganz sicher mit dazu beige¬ 
tragen, dass ich mich in dieser Zeit in 
dem Marxistischen Schülerbund Ham¬ 
burg und wenig später in der DKP or¬ 
ganisiert habe, und andererseits gera¬ 
de auch die Augen geöffnet für kon¬ 
sequente, linke und fortschrittliche 
Songs und Texte für eine sozialistische 
Gesellschaft, in der nicht der Pro¬ 
fit im Mittelpunkt steht, sondern 
der Mensch! Und noch eins: Diet¬ 
rich ist es auch mit zu verdanken, 
dass wir immer auch daran denken 
sollten, dass in unserem Kampf für 
ein Leben ohne Ausbeutung, Krieg 
und Faschismus niemals auch das 
Lachen, der Humor und die Satire 
zu kurz kommen dürfen! 

Peter Schenzer 

★ 

Dies ist eine sehr schlimme Nach¬ 
richt und allen Angehörigen und 
Freunden unser Beileid aus Dres¬ 
den zu diesem Verlust. Dietrich 
war der Erste aus unserer Zunft, 
den ich in der DDR selbst als jun¬ 
ger Singeclubleiter erleben konnte 
und auch dieser 1. Auftritt ist mir 
bis heute noch in Erinnerung, als 
wäre es gestern gewesen. Noch 
heute sehe ich ihn mit seiner Bett¬ 
mütze am Stehpult, mit der Kerze in 
der Hand mit seinen Texten und Lie¬ 
dern. 

Diese Texte und Lieder, bissig, sinnlich 
und mit viel Humor, werden Markie¬ 
rungen auf unserem Weg bleiben, wie 
schwer und lang er auch noch sein mag. 
Er mahnt uns zur Einheit aller linken 
Kräfte und den Dingen mit Humor und 
Scharfsinn auf den Grund zu gehen. 
Wir werden ihn sehr vermissen und die 
Lücke, die er bei hinterlässt wird wohl 
niemals geschlossen werden! 
Wolfgang Klötzer im Namen aller 
Mitglieder des Singeclub Ernesto Che 
Guevara Dresden 

★ 

Gesehen habe ich ihn das erste Mal 
1970. Auf irgendeinem Schwarzweiß¬ 
plakat, Elbsegler-Mütze, sich am Kopf 
kratzend, frech grinsend, und eine Gi¬ 
tarre an einem Strick umgehängt. 

Live erlebt habe ich ihn dann erst eini¬ 
ge Jahre später. - Und zu meinem Le¬ 
ben, das ab Mitte der 70er untrennbar 
mit Politik verbunden ist, gehören sei¬ 
ne Programme seitdem ebenso wie die 
Lieder von Franz Josef Degenhardt - in 
guten wie in schlechten Zeiten (gegen¬ 
wärtig eher in schlechten ...). 

Dietrich war für mich immer eine 
Handlungsorientierung in Sachen 
linker Kultur. Unvergessen sind für 
mich seine Aktionen: Thesenanschlag 
in Hannover gegen Berufsverbote, 
Überreichung eines 10-DM-Scheines 
an Kohl beim CDU-Parteitag im Zu¬ 
sammenhang mit der ersten Partei¬ 
spendenaffäre, um zwei davon zu er¬ 
wähnen. Orientierung und Kraft hat er 
mir oft gegeben: Nachhaltig in Erinne¬ 
rung blieb mir sein Auftritt in der Er¬ 
langer Kleinkunstbühne „Fifty-Fifty“ 
Anfang der 90er. Die Linke war desori¬ 
entiert und geschwächt, der deutsche 
Mainstream befand sich im DDR-Ok- 
kupations-Goldrausch und Dietrich 
sammelte nach seinem Auftritt Geld 
für die Soli-Aktion „Milch für Kubas 
Kinder“. 

Dietrich Kittner ist für mich der beste 
linke Kabarettist! Das stellte er bis zu 
seinen letzten Auftritten unter Beweis. 
Wenn wir im letzten Jahr miteinander 
telefonierten, war sein größter Wunsch, 
wieder fit zu werden, um dabei zu sein. 
Zumindest erstmal wieder schreiben 
zu können. Er sprühte vor Ideen. Es 
war immer ein Genuss, ihm zuzuhören, 
wenn er aktuelle Politik satirisch um¬ 
setzte. Die wenigen Telefonate mit ihm 
waren somit kleine Extra(abschieds) 
Vorstellungen - nur für mich. 

Werner Lutz 
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Auch 2013: 
Dresden nazifrei! 


A m 13. und 14. Februar 1945 
war Dresden Ziel angloame- 
rikanischer Bomber. Bis zu 
25 000 Menschen verloren bei den 
Angriffen ihr Leben. Der von den 
deutschen Faschisten ausgelöste Welt¬ 
krieg war in seiner ganzen Grausam¬ 
keit auf Deutschland zurückgefallen. 
Das Gedenken der Dresdener an die 
Bombenopfer wird seit Jahren von 
Neofaschisten und ihrer Partei - der 
NPD - schamlos ausgenutzt, um, als 
so genannter „Trauermarsch“ getarnt, 
Massenmobilisierungen zum Zwecke 
des Geschichtsrevisionismus zu veran¬ 
stalten. Sie sprechen vom „Bomben- 
Holocaust“ der Kriegsschuld der Al¬ 
liierten und vom „Kampf gegen den 
Bolschewismus“ - die millionenfache 
Judenvernichtung, die systematische 
Verfolgung und Ermordung von Kom¬ 
munistinnen, Antifaschistinnen und 
politisch Andersdenkender, sowie die 
die deutschen Weltkriegsverbrechen 
werden selbstredend geleugnet. 

2009 konnte die NPD 6 000 Teilneh¬ 
mende versammeln, die mit ihren Pa¬ 
rolen und ihren immer wieder ausbre¬ 
chenden Gewaltexzessen, wie etwa bei 
dem Angriff auf einen Gewerkschafts¬ 
bus an einer Autobahnraststätte, das 
Andenken der Bombenopfer verhöhn¬ 
ten und alle Antifaschistinnen provo¬ 
zierten. Auch in den darauf folgenden 
Jahren 2010 und 2011 war es der NPD 
gelungen 5 000 bzw. 2 000 Neofaschis¬ 
ten um sich zu scharen. 

Seit dem Beginn der Nazi-Großauf¬ 
märsche wurde in Dresden der neo¬ 
faschistischen Provokation durch an¬ 
tifaschistische Kräfte Paroli geboten 
- trotz massiver Polizeieinsätze zum 
Schutz der neofaschistischen Aufmär¬ 
sche. 2009 gründete sich das Bünd¬ 
nis „Geh denken“, 2010 das Bündnis 
„Dresden Nazifrei!“. 

Der Widerstand gegen den alljährli¬ 
chen faschistischen Aufmarsch nahm 
zu. 

2009 beteiligten sich an Demonstra¬ 
tionen, Kundgebungen, Mahnwachen 
etwa 20 000 Menschen. Lediglich Stra¬ 
ßensperren, Wasserwerfer und „schlag¬ 
kräftige“ Einsatzbereitschaft der Poli¬ 
zei ermöglichten den Neofaschisten 
ihren Marsch durchzuführen. Schon 
im darauf folgenden Jahr, 2010, gelang 



Bilder von Aktionen 2011 bis 2013. 

Bild unten links: Bei den Aktionen 
wie in den Vorjahren dabei - DKP und 
SDAJ. 

Bild rechts unten: Antifaschistinnen 
und Antifaschisten - stets im Visier. 


es 12 000 Antifaschistinnen mit fried¬ 
lichen Massenblockaden den Naziauf¬ 
marsch zu verhindern - abermals ge¬ 
prügelt und schikaniert von der Staats¬ 
gewalt, aber diesmal besser organisiert 
und vorbereitet. (Siehe Kasten) 

2011 gelang es den antifaschistischen 
Kräften rund um das Bündnis „Dres¬ 
den Nazifrei!“ ihren Erfolg von 2010 zu 
wiederholen. 20 000 Antifaschistinnen 
aus Dresden, dem gesamten Bundesge¬ 
biet und dem Ausland machten es den 
Neofaschisten unmöglich zu demons¬ 
trieren. Und das, obwohl von Seiten 
des Staates alles versucht wurde, um 
den Nazis den Aufmarsch zu ermögli¬ 


chen. „Das Dresdener Verwaltungsge¬ 
richt hob kurzfristig Auflagen der Stadt 
für den faschistischen Aufmarsch am 
19. Februar auf. Man müsse das Ver¬ 
sammlungsrecht wahren. Die Dresde¬ 
ner Richter machten den Weg frei für 
die Faschisten und gaben zugleich de 
facto einen Freibrief für die Polizeige¬ 
walt gegen Antifaschistinnen und An¬ 
tifaschisten“, so Nina Hager, stellver¬ 
tretende Vorsitzende der DKP, in einer 
Kolumne der UZ vom 25.2.2011. 

Am Abend des 19. Februar stürmten 
zudem Sondereinheiten des Landes¬ 
kriminalamts (LKA) das „Haus der 
Begegnung“, in dem u.a. das Bündnis 
„Dresden Nazifrei!“ und die Partei 
„Die Linke“ ihre Büros haben. Mas¬ 
kierte Polizisten in voller Kampfaus¬ 


rüstung brachen sämtliche Türen des 
Hauses auf. 

Zum Verhalten der Polizei äußerte sich 
damals Franziska Radtke, Sprecherin 
des Bündnisses „Dresden Nazifrei!“: 
„Rechts wegschauen, links weghau¬ 
en - das umreißt die Polizeistrategie 
am 19. Februar. Die Polizei hat sich auf 
das Verprügeln der Blockierer konzen¬ 
triert.“ 114 verletzte Personen, davon 
45 schwer Verletzte - ausgeschlagene 
Frontzähne, ausgekugelte Gelenke, 
Hüften und Schultern, Kopfplatzwun¬ 
den, Schädel-Hirn-Traumata - spre¬ 
chen eine deutliche Sprache. 

Aber das hinderte die Antifaschis¬ 


tinnen keineswegs weiterzumachen. 
Ebenso nicht die bis heute anhalten¬ 
de Verfolgung von Antifaschistinnen 
und Antifaschisten durch die sächsi¬ 
sche und Dresdener Justiz. Im Gegen¬ 
teil. 2012 gab es einen weiteren großen 
Erfolg. Wo noch Jahre zuvor Europas 
größter Naziaufmarsch entlangzog, fei¬ 
erten nun die Antifaschistinnen. Es war 
ihnen gelungen den neofaschistischen 
Marsch komplett zu verhindern. 

Und auch dieses Jahr kann als ein wei¬ 
terer Erfolg verbucht werden. 15 000 
Antifaschistinnen gelang es die Nazis 
zu blockieren. Ihr Marsch durch Dres¬ 
den wurde unmöglich und sie mussten 
sang- und klanglos wieder abreisen. 
Dresden bleibt nazifrei! MHad 



2010 zog der damalige Vorsitzende der DKP, Heinz Stehr, aus dem Erfolg 
der Antifaschistinnen folgende Schlussfolgerung: 

Wo Recht zu Unrecht wird, wird Widerstand zur Pflicht! Aus diesem 
Erfolg kann nicht nur die antifaschistische Bewegung Lehren ziehen. 
Wir alle können aus Dresden lernen. 

★ Eine wirksame Aktion mussdurch eine politische Kampagne vorbe¬ 
reitet werden, die auch das Ziel hat, möglichst viele Organisationen 
und Menschen für die Unterstützung und Mitgestaltung zu gewinnen. 

★ Eine bewusste Entscheidung für Kampfformen die Wirkung errei¬ 
chen, bedürfen einer klugen Planung und Koordination, nicht zuletzt 
einer bundesweiten Mobilisierung. 

★ Die staatstragende Öffentlichkeit kann sich nicht durchsetzen, wenn 
die politischen Positionen in Bewegungen mehrheitsfähig sind und 
von großen gesellschaftlichen Organisationen unterstützt werden. 
Es gilt also, Mehrheitsmeinungen in der Bevölkerung zu politischen 
Mehrheitsentscheidungen zu entwickeln. 
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Theorie und Geschichte 
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Unerschütterlich? 

Zum 100. Geburtstag der Neuköllner Antifaschistin Margarete „Grete“ Walter 


Z wei Schwarzweißfotos aus 
einer Akte des Reichssicher¬ 
heitshauptamts im Bundes¬ 
archiv Berlin erzählen fast die 
ganze schreckliche Geschichte- 
die so bisher niemand wiederge¬ 
ben wollte oder konnte. 

Auf dem ersten Foto steht eine 
junge Frau vor uns, gerade und 
aufrecht, mit herabhängenden 
Armen. Sie hat kurzes Haar, trägt 
einen langen dunklen Rock, eine 
weiße Bluse und Schnallenschu¬ 
he. Ihr Blick aus großen dunklen 
Augen ist intensiv und geht doch 
sonderbar über uns hinweg. 

Das zweite Foto zeigt ein bizar¬ 
res Bündel. Gespreizte Beine mit 
leicht verrutschten Strümpfen, 
ein Schuh fehlt, der lange dunkle 
Rock ist über den Körper hoch¬ 
geschlagen. Ein Gesicht ist nicht 
zu erkennen. Hinter dem Kopf ein 
dunkler Fleck. 

Beklemmend, ja anstößig sieht 
das aus. Der Blick wendet sich 
sofort entsetzt ab, doch das peini¬ 
gende Bild ist schon gespeichert. 

Und man weiß: dieses Kleider¬ 
bündel war einmal ein Mensch. Es 
ist oder war dieselbe junge Frau. 

Die 22-jährige Berliner Kommu¬ 
nistin Margarete Walter, genannt 
Grete, deren Leben am 21. Okto¬ 
ber 1935 in der Berliner Gestapo¬ 
zentrale in der Prinz-Albrecht- 
Straße endete. 

Es gibt nur unzulängliche biogra¬ 
phische Skizzen und wenige Fotos 
von ihr. Stephan Hermlin hat sie 
in seinem Buch „Die erste Reihe“ 
verewigt. Viele werden nicht ein¬ 
mal mehr ihren Namen kennen, 
den doch in der DDR zahlreiche 
Einrichtungen und Kollektive, 
darunter Schulen und Pionier¬ 
freundschaften trugen. In Berlin 
und Cottbus sind heute noch Stra¬ 
ßen nach ihr benannt. 

Sie war ein hübsches Mädchen, 
dunkelblond, nicht groß und von 
kräftiger Statur. Zusammen mit 
zwei Schwestern als Tochter klei¬ 
ner Leute bescheiden, aber nicht 
in Armut aufgewachsen, besuch¬ 
te sie das Neuköllner Lyzeum am 
Herrmannsplatz und später die 
Handelsschule. Schon mit 14 oder 15 Jahren wurde 
sie Mitglied des Kommunistischen Jugendverban¬ 
des, wo sie verschiedene Funktionen innehatte. In 
der Unterbezirksleitung war sie für die Betriebs¬ 
schulen zuständig. 

Sie leitete in Neukölln auch eine Jugendgruppe, 
betreute die Kinder der Genossen, die sie „Pferd¬ 
chen“ nannten. Sie soll fröhlich und ausgelassen 
gewesen sein, gern Klavier gespielt und gesungen 
haben. 

Ihre erste Arbeit fand sie bei der Lebensmittel¬ 
großhandlung Kathreiner - bekannt u.a. für „Ka¬ 
threiners Malzkaffee“ - wo sie die kommunisti¬ 
sche Betriebszeitung herausgab. Als sie deshalb 
entlassen wurde, schickte die Partei sie im Mai 
1930 für ein halbes Jahr zur Leninschule nach 
Moskau. Nach ihrer Rückkehr wurde sie 1931 Mit¬ 
glied der KPD und soll schon im Folgejahr illegal 
in Neukölln tätig gewesen sein. In diesem traditi¬ 
onell „roten“ Arbeiterbezirk kam es immer häufi¬ 
ger zu schlagkräftigen Auseinandersetzungen mit 
der erstarkenden NSDAP und SA, und Grete war 
dort nicht nur ihren Freunden und Genossen, son¬ 
dern auch ihren Gegnern bald wohlbekannt. Seit 
Anfang 1933 - die Gestapoakte nennt ein frühe¬ 
res Datum - gehörte sie dem ZK des KJVD an. 

Schwer misshandelt 

Im März 1933 wurde sie von einem SA-Trupp 
aus ihrer Wohnung geholt und - angeblich nackt 
über einen Tisch geworfen - brutal verprügelt. Sie 
sollte Namen von „roten Betriebsräten“ nennen. 
Als sie wieder zu Hause abgeliefert wurde, war 
sie zutiefst verstört und weinte verzweifelt. Ihre 
Schwester Elisabeth, ebenfalls Kommunistin und 
aktiv im Widerstand, erinnerte sich: „Niemals wer¬ 
de ich den Anblick ihres geschundenen Körpers 
vergessen. Unsere Mutter machte tagelang Kom¬ 
pressen auf die Schwellungen und Blutergüsse.“ 
Einer Freundin sagte Grete danach, sie würde sich 
beim nächsten Mal lieber das Leben nehmen, als 
jemanden zu verraten. 

Noch zwei Jahre lang konnte sie in der Illegalität 
Weiterarbeiten. Sie hatte eine Anstellung im AEG- 
Kabelwerk Oberspree (KWO) gefunden, wo sie 
u.a. heimlich Flugblätter verteilte. Im Juni 1934 



„Grete“ Walter (22.2.1913-21.10.1935) 


wurde sie erneut verhaftet, mußte aber mangels 
Beweisen wieder freigelassen werden. Ein Jahr 
später zur Landarbeit in das zwischen Greifswald 
und Wolgast gelegene Dorf Wahlendow dienst¬ 
verpflichtet, setzte sie dort ihre illegale Tätigkeit 
fort. Sie unterhielt Verbindungen nach Anklam, 
Berlin, Stettin und ins Ausland, über die bisher 
nur wenig bekannt ist. Ihr Briefverkehr wurde 
polizeilich überwacht, und die Verhaftung zweier 
KWO-Genossinnen führte zu neuen Verdachts¬ 
momenten gegen sie. Am 17. Oktober 1935 wurde 
sie zum dritten Mal festgenommen und am 19. in 
das Frauengefängnis am Alexanderplatz geschafft. 
Das Foto muß am Tag danach entstanden sein. 
Wie trotzig, zugleich traurig und fast entrückt er¬ 
scheint ihr Blick! Als sei sie bereits zum Letzten 
entschlossen. 

Zwei Tage später endete ihr Leben. 

Auch die Berichte darüber widersprechen einan¬ 
der. Vor oder nach einem Verhör soll sie sich über 
das Treppengeländer, drei oder vier Stockwerke 
tief, in einen Lichtschacht gestürzt haben. Zeit¬ 
zeuginnen wussten zu berichten, sie habe danach 
noch gelebt, sei in eine Zelle zu anderen Gefange¬ 
nen gebracht worden und dort, qualvoll stöhnend, 
verblutet. Das Foto der Toten widerlegt das. Man 
hat sie offensichtlich so fotografiert, wie sie nach 
ihrem Sturz gefunden wurde, nachdem klar war, 
dass ärztliche Hilfe nichts mehr ausrichten konnte. 
In einer sechsspaltigen Zeitungsmeldung vom 
23. Oktober, die in die Akten eingeklebt ist, heißt 
es: „Im Anschluß an eine polizeiliche Vernehmung 
beging ein 22 Jahre altes Mädchen Margarete W., 
die sich offenbar stark belastet sah, Selbstmord. 
Sie sprang in einem unbewachten Augenblick aus 
einem Fenster eines im dritten Stockwerk gelege¬ 
nen Waschraumes und war sofort tot.“ 

Eine handschriftliche Notiz darunter besagt, dass 
die Unterlagen „z.d.A. 305/60 - Selbstmorde und 
-versuche“ einzuordnen seien. 

Zukunftsfroh? 

Auf der Titelseite ihrer Dezemberausgabe brachte 
die illegale „Junge Garde“, das Zentralorgan des 
KJVD, einen Nachruf auf Grete Walter: „In tiefer 
Trauer teilt das Zentralkomitee des KJVD mit, 


dass die 22-jährige Landhelfe¬ 
rin, Genossin Margarete Walter, 
Funktionärin des KJVD, von den 
verruchten Henkersknechten der 
Hitlerdiktatur am 21. Oktober 
im Gestapo- Haus auf der Prinz - 
Albrechtstraße durch viertägige 
Folterungen viehisch ermordet 
worden ist.“ 

„Unerschütterlich und stählern 
fest“ habe sie sich „gegenüber 
den verächtlichen Folterknech¬ 
ten erwiesen“, heißt es da, „sie¬ 
gesgewiß“ sei sie ihnen entgegen¬ 
getreten, denn sie habe gewusst, 
„dass die grosse Sache des Sozi¬ 
alismus, der in der Sowjetunion 
endgültig gesiegt hat, nicht mehr 
aufzuhalten“ sei. Und beinahe 
zynisch klingt der darauffolgen¬ 
de Satz: „Zukunftsfroh konntest 
du auch während deiner letzten 
qualvollen Stunden bleiben, denn 
du hattest den Drang zur Ein¬ 
heitsfront der jungen Generati¬ 
on überall wachsen sehen.“ Das 
war passend zum Leitartikel for¬ 
muliert, dessen Überschrift näm¬ 
lich lautete: „Die Einheit bricht 
sich Bahn!“ 

Vielleicht war sich Grete Walter 
auch an ihrem letzten Tag sicher, 
dass der Sozialismus in Deutsch¬ 
land siegen würde. An ihrer Hal¬ 
tung und Überzeugung lässt die 
Akte keinen Zweifel. Die Gesta¬ 
po berichtete am 23. Oktober: 
„Sie bekannte sich frei und offen 
zum Kommunismus und betonte 
ausdrücklich, dass sie sich ein Le¬ 
ben ohne politische Betätigung 
für die KPD überhaupt nicht vor¬ 
stellen könne.“ 

Aber „unerschütterlich“ oder gar 
„stählern“ war sie ganz gewiss 
nicht. Sie war selbstverständlich 
erschüttert von den Ermittlungs¬ 
ergebnissen, die die Gestapo ihr 
kalt und höhnisch präsentiert 
hatte. Sie war fraglos entsetzt 
über denVerrat durch einen Spit¬ 
zel und durch die Mutter eines 
Mitverhafteten. Auch Aussagen 
anderer Genossinnen wurden 
ihr vorgelegt. Und sie selbst sag¬ 
te „auf Vorhalt“ - also massiven 
Druck- über ihren Instrukteur 
aus. Max Spangenberg war zugleich ihr Freund, 
der Mann, den sie liebte. Obwohl er sich im si¬ 


cheren Ausland befand und sie nur zugab, dass 
er sie dazu veranlasst hatte, „Stimmungsberichte 
aus den Arbeitsdienstlagern und der Landhilfe zu 
beschaffen“, war sie vermutlich zutiefst beschämt 
über ihre „Schwäche“. Die Erinnerung an die Er¬ 
niedrigung und die Qualen ihrer ersten Verhaf¬ 
tung, die erst 2 1/2 Jahre zurücklag, muß sie ver¬ 
folgt und überwältigt haben. 

Die Ermittler erklärten ihre Verzweiflungstat im 
Bericht fälschlich damit, dass sie „eine längere 
Zuchthausstrafe“ befürchtet habe, räumten aber 
ein: „Im Übrigen wollte sie verhindern, durch ihre 
Aussagen evtl, noch weitere Mitarbeiter preiszu¬ 
geben.“ 

DDR-Traditionspflege 

Der Nachruf der „Jungen Garde“ schließt mit dem 
pathetischen Satz: „Dein Name, Margarete Wal¬ 
ter, der Name eines deutschen Heldenmädchens, 
leuchtet uns im Kampf um des deutschen Volkes 
Freiheit einem Banner gleich voran!“ 

In diesem Sinne wurde in der DDR das Anden¬ 
ken an Grete Walter bis zum Schluss bewahrt und 
hochgehalten. An die hundert Namensträger wa¬ 
ren es insgesamt - und sie vernetzten sich unterei¬ 
nander, tauschten das mühsam gesammelte Mate¬ 
rial und Erfahrungen aus, fertigten Medaillen und 
Pokale an, stellten Diareihen zusammen, organi¬ 
sierten Veranstaltungen und große gemeinsame 
Treffen. Das war in dem Ausmaß etwas Besonde¬ 
res, vielleicht Einmaliges in der DDR. Nein, nicht 
lieblos wurde diese Traditionsarbeit gemacht, son¬ 
dern mit Engagement, Ausdauer und sogar mit 
Herzblut. Alle Zeitzeugen, derer man habhaft 
werden konnte, wurden eingeladen, über Grete 
Walter zu erzählen, darunter ihre Schwester Lisa, 
Max Spangenberg und die beiden KWO-Genos- 
sinnen, die auch überlebt hatten. 

Ihre Berichte wurden sorgfältig aufgezeichnet. 
Kinder verfassten unbeholfene Gedichte auf 
die junge Kommunistin, deren Porträt in ihren 
Schulen hing. Das meistverbreitete Foto von ihr 
stammt aus einem sogenannten Photomaten der 
30er Jahre. Es wurde beschnitten, reproduziert, re¬ 
tuschiert, von einer Künstlerin neu gemalt. Grete 
Walter hat darauf ein wenig Ähnlichkeit mit der 
Schauspielerin Ingrid Bergmann. Ein Star des Wi¬ 
derstands. 

Auch das Ganzkörperfoto aus der Akte des 
Reichssicherheitshauptamtes stand zur Verfü¬ 
gung. Aber nur das Gesicht wurde herausmontiert 
und für Publikationen zur Verfügung gestellt; die 
Herkunft der Aufnahme blieb dabei fast immer 
unerwähnt. 

So war alles, was über die junge Kommunistin be¬ 
richtet und veröffentlicht wurde, unvollständig, 
fragmentarisch, widersprüchlich, zum Teil falsch 
und oft vage. Bis heute existiert keine exakte Dar¬ 
stellung ihres Lebens. Cristina Fischer 


Eine Reportage aus der Revolution 


Vorab: Andre Scheer hat ein tolles Buch geschrie¬ 
ben! Es sind gut 170 lebendige Seiten über ein 
Land geworden, das er mittlerweile kennt wie nur 
wenige in der politischen Linken in Deutschland. 
Dabei ist „Venezuela - Reportage aus der Revolu¬ 
tion“ sowohl für völlige Venezuela-Neulinge (die 
es angesichts der Bekanntheit und Präsenz von 
Präsident Hugo Chävez sogar in deutschen Me¬ 
dien nicht allzu häufig geben dürfte) als auch für 
mittlere Kenner der Prozesse im bolivarianischen 
Venezuela ein lesenswertes Buch. 

Zum einen, weil ein Vorspann - von der Con- 
quista bis zur „Bolivarischen Revolution“ - die 
Geschichte in den Grundzügen beschreibt, und 
zum anderen, weil durch die Sprache nichts un¬ 
nötig verkompliziert wird. Dabei sind die vielen 
Fotografien von Claudia Schröppel ein weiterer 
Mechanismus einem Land näher zu kommen, das 
sich im Umbruch befindet. 

Der wesentliche Inhalt des Sachbuchs befasst sich 
mit den Präsidentschaftswahlen des vergangenen 
Jahres, die Claudia Schröppel und Andre Scheer 
genauestens beobachtet haben. Sowohl der Tag 
der Wahlen, der 7. Oktober, als auch die Reakti¬ 
onen auf den Wahlausgang werden, begleitet von 
korrekter Kritik an unsäglichen Vorhersagen über 
den Wahlausgang in der deutschen Presse, der Le¬ 
serschaft spannend erklärt. 

Dass der Wahlkampf im Zeichen der Krebser¬ 
krankung von Hugo Chävez stand, bleibt eben¬ 
so wenig außen vor wie die Reaktionen auf bei¬ 
den Seiten im politischen Spektrum des Landes 
und international. Dazu gehört auch, dass Andre 
Scheer den möglichen Nachfolger des Präsiden¬ 
ten vorstellt, den Außenminister Nicolas Maduro. 
Sogar die Bundesstaatswahlen Mitte Dezember 
2012 fanden noch Eingang in das Buch, das am 


Ende eine nützliche Übersicht über Wahlen und 
Abstimmungen seit 1998 liefert. 

Grau ist alle Theorie ohne die Praxis: immer wie¬ 
der sprenkelt der Autor Beispiele wie die Seil¬ 
bahn von San Agustrn ein, die erklären, warum die 
Menschen mehrheitlich zu ihrem Prozess stehen. 
Und schöner als auf Seite 147 lässt es sich nicht 
sagen: „Es sind solche Projekte, die für die Men¬ 
schen das greifbare Ergebnis ihrer Bolivarischen 
Revolution sind.“ Günter Pohl 

Andre Scheer, Venezuela. Reportage aus der Revo¬ 
lution, Verlag Wiljo Heinen, Berlin 2013,13,50 Euro 
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Das Beste kam aus Lateinamerika 

Bericht von der 63. Berlinale • Von Hans-Günther Dicks 


„Wer die Filme des Wettbewerbs an¬ 
schauen muss, ist ein armes Schwein“, 
hat schon vor Jahren ein Kenner das 
künstlerische Gefälle zwischen den 
einzelnen Sektionen der Berlinale auf 
den Punkt gebracht: Im Zentrum des 
Medieninteresses steht der internatio¬ 
nale Wettbewerb mit Weltpremieren, 
Stars, Glamour und Rotem Teppich, 
aber die interessanteren Filme gibt es 
in den Parallelsektionen, die weniger 
unter dem Druck von Politik und Film¬ 
wirtschaft stehen. Wenn in gleich zwei 
der 19 diesjährigen Wettbewerber Bä¬ 
renfallen eine wichtige Rolle spielen, 
muss man dahinter zwar nicht gleich 
die Lobby der Bärenfallen-Hersteller 
argwöhnen, aber dass die großen Hol¬ 
lywoodproduzenten und inzwischen 
auch andere ihre Spitzenfilme lieber 
im sonnigen Cannes als im winterkal¬ 
ten Berlin starten und ihre Berlinale- 
Filme oft „im Wettbewerb, aber außer 
Konkurrenz“ zeigen, ist - neben sprach¬ 
lichem Unfug - knallharte, reine Mar¬ 
ketingstrategie. Und ein legendärer 
Regisseur wie der Chinese Wong Kar- 
Wai lässt sich eben auch leichter für das 
Amt des Jurypräsidenten ködern, wenn 
man seiner neuesten KungFu-Filmoper 
„The Grandmaster“ die Ehre des Berli¬ 
nale-Eröffnungsfilms gewährt - natür¬ 
lich „außer Konkurrenz“. 

Allerdings waren Wong und seine Mit¬ 
juroren in diesem Jahr um ihre Aufga¬ 
be nicht zu beneiden, denn der 2013er 
Jahrgang glänzte - jedenfalls in der 
Berliner Auswahl - nicht eben durch 
künstlerische Meisterleistungen. Ulrich 
Seidls Paradies-Trilogie, deren erste 
zwei Teile („Paradies: Liebe“ und „Pa¬ 
radies: Glaube“) in Cannes bzw. Vene¬ 
dig immerhin Preise gewannen, fand in 
Berlin mit „Paradies: Hoffnung“ zwar 
ihren Abschluss, aber keinen Bären- 
Erfolg; zu dünn war die Geschichte 
um Melanie, die Tochter der „Para¬ 
dies: Liebe“-Heldin Teresa und ihre 
aufdringlichen Versuche, während ei¬ 
ner Abmagerungskur ihren Arzt in ein 
erotisches Verhältnis zu ziehen; von ei¬ 
nem schlüssigen Trilogiekonzept blieb 
hier kaum mehr als der Eindruck von 
Reste Verwertung. Literarischen Klassi¬ 
kern neue Aspekte abzugewinnen ver¬ 
suchten zwei französische Beiträge - 
auch sie erfolglos trotz prominenter 
Besetzung. In „La religieuse“ (Regie: 
Guillaume Nicloux, nach Denis Dide- 
rots kirchenkritischem Roman) vermit¬ 
telt Hauptdarstellerin Pauline Etienne 
als Suzanne eher unterkühlt die Lei¬ 
den einer gegen ihren Willen ins Klos¬ 


ter verbannten jungen Frau, und Super¬ 
star Isabelle Hupperts Rolle als Oberin 
ist zu klein, den Mangel wettzumachen. 
Hupperts Starkollegin Juliette Binoche 
hat in Bruno Dumonts „Camille Clau¬ 
del 1915“ zwar ausreichend Raum, die 
Rolle der berühmten, aber von ihrem 
Ex-Liebhaber Auguste Rodin und ihrer 
Familie in eine Irrenanstalt gesperrten 
Bildhauerin mit vielen Facetten auszu¬ 
statten; doch das Ausmaß, in dem Du¬ 
monts Inszenierung sie in ästhetischen 
Gegensatz zu den missgestalteten Figu¬ 


ren der anderen Insassen stellt, hinter¬ 
lässt deutliches Unbehagen. 
Thematisch aktuell kommt Gus Van 
Sants Öko-Thriller „Promised Land“ 
daher. Es geht ums Fracking, also den 
ökologisch fragwürdigen Abbau von 
Ölschieferfeldern und um die Machen¬ 
schaften, mit denen Konzernvertreter 
den vom Fracking betroffenen Farmern 
ihr Einverständnis abschwindeln wol¬ 
len; das Drehbuch, das John Krasinski 
und Van Sants Hauptdarsteller Matt 
Dämon gemeinsam schrieben, war¬ 
tet mit einer wirklich überraschenden 
Wende des Geschehens auf. Ähnlich 
brisant Steven Soderberghs Thriller 
„Side Effects“, in dem es um den ge¬ 
fährlichen Einfluss von Pharmakon- 


zernen auf die Gesundheitsvorsorge 
geht. Leider verrät er in der zweiten 
Hälfte ermutigende Ansätze an eine 
unglaubwürdige und arg reißerische 
Thrillerdramaturgie. So bleibt als he¬ 
rausragendes Meisterwerk aus dem 
Wettbewerb nur „Gloria“ des Chile¬ 
nen Sebastian Lelio in Erinnerung, das 
Porträt einer lebensfrohen 59-Jährigen, 
die ihren Anspruch auf ein auch sexuell 
erfülltes Leben noch nicht aufgegeben 
hat, sich aber dafür nicht verbiegen las¬ 
sen will. Am Silbernen Bären für die 


Hauptdarstellerin Paulina Garcfa führ¬ 
te wohl kein Weg vorbei, doch „Gloria“ 
wäre durchaus ein Anwärter auf den 
Festivalhauptpreis gewesen. 

Und die deutschen Beiträge? Eine 
„ambitionierte Fehlzündung“ nannte 
das Branchenblatt Hollywood Repor¬ 
ter „Layla Fourie“ den mit überwie¬ 
gend deutschem Geld gedrehten drit¬ 
ten Film der in Südafrika geborenen 
Pia Marais. Wie ihre früheren Filme 
(„Die Unerzogenen“ „Im Alter von 
Ellen“) schrieb sie auch für diesen in 


ihrem Geburtsland gedrehten Film 
das Drehbuch gemeinsam mit Horst 
Markgraf, und erneut zeigen sich die 
gleichen Schwächen: Einem packen¬ 
den Auftakt - eine allein erziehende 
Afrikanerin verschweigt einen Un¬ 
fall, um ihre Karriere als Graphologin 
nicht zu gefährden - folgt eine bald 
recht wirre, oft auch banale Liebesge¬ 
schichte. Enttäuschender noch Thomas 
Arslans mit Spannung erwarteter deut¬ 
scher Western „Gold“, der einer Grup¬ 
pe deutscher Auswanderer um 1895 
im „Klondyke-Fieber“ auf der Suche 
nach schnellem Reichtum im Westen 
des kanadischen Yukon-Bezirks folgt. 
Neben der hier stark unterforderten 
Nina Hoss agiert eine Truppe aus den 


üblichen Verdächtigen des deutschen 
Bravkinos (Uwe Bohm, Lars Rudolph 
etc.) so holprig und auch von der Re¬ 
gie uninspiriert, dass Patrick Orths Ka¬ 
mera sich lieber an der schönen Land¬ 
schaft von British Columbia sattsieht. 
Ein groß gedachter, leider klein gerate¬ 
ner Film. Wer endlich gutes deutsches 
Genrekino verlangt, kann Arslans Film 
nicht gemeint haben. 

Dabei hätte es sogar (mindestens) ei¬ 
nen für den Wettbewerb geeigneten 
deutschen Film gegeben, der aber wie 
zahlreiche andere „Entdeckungen“ 
stattdessen in der Sektion Panorama 
oder im Forum landete: Lars Kraumes 
„Meine Schwestern“, eine ausgereif¬ 
te Geschichte vom Sterben und von 
der Erinnerung: Linda hat die 30 er¬ 
reicht, obwohl die Ärzte der mit einem 
Herzfehler Geborenen höchstens eini¬ 
ge Monate Lebenszeit prognostiziert 
hatten. Doch nun steht eine Operati¬ 
on an, die ihre letzte sein könnte, Zeit 
also, mit ihren zwei Schwestern auf eine 
Reise der Erinnerung zu gehen. Jördis 
Triebei, Nina Kunzendorf und Lisa 
Hagmeister meistern ihre schwierigen 
Rollen souverän, und Kameramann 
Jens Harant bleibt diskret auf Distanz 
und weiß der Interaktion der drei stets 
den nötigen Freiraum zu lassen, ob im 
Ferienhaus am Strand oder bei einem 
Spontantrip nach Paris. 

In Filmen aus Griechenland oder Spa¬ 
nien im Forum sah man die Folgen der 
Austeritätspolitik nach der Finanzkrise 
gespiegelt in privaten Schicksalen. „La 
plaga“ von Neus Ballüs findet für die 
Globalisierung und ihre Nachwirkun¬ 
gen Geschichten von fünf Menschen, 
die wenig gemeinsam haben außer dass 
ihre Wege am Stadtrand von Barcelona 
sich ständig kreuzen und jeder von ih¬ 
nen auf andere Art durch die Krise zu 
kommen versucht. 

In „Die ewige Wiederkehr des Anto- 
nis Paraskevas“ von Elina Psykou in¬ 
szeniert ein TV-Moderator seine eige¬ 
ne Scheinentführung, um so seine Po¬ 
pularität und seine Gage zu steigern, 
weil ihm die Schulden längst über den 
Kopf gewachsen sind, und Thanos 


Anastopoulos erzählt in „I kori“ („Die 
Tochter“) von der 14-jährigen Myrto, 
die den Bankrott der Schreinerei ihres 
Vaters mit drastischen Mitteln rächen 
will: von Vaters betrügerischem Com- 
pagnon will sie das verlorene Geld er¬ 
pressen, indem sie dessen achtjährigen 
Sohn entführt. Leider setzt Anastopou¬ 
los für das Finale auf dramatische Ac¬ 
tionbilder, die so gar nicht zur Subtili- 
tät des vorherigen Films passen. 

Im Panoramaprogramm kamen die 
künstlerisch gelungensten Filme aus 
lateinamerikanischen Ländern. Als 
Koproduktion aus Uruguay lief „Tanta 
agua“ das Spielfilmdebüt der Regisseu¬ 
rinnen Ana Guevara Pose und Leticia 
Jorge Romero, die auch das Drehbuch 


gemeinsam schrieben. Sie schicken 
den geschiedenen Familienvater Al¬ 
berto mit seinen bei der Mutter leben¬ 
den Kinderns Lucia (14) und Federico 
(10) auf eine lange geplante Autoreise 
in einen der beliebtesten Urlaubsorte 
Uruguays. Hier möchte Alberto seinen 
Kindern wieder näherkommen, die sich 
auf diese Reise gefreut haben, doch all 
die in den Reiseprospekten gepriese¬ 
nen Freizeitangebote fallen buchstäb¬ 
lich ins Wasser, weil es ununterbrochen 
regnet. Die so entstehende herzergrei¬ 
fende Tristesse, für die Maria Jose Sec¬ 
co grandiose Bilder findet, ist den Fil¬ 
memacherinnen willkommener Hinter¬ 
grund für subtile Charakterzeichnung. 
Ein kleines Meisterwerk! 

Zu meinem eigentlichen Berlinale-Fa¬ 
voriten aber wurde „Workers“ von Jose 
Luis Valle, eine mexikanisch-deutsche 
Koproduktion, deren Titel schon die 
Klassenunterschiede andeutet, um die 
es hier geht. Seine Hauptfiguren gehö¬ 
ren zur manuell arbeitenden Bevölke¬ 
rung. 

Lidia war ihr Leben lang Hausange¬ 
stellte in der Villa einer alten Millionä¬ 
rin, deren ganze Liebe - und nach ihrem 
Ableben auch ihr komplettes Vermö¬ 
gen - ihrer verwöhnten Rassehündin 
Princesa gehört. Rafael ist einst auf 
dem Weg von El Salvador in die USA 
inTijuana gestrandet, wo er seit 30 Jah¬ 
ren illegal als Reinigungskraft in einer 
Glühbirnenfabrik arbeitet; doch statt 
die fällige Abfindung auszuzahlen, 
droht ihm sein Chef mit der Einwan¬ 
derungsbehörde, um ihn noch leich¬ 
ter ausbeuten zu können. Valle zieht 
aus dem Kontrast zwischen dem sicht¬ 
baren Luxus der reichen (oder durch 
Drogenhandel neureichen!) Mächtigen 
und der nüchternen Routine des Ar¬ 
beitsalltags den Saft der sanft aufstei¬ 
genden Rebellion. Diese kündigt sich 
durch schüchterne kleine Aktionen der 
Ausgebeuteten an und macht am Ende 
aus dem in gedehntem Tempo begin¬ 
nenden Film fast eine Krimi-Groteske 
mit fein gesetzten Pointen, die das Ber¬ 
linale-Publikum hörbar genoss. 


Preisträger der 63. Berlinale 

• Bester Film (Goldener Bär):„Child’s Pos“ von Calin Peter Net¬ 
zer 

• Großer Preis der Jury: „An Episode in the Life of An Iron Pi¬ 
cker“ von DanisTanovic 

• Beste Regie: David Gordon Green für Prince Avalanche 

• Beste Darstellerin: Paulina Garcia in „Gloria“ (Sebastian Le¬ 
lio) 

• Bester Darsteller: Nazif Mujic in „An Episode in the Life of 
An Iron Picker“ (DanisTanovic) 

• Alfred-Bauer-Preis:„Vic+Flo ont vu un ours“ von Denis Cöte 

• Herausragende künstlerische Leistung: Kameramann Azis 
Zhambakiyevfür„Harmony Lessons“ (Emir Baigazin) 

• Bestes Drehbuch: Jafar Panahi und Kamboziya Partovi für 
„Closed Curtain“ 

• Bester Erstlingsfilm:„The Rocket“ von Kim Mordaunt 

• Bester Kurzfilm:„La Fugue“ von Jean-Bernard Marlin 



Rodolfo (Sergio Hernändez) erklärt Gloria (Paulina Garcia) die Paintball-Kanone, die ihn später selber trifft. 
Für ihre Titelrolle in „Gloria“ gewann Paulina Garcia den Silbernen Bären. 


Courage in 
Essen 

„... und was noch nicht 
gestorben ist, das macht sich 
auf die Socken nun.“ 

Am 24. Februar, 17 Uhr wird in der 
Weststadthalle Essen das Stück „Mut¬ 
ter Courage und ihre Kinder aufge¬ 
führt“. Nicht für das Lachshäppchen 
und Pelzmantel-Publikum, sondern 
für Leute wie du und ich. Nicht der 
„langweilige deutsche Schulbuch-Dich¬ 
ter“ Brecht, sondern der Kriegsgegner 
Brecht wird zu sehen sein. Nicht um 
Pauken und Auswendiglernen, sondern 
um die Sache der Jugend wird es gehen. 
Taucht Brecht in der Schullektüre 
überhaupt noch auf? Kennen die Ju¬ 
gendlichen (und ihre Eltern) die Mar¬ 
ketenderin Anna Fierling, die, weil sie 
den Ruin gefürchtet hat und deswegen 
in den Krieg investierte, auch Mutter 
Courage genannt wird? Wie viele ver¬ 
stehen heute die Warnung? 

Diese Fragen bewegten die Veranstal¬ 
ter - die Bezirksschülerinnenvertre¬ 
tung Essen, die SDAJ Essen, die links- 
jugend ‘solid Essen und die FDJ - dazu, 
das Bremer Jugendprojekt nach Essen 
einzuladen und die Theateraufführung 
zu organisieren. 

Kaum jemand interessiert sich da¬ 
für, dass der Krieg vor unseren Augen 
vorbereitet wird, dass Soldaten in den 
Klassenzimmern um neue Soldaten 
werben. Die Verteidigung deutscher 
Interessen mit Waffengewalt ist nahe¬ 
zu unwidersprochen. Die Krise hat die 
Welt in Gewinner und Verlierer, Plei¬ 
tegeier und Exportweltmeister geteilt 
und dagegen, dass ganze Völker für 
den Profit von Deutscher Bank & Co. 
ausgebeutet werden, regt sich kein Wi¬ 
derstand. 

In diesen Zeiten ist die Frage der Cou¬ 
rage aktueller denn je und sie geht je¬ 
den etwas an. Man hört allerorts, die 
Jugend von heute interessiere sich nicht 
mehr, sei ungebildet und hätte nur noch 
von Smartphones, aber von sonst nichts 
eine Ahnung. Das stimmt nicht, zumin¬ 
dest nicht für alle. Die Aufführung der 
„Courage“ ist für Jugendliche, denen 
die Weisheiten des Schulunterrichts 
nicht genügen, denen die Kulturlosig- 
keit der Schule, durch die „die Jugend 
von heute“ doch entstanden ist, auf den 
Keks geht. 

Bislang hatten die Bewohner von 
Nürnberg, Bremen, Regensburg die 
Möglichkeit sich in der Aufführung 
der „Courage“ der Frage, ob es sich 
am Krieg gut verdienen lässt, zu stel¬ 
len. Weitere Aufführungen in Mün¬ 
chen und Frankfurt sind bereits ge¬ 
plant. Doch diese Frage ist überall re¬ 
levant, daher sollte die Truppe in noch 
möglichst viele Städte eingeladen wer¬ 
den. In Essen hat sich gezeigt, dass es 
mit einer Handvoll Leute möglich ist, 
eine ganze Stadt über die Aufführung 
zu informieren - nicht mit Theaterpro¬ 
grammen und Aufführungskatalogen, 
sondern mit Flugblättern und Mund¬ 
propaganda. 


Mutter Courage und 

ihre Kinder -Eine Chro¬ 
nik aus dem Dreißigjähri¬ 
gen Krieg 

von Bertolt Brecht 
Mit der Musik 
von Paul Dessau 

Inszenierung: 

Bertolt Brecht Jugendprojekt 
& Agitproptruppe Roter Pfef¬ 
fer 

Sonntag, 24. Februar, 17.00 Uhr 
Weststadthalle Essen,Thea-Ley- 
mann-Straße 23, 

45127 Essen 

Eintritt; 

10 Euro, 

ermäßigt 5 Euro 













Hintergrund 

Kein Abschied von Ikarus 

Neue Diskussionen über Kunst aus der DDR • Von Peter Michel 


12 Freitag, 22. Februar 2013 


S eit langem wenden wir uns im¬ 
mer wieder der Frage zu, wie 
seit 1989/90, also nach dem „An¬ 
schluss“ der DDR an die Bundesrepu¬ 
blik Deutschland, mit dem umgegan¬ 
gen wurde, was in dem Staat, der den 
Sozialismus angestrebt hatte und am 
Ende aus inneren und äußeren Ursa¬ 
chen zusammenbrach, an bildender 
Kunst entstand. In den „Marxistischen 
Blättern“ war vom Umgang mit der 
Kunst Willi Sittes die Rede (4-1994), 
von alltäglichen Wiederbegegnungen, 
Verdrängungs- und Vandalenakten (6- 
1998,1-1999, 4-2009), von einer dilet¬ 
tantischen Hetzschau, die 1999 in Wei¬ 
mar stattfand und sich „Aufstieg und 
Fall der Moderne“ nannte (4-1999), 
und von der Anbiederung eines der 
wichtigsten DDR-Kunstwissenschaft- 
ler an neue Machtverhältnisse (1 und 
2-2001); Bilder von Heidrun Hege¬ 
wald wurden vorgestellt (5-2010) und 
es wurde gefragt, ob der „deutsch-deut¬ 
sche Bilderstreit“ tatsächlich beendet 
ist (5-2006). 

Dass er irgendwann vielleicht die 
Chance hat, sich zu versachlichen, dazu 
gaben drei Expositionen, die seit Okto¬ 
ber 2012 zu sehen waren und zu Beginn 
des Jahres 2013 ihre Pforten schlossen, 
eine vage Hoffnung. Bereits am 20. Ja¬ 
nuar wurde die Erfurter Ausstellung 
„Tischgespräch mit Luther. Christli¬ 
che Bilder in einer atheistischen Welt“ 
beendet; am 4. Februar begann man in 
der Weimarer Ausstellung „Abschied 
von Ikarus. Bildwelten in der DDR - 
neu gesehen“ und in der Geraer Schau 
„Schaffens(t)räume. Atelierbilder und 
Künstlermythen“ mit dem Abbau. Sie 
alle waren im Rahmen des vom Bun¬ 
desministerium für Bildung und For¬ 
schung geförderten und von der Techni¬ 
schen Universität Dresden getragenen 
Verbundprojektes „Bildatlas: Kunst 
der DDR“ gemeinsam mit Partnern aus 
Forschungseinrichtungen, Museen und 
Stiftungen vorbereitet worden. 

Das Medienecho war beeindruckend. 
Der Pressespiegel vom 1. Februar ver- 
zeichnete allein für die Weimarer Aus¬ 
stellung 58 Beiträge in Printmedien 
sowie im Hör- und Fernsehfunk. Man 
kann davon ausgehen, dass es - auch 
wenn man die beiden anderen Kunst¬ 
präsentationen einbezieht - noch we¬ 
sentlich mehr waren. 

Um es vorwegzunehmen: Die Eindrü¬ 
cke der Ausstellungen im Erfurter An¬ 
germuseum und in der Geraer Orange¬ 
rie waren überzeugender als im Weima¬ 
rer Neuen Museum; dort zerfloss das 
Konzept; man verließ diese Schau un¬ 
befriedigt. In Erfurt und Gera zwang 
die thematische Einschränkung offen¬ 
sichtlich zu strengerer, durchdachterer 
Werkauswahl. 

Tischgespräch mit Luther 
Für kunstinteressierte Menschen war 
schon immer selbstverständlich, dass 
christliche Motive über ihren religiö¬ 
sen bzw. kirchlichen Zusammenhang 
hinauswirken können: die Passion mit 
Kreuzigung, Kreuzabnahme, Pieta- 
Gruppe, Grablegung ebenso wie Hei¬ 
ligengeschichten oder Erzählungen 
und Figuren aus dem Alten Testament. 
In Erfurt wurde demonstriert, wie 
Künstler in der DDR - aus Kenntnis 
und Verinnerlichung heraus - biblische 
Themen für Aussagen zu den Wider¬ 
sprüchen der Gegenwart nutzten, wie 
sie damit das Miterleben und Mitden¬ 
ken des Publikums provozierten, meist 
ohne selbst religiös gebunden zu sein. 
Das mutet in einem atheistisch geführ¬ 
ten Staat nicht paradox an. Es gehör¬ 
te zur Bildung; und wo sie in Schulen 
nicht vermittelt wurde, eignete man sie 
sich aus Kunstgeschichte oder Litera¬ 
tur an. 

Die Ausstellung „Tischgespräch mit 
Luther ...“ war insofern beeindru¬ 
ckend, weil sie dieses Wechselspiel 
mit mehr als 100 Werken der Male¬ 
rei, Grafik und Plastik von 58 Künst¬ 
lerinnen und Künstlern repräsentativ 
vorstellte. Sie bereitete zudem mit ih¬ 
rer wohldurchdachten Auswahl und 
ausgezeichneten Hängung auch einen 
ästhetischen Genuss. Vor Jahren hat¬ 
te es in der Burg Beeskow schon ein¬ 


mal eine solche Ausstellung gegeben, 
die aber nur eigene Bestände zeigen 
konnte. In Erfurt war es nun möglich, 
aus dem Vollen zu schöpfen. Das Er¬ 
gebnis war rundum überzeugend. Zu 
den Höhepunkten zählten Uwe Pfei¬ 
fers raumgreifendes Triptychon, das 
der Ausstellung ihren Namen gab und 
Luther in einen sinnreichen Zusam¬ 
menhang mit der Theologie der Be¬ 
freiung brachte, und Bernhard Heisigs 
Bild „Christus verweigert den Gehor¬ 
sam“; es war einem Mehrtafelwerk 
seines Schülers Hartwig Ebersbach 
gegenübergestellt. Wiederbegegnun¬ 
gen mit Gemälden, Zeichnungen und 
Plastiken Horst Sakulowskis, Volker 
Stelzmanns, Fritz Cremers und vieler 
anderer ließen so etwas wie Heimatge¬ 
fühl aufkommen. Heidrun Hegewalds 
großformatiges Mahn- und Warnbild 
„Mutterverdienstkreuz in Holz“ for¬ 
dert heute mit seiner schonungslosen 
Symbolik des Schmerzes genauso den 
Schutz menschlichen Lebens ein wie 
zur Zeit seiner Entstehung 1979. Sol¬ 
che eindringlichen Kunstwerke sollten 
aus der Stille der Depots geholt werden 
und wieder ständig präsent sein. 
Christoph Wetzeis doppelsinniges Öl¬ 
gemälde „Das Jüngste Gericht“ stand 
offenbar im Mittelpunkt des Publi¬ 
kumsinteresses; hier richten junge 
Menschen über das, was die Älteren ih¬ 
nen hinterließen. Wie junge Götter sit¬ 
zen sie mit skeptischen Blicken in einer 
langen Reihe hinter dem hohen Rich¬ 
tertisch vor dräuendem Himmel, und 
die Betrachter werden in die Rolle von 
Angeklagten versetzt. Solches Umdeu¬ 
ten, Verfremden, Profanieren und Ak¬ 
tualisieren religiöser Inhalte war mög¬ 
lich und fruchtbar, weil das Sensorium 
der Rezipienten hoch entwickelt war 
und immer noch ist - für verschlüsselte 
Gesellschaftskritik, für Botschaften des 
Schreckens über Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit. 

Bei Mattheuer fiel auf, dass seine Bil¬ 
der dort am stärksten sind, wo er bei 
seiner ureigenen Handschrift blieb und 
nicht versuchte, „malerisch“ zu sein. 
Heinz Zander interpretierte das Sujet 
„Brennender Dornbusch“ anders als 
z.B. Dieter Rex, der in der Ausstellung 
leider nicht vertreten war. Zander und 
Peter Makolies wandten sich auf ihre 
Weise dem Thema „Judith und Holo¬ 
fernes“ zu; auch hier ging meine Erin¬ 
nerung zurück zu einem aufstörenden 
Selbstbildnis von Siegfried Klotz, der 
sein eigenes Haupt auf einem Tablett 
zeigte als Zeichen für seinen vorgeahn¬ 
ten Tod. Jeder, der die Kunstszene der 
DDR über Jahre und Jahrzehnte mit 
offenen Sinnen verfolgt hat, wird aus 
seinem visuellen Gedächtnis diese und 
die anderen Ausstellungen ergänzt ha¬ 
ben. Aber so wie diese Schau war, ließ 
sie keine Fragen offen; man kann die 
Arbeit der Verantwortlichen nur aner¬ 
kennen. 

Wer heute meint, die Hinwendung 
zahlreicher Künstler zur christlichen 
Ikonographie sei bisher kaum unter¬ 
sucht worden, leugnet die Leistungen 
der Kunstwissenschaft in der DDR. Pe¬ 
ter Arlt wies sehr zu Recht auf die Ar¬ 
beiten von Irma Emmrich und Helga 
Möbius, auf das Buch „Dialog mit der 
Bibel“ von Jürgen Rennert und auf die 
Forschungen in der damaligen Pädago¬ 
gischen Hochschule Erfurt hin. 1 Das 
trifft auch auf die eigenwillige, gegen¬ 
wartsbezogene Deutung antiker My¬ 
then und auf andere Forschungsfelder 
zu; man muss solche Quellen nutzen; 
es ist nicht nötig, alles neu zu erfinden. 

Atelierbilder und 
Selbstbildnisse 

Ein Gefühl des Zuhauseseins stell¬ 
te sich auch in der Geraer Schau 
„Schaffens(t)räume ...“ ein, in der 90 
Arbeiten von 76 Künstlern gezeigt 
wurden. Dort konnte vor allem aus 
dem eigenen qualitätvollen Samm¬ 
lungsbestand ausgewählt werden. Und 
man registrierte sofort, dass hier wie 
in Erfurt kunstwissenschaftliche So¬ 
lidität herrschte. Die Entstehungszeit 
der Werke lag z.T. Jahrzehnte auseinan¬ 
der, so dass auch Entwicklungsphasen 


deutlich wurden. Bilder von Eberhard 
Dietzsch, Hubertus Giebe, Sighard 
Gille, Clemens Gröszer, Bernhard und 
Johannes Heisig, Lutz Ketscher, Wolf¬ 
gang Peuker, Willi Sitte, Axel Wunsch 
und anderen konnte man wieder se¬ 
hen; persönliche Begegnungen wur¬ 
den in der Erinnerung frisch. So geht 
es vielen der Älteren. Und wenn die 
nach 1985 Geborenen einer neuen 


Generation Zugang zu solchen Wer¬ 
ken finden, dann wirkt der humanisti¬ 
sche Inhalt einer vergangenen Zeit ins 
Heute hinein. Hubertus Giebes Bild 
„Der Maler“ provozierte jedoch zur 
Frage, warum er - nicht nur in diesem 
Werk, sondern z.B. auch in einer frü¬ 
heren Ausstellung im Palais im Dres¬ 
dener Großen Garten - nach 1990 sei¬ 
ne Ausdrucksmittel derart vergröberte; 
man kann nur vermuten, dass es sein 
Streben nach Marktchancen ist, das zur 
Vernachlässigung seines Talents führen 
kann. Karl-Erich Müllers Stärken lagen 
weniger im großformatigen Gruppen¬ 
porträt - wie im ausgestellten Gemälde 
„Im Atelier“ -, sondern in der kleine¬ 
ren Form, vor allem in Illustrationen zu 
Werken der Weltliteratur, z.B. zu Tho¬ 
mas und Heinrich Mann oder zu Gogol. 
Im Katalog, in dessen Texten sich auch 
bittere Wahrheiten über kunstpoli¬ 
tische Gängeleien finden, wird rich¬ 
tig hervorgehoben, dass in der DDR 
Existenz- und Arbeitsmöglichkeiten 
für Künstler auf vergleichsweise pri¬ 
vilegiertem Niveau garantiert wurden, 
nicht nur für die so genannten Staats¬ 
künstler. Bezogen auf Werner Tübke - 
doch nicht allein gültig für ihn - wird 
formuliert, diese Kunst sei integrativer 
Teil zeitgenössischer Kunstproduktion 
in der postmodernen Kunstgeschichte 
des 20. und 21. Jahrhunderts und werfe 
so „ein Licht auf die Vielschichtigkeit, 
die intellektuelle Autonomie und die 
selbstbewusste Eigenbehauptung einer 
in der DDR ausgeprägten, ausdrucks¬ 
starken Kunstsprache“. 2 Gleichzeitig 
wird Kritik daran geübt, dass in den 
großen Überblicksdarstellungen zur 
Geschichte des Selbstporträts Künst¬ 
ler der DDR generell fehlen (In den 
Shops der großen Museen kann man 
das nachprüfen.), obwohl die gesamte 
Kunst in der DDR reich an verschie¬ 
denen Formen der Selbstdarstellung 
ist. Insofern schloss die Geraer Aus¬ 
stellung eine Lücke. Autoporträts ge¬ 
ben nicht nur Auskunft über die Person 
des Schöpfers; sie sind vor allem Aus¬ 


druck seines Verhältnisses zu anderen, 
zur Umwelt, in der er lebt und an der er 
sich reibt, und zu den Spannungen, de¬ 
nen er ausgesetzt ist. In seinem großar¬ 
tigen Gemälde „Menschensucher“, des¬ 
sen Titel sich auf Karl Hofer bezieht, 
fand Siegfried Klotz, der konsequent 
die Dresdener Maltradition fortsetz¬ 
te, einen überzeugenden Ausdruck: Er 
stellte sich darin selbst als Akt dar und 


ist der einzig lebendige, verzweifelt auf 
den Betrachter zulaufende Mensch 
zwischen unbeweglichen, erstarrten 
Puppen. 

Weimar-ein Großereignis? 

Die ehemalige Bundesministerin für 
Bildung und Forschung Annette Scha¬ 
van schrieb in ihrem Grußwort an die 
Weimarer Ausstellung, die ebenfalls in 
Weimar 1999 veranstaltete Schau „Auf¬ 
stieg und Fall der Moderne“ habe für 
heftige Diskussionen über Kunst aus 
der „ehemaligen“ DDR gesorgt; sie sei 
ein Höhepunkt des kontrovers geführ¬ 
ten „deutsch-deutschen Bilderstreits“ 
gewesen. Diskutiert wurde damals 
heftig, aber nicht über Kunstwerke. 
Für mich war diese Horror-Schau der 
absolute Tiefpunkt des Umgangs mit 
Künstlern und ihren Werken. Es ging 
um pauschale Entwürdigung, die den 
Zorn zahlreicher Künstler und Wis¬ 
senschaftler - nicht nur aus dem Osten 
Deutschlands - hervorrief. Dem rhei¬ 
nischen Kurator Achim Preiß wurde 
„ignorantes Unvermögen“ nachgewie¬ 
sen. Der Künstler Neo Rauch sprach im 
„Spiegel“ vom 24. Mai 1999 von einer 
„Massenexekution“; und das in einer 
Stadt, die aufgrund ihrer Geschichte 
ein Hort besonderer Sensibilität sein 
müsste. Im Umfeld dieser Schau - zu¬ 
vor und später - bezeichnete man die 
nicht in den Westen gegangenen Künst¬ 
ler als Verräter, „Arschlöcher“ (eine 
hochintelligente Sprachschöpfung von 
Herrn Baselitz, der - um aufzufallen - 
seine Bilder auf den Kopf stellt) und 
„Propagandisten der Ideologie“. Und 
schließlich wurden aus der zum 60. Jah¬ 
restag des Grundgesetzes im Berliner 
Gropiusbau veranstalteten Ausstellung 
„60 Jahre - 60 Werke“ in der DDR ent¬ 
standene Arbeiten vollkommen ausge¬ 
schlossen mit der Begründung, Kunst 
könne nur in Freiheit gedeihen, in der 
DDR habe es keine Freiheit gegeben, 
also auch keine Kunst. Schirmherrin 
war Angela Merkel. Solche katastro¬ 
phalen Attacken kann man nicht wie¬ 



Heidrun Hegewald: Mutterverdienstkreuz in Holz, 1979. 


unsere zeit m 


der gut machen; in das Gedächtnis der 
Betroffenen haben sie sich eingegra¬ 
ben. 

Aber man kann einen neuen Anfang 
suchen. Deshalb waren die Erwartun¬ 
gen an die Ausstellung „Abschied von 
Ikarus. Bildwelten in der DDR - neu 
gesehen“ groß, zumal sie als Zentrum 
des Gesamtprojektes gedacht war. Sie 
wurden in einigen Passagen auch nicht 
enttäuscht. Es gab einen durchdachten 
Auftakt mit dem „Blick auf Eisenhüt¬ 
tenstadt“ (1955) von Bernhard Kretz- 
schmar, dessen Aufbruchsstimmung mit 
der kritischen Bitterkeit des Mattheu¬ 
er-Gemäldes „Freundlicher Besuch im 
Braunkohlenrevier“ (1974) kontrastier¬ 
te und den Widerspruch zwischen An¬ 
spruch und Wirklichkeit deutlich mach¬ 
te. Es gab Neuentdeckungen und ein¬ 
drucksvolle Wiederbegegnungen mit 
Werken Philip Oesers, Clemens Grös- 
zers, Willi Neuberts, Otto Knöpfers, 
Hermann Glöckners, Horst Strempels 
und vieler, vieler anderer. Besonders 
eindrucksvoll sind heute wie damals 
die schmerzvollen Bildtafeln des viel 
zu früh verstorbenen Joachim Völk- 
ner, die Bilder von Harald Metzkes, 
Angela Hampel und Wolfgang Peuker, 
der mit seiner schonungslosen Wahr¬ 
heitssuche aufstört und - z.B. in sei¬ 
nem Bild „An der Außenwand“ von 
1974 - auf völlig unpathetische Weise 
den Alltag von Arbeitern zeigt. Und 
es war gut, dass der „Aurora“-Zyklus 
von Carlfriedrich Claus so umfassend 
zu sehen war. Der in der DDR im Exil 
lebende Spanier Josep Renau wur¬ 
de hervorgehoben; man konnte seine 
Arbeitsweise als Muralist anschaulich 
nachvollziehen; er stand in der Tradi¬ 
tion der Wandmalerei im öffentlichen 
Raum, die sich in Mexiko in den 1920er 
Jahren entwickelte und in der Regel ei¬ 
nen gesellschaftskritischen und histo¬ 
rischen Inhalt hat. Dass die Fotografie 
einbezogen wurde, gehörte ebenfalls zu 
den Stärken dieser Ausstellung. Indem 
sie die Werke ernst nahm, unterschied 
sie sich grundsätzlich von ihrer Weima¬ 
rer Vorgängerin „Aufstieg und Fall der 
Moderne“. 

Sie litt aber daran, dass ihre Konzep¬ 
tion zwischen soziologischem und 
kunstwissenschaftlichem Herangehen 
hin und her schwankte. „Was einen 
Soziologen strahlen lässt, kann einen 
Kunsthistoriker zum Heulen bringen“, 
stand am 25.10.2012 in einem Artikel 
von Julia Voss in der „FAZ“. Die Tex¬ 
te der Erläuterungstafeln und auch 
des Kataloges überzogen teilweise die 
gezeigten Dinge mit einer Theorie, 
die mit der Praxis wenig zu tun hatte. 
Kunstwerke dienten - trotz gegenteili¬ 
ger Absichtserklärungen - oft lediglich 
der Illustration vorgefasster Thesen. 
Der umgekehrte Weg wäre richtig ge¬ 
wesen: Aus einer gründlichen Analyse 
der Werke sollte sich das theoretische 
Drumherum ergeben. Spätestens seit 
den 70er Jahren wurde in der DDR- 
Kunstwissenschaft dieser Weg gesucht 
und meist auch beschritten. Die Wei¬ 
marer Ausstellungsmacher begingen 
also den gleichen Fehler, den man in 
der DDR bis etwa zum Ende der 60er 
Jahre machte. Den Besuchern fiel das 
auf; Eintragungen ins Gästebuch bele¬ 
gen es: „Wenn das eine Ausstellung zur 
Kunst in der DDR sein soll, dann bin 
ich der liebe Gott. Wer trifft denn eine 
derartige Auswahl? Ist es beabsichtigt, 
eine bestimmte Meinung zu erzeu¬ 
gen?“ - „Wieder mal eine tendenziel¬ 
le Darstellung der DDR-Verhältnisse. 
Schade!“ - „Es heißt ja immer: Mach 
dir ein Bild. Hier wurde mir ein Bild 
gemacht.“ 

Gleich am Eingang las man auf einer 
Tafel die Phrase vom „antifaschisti¬ 
schen Gründungsmythos der DDR“. 
Was war am antifaschistischen Neuan¬ 
fang, zu dem ganz Deutschland durch 
das Potsdamer Abkommen verpflich¬ 
tet war, mythisch? So wird Geschichte 
vernebelt. An derartigen Formulierun¬ 
gen waren die Begleittexte reich. Nur 
dann, wenn man diese seit 1989 offiziel¬ 
len Denkschablonen überwindet, kann 
man auch die Kunstentwicklung in der 
DDR besser verstehen. Es geht dabei 
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nicht um die Wiederherstellung von 
Wertungshierarchien, die in der DDR 
herrschten; es geht um historische Lau¬ 
terkeit und um die Rolle, die künstle¬ 
rische Erscheinungen tatsächlich im 
Denken der Menschen spielten. 

In dieser Ausstellung stimmten auch 
die Proportionen nicht. Es gab eine 
Überbetonung „nonkonformer Kunst“. 
Wenn es auch gut und richtig war, do¬ 
kumentarisch auf das einzugehen, was 
es an Projekten, Atelierausstellungen, 
Performances, Installationen usw. gab, 
so sollte doch stärker daran erinnert 
werden, dass der Verband Bildender 
Künstler und vernünftige Kulturfunk¬ 
tionäre in vielen Fällen eine Schutzrolle 
übernahmen und dass sich Kunsthoch¬ 
schulen, FDJ-Jugendklubs und staatli¬ 
che Kulturhäuser in den 80er Jahren 
dafür öffneten. Im Bewusstsein der 
meisten Kunstinteressierten spielten 
diese Dinge bis zur „Wende“ eine un¬ 
tergeordnete Rolle, und das lag nicht 
nur an Repressionen. Viele Betrachter 
suchten auch in diesen dokumentier¬ 
ten Projekten künstlerische Qualität 
und fanden sie nicht. Zu den Ausnah¬ 
men gehörte z.B. eine Installation des 
Dresdener Künstlers Dieter Bock im 
Berliner Dom zum Schicksal der Juden 
in der Nazizeit. Aber diese Arbeit such¬ 
te man in der Ausstellung und im Ka¬ 
talog vergeblich. Mancher, dem in der 
Kulturpolitik der DDR die Freiräume 
fehlten, findet sie heute ebenso wenig. 
Er steht der gesellschaftlichen Gegen¬ 
wart vielleicht wieder kritisch gegen¬ 
über. Nur: Vieles, was in der DDR Auf¬ 
sehen erregen sollte, verpufft heute im 
Gewühl der Marktwirtschaft. 

Zu den Disproportionen gehörte 
auch - wenn man schon soziologisch 
herangehen wollte - das Missverhält¬ 
nis der Geschlechter. Der Verband Bil¬ 
dender Künstler der DDR bestand zu 
25 Prozent aus Frauen; in der Ausstel¬ 
lung waren es lediglich 6 Prozent. 3 
Was ich ebenso vermisste, war ein Ge¬ 
spür für Qualität. Woher soll dieses 
Gespür auch kommen in einer Zeit 
freiheitlicher Maßstablosigkeit? Oder 
legte der „soziologische“ Blick Binden 
vor die Augen? Warum wurde z.B. von 
Hans Grundig nicht eine der beiden 
Fassungen seines Bildes „Den Opfern 
des Faschismus“ gezeigt? Die „Jugend¬ 
demonstration II“ gehört nicht zu sei¬ 
nen besten Bildern. Weshalb platzier¬ 
te man das kitschige, die Wirklichkeit 
schönende Bild „Der neue Anfang“ 
von Heinrich Witz direkt neben einer 
filmischen Dokumentation der Ent¬ 
stehung eines Wandbildes von Wolf¬ 
gang Frankenstein? Wollte man da¬ 
mit die Arbeit Frankensteins herab¬ 
würdigen? Warum fehlten Arbeiten 
u.a. von Gudrun Brüne, Ronald Paris, 
Walter Womacka und Heidrun Hege¬ 
wald? Sie gehörten zu denen, die in 
der DDR ständig im Gespräch waren. 
Heidrun Hegewalds „Kind und Eltern“, 
ihr „Spielendes Kind“, die metaphern¬ 
reichen Puppen-Bilder Gudrun Brü¬ 
nes oder z.B. Walter Womackas Eri- 
ka-Steinführer-Darstellungen hätten 
dieser Ausstellung ein ehrlicheres Ge¬ 
sicht gegeben. Ronald Paris reagierte 
gelassen: Er sei ganz froh darüber, in 
einer solchen Ausstellung nicht vertre¬ 
ten zu sein. 

Für eine ganzheitliche Sicht 

Der Kunstkritiker Günter Meier kri¬ 
tisierte an der Weimarer Schau, die 
meisten daran beteiligten Wissen¬ 
schaftler betrachteten „die Sache von 
einem erhöhten Platz jenseits des Sta¬ 
cheldrahtes“. Die Soziologen, so schrieb 
er mir in einem Brief, ließen bei ihren 
Forschungen einiges liegen, „was eben 
nur in der Literatur zu finden ist, die 
von DDR-Autoren (oder DDR-Insi- 
dern) verfasst wurde“. Im Anhang des 
Kataloges fehlten z.B. „die Gesetzblät¬ 
ter zu den Honorarordnungen und die 
Hochschulverordnung über die geld¬ 
liche und sachbezogene Förderung 
von Kunsthochschulabsolventen aus 
Mitteln des Kulturfonds der Bezirke, 
die Atelierbeschaffungspflicht usw. 
bis zu drei Jahren nach dem Studium. 
Die gönnerhaft belächelten Honorar¬ 
ordnungen ... waren für die Künstler 
Rechtsgrundlagen für einklagbares Ho¬ 
norar und somit Garant für leistungs¬ 
gerechte Entlohnung aller Künstler.... 
Es ist ein Mangel an wissenschaftlicher 


Sorgfalt, wenn die Erinnerungen von 
Willi Sitte, Walter Womacka, Gerhard 
Schürer, Hans Bentzien und vieler an¬ 
derer Autoren nicht in die Untersu¬ 
chungen einbezogen wurden ...“ Na¬ 
türlich habe er, so Günter Meier, die 
Ansätze zur Darstellung eines prozess¬ 
haften Verlaufes der Kunstentwicklung 
in der DDR bei den Verantwortlichen 
mit Anerkennung wahrgenommen, 
aber es gebe viele Lücken, z.B. beim 
Erfassen der Gründe für das Bedürfnis 
nach einem staatlichen und genossen¬ 
schaftlichen Kunsthandel in der DDR, 
bei Untersuchungen zur baugebunde¬ 
nen Kunst u.a. Er formulierte weiter: 
„Die bildenden Künstler in der DDR 
waren, um zu überleben, auf das En¬ 
gagement des Staates, der Gewerk¬ 
schaften, Kombinate, Investoren von 
Gesellschaftsbauten, des Kulturfonds 
usw. angewiesen. Das gern und immer 
noch viel gescholtene Auftragswesen 
war eine soziale Großtat, die sich die 
Regierung, ohne zu zögern, leistete.“ 
Zum kritiklos übernommenen Termi¬ 
nus „Viererbande“ schrieb er: „Diese 
vier Künstler waren alles, aber keine 
eingeschworene Gemeinschaft.“ Und 
er resümierte: „Ich möchte ... das Ge¬ 
fühl ... bekunden, dass das Dresdener 
Forschungsteam eine wissenschaftliche 
Ehrlichkeit sucht ... wenn’s auch nicht 
immer gelingt.“ 4 

Man sollte sich darauf besinnen, dass 
derartige Überblicks-Schauen nur 
dann eine Chance haben, wenn Künst¬ 
ler - ohne Egoismen und frei von Grup¬ 
peninteressen - selbst an Konzept und 
Auswahl beteiligt werden. Die Dresde¬ 
ner großen Kunstausstellungen waren 
in den 80er Jahren von Jurys aus Mit¬ 
gliedern des VBK-DDR zusammen¬ 
gestellt worden, die sich immer weni¬ 
ger von außen hineinreden ließen und 
ein breiteres Verständnis von bilden¬ 
der und angewandter Kunst hatten, als 
in der Weimarer Ausstellung sichtbar 
wurde. Das volle Wirkungsspektrum 
ergibt sich letztlich aus der Zusammen¬ 
schau aller bildenden und angewand¬ 
ten Künste; es genügt nicht, sich immer 
wieder auf die „klassischen“ Bereiche 
der Malerei und Grafik zu konzentrie¬ 
ren, vielleicht schamhaft ergänzt durch 
einige Plastiken, aber bei völligem Feh¬ 
len z.B. der Karikatur, der in den All¬ 
tag eingreifenden Formgestaltung, des 
Grafik-Designs, des Kunsthandwerks, 
des Bühnenbilds usw. Sicher war ein 
solcher Anspruch in Weimar nicht zu 
verwirklichen. Doch eine solch ganz¬ 
heitliche Sicht sollte die Grundlage für 
künftige Expositionen sein, die sich 
mit in der DDR entstandener Kunst 
beschäftigen. 

Ein Aspekt wäre auch, dem Schicksal 
von Kunstwerken nach 1989/90 nach¬ 
zuspüren. Das oben erwähnte Wand¬ 
bild von Wolfgang Frankenstein wur¬ 
de zerstört; das Mural von Josep Renau 
an der Klubmensa von Halle-Neustadt, 
dessen Entwurf zu sehen war, ist ver¬ 
schwunden. Von beiden und unzähligen 
weiteren Beseitigungsvorgängen war 
in der Weimarer Ausstellung nicht die 
Rede. Sollte jemals eine solche Schau 
zustande kommen? Ich wünschte es 
mir. Und wie wäre es, wenn irgend¬ 
wann an die in den alten Bundeslän¬ 
dern vor 1989 entstandene Kunst eben¬ 
solche „soziologische“ Fragen gestellt 
würden? Der Rektor der Kunsthoch¬ 
schule Dresden, Matthias Flügge, hielt 
das ganze Vorhaben für unnötig aufge¬ 
blasen; anstelle einer erneuten „Gettoi- 
sierung“ der in der DDR entstandenen 
Kunst ist es tatsächlich sinnvoller, diese 
Werke ganz selbstverständlich regional 
und bundesweit in den Ausstellungs¬ 
alltag einzubeziehen, die ideologischen 
Scheuklappen abzulegen und einzig 
den Maßstab künstlerischer Qualität 
gelten zu lassen. 

So wie die in der DDR entstandene 
Kunst nicht verschwunden ist, so lebt 
auch Ikarus weiter. Er ist zwar abge¬ 
stürzt, aber er hat sich nicht verab¬ 
schiedet. Diese Symbolgestalt war in 
der Kunstgeschichte ständig präsent; 
sie ist mit dem Ende der DDR nicht 
im Meer versunken. In den Jahren zwi¬ 
schen der „Wende“ und der Gegenwart 
entstanden zahlreiche Ikarus-Darstel¬ 
lungen von Bildhauern, Malern, Grafi¬ 
kern, Kunsthandwerkern und Karika¬ 
turisten. Eine Wanderausstellung unter 
dem Titel „Ost-westlicher Ikarus. Ein 


Mythos im geteilten Deutschland“ bot 
2004/2005 einen umfassenden Blick so¬ 
wohl auf die Kunstgeschichte als auch 
auf bis dahin in ganz Deutschland neu 
entstandene Darstellungen zu diesem 
Themenfeld. 5 Auch danach gab es im¬ 
mer wieder neue Werke, die Mythos 
und Gegenwart in einem dialektischen 
Spannungsfeld sehen, u.a. im Bereich 
der Malerei und Grafik von Heidrun 
Hegewald, Rolf Kuhrt, Wolfram Schu¬ 
bert, Joachim John, Heinz Wodzicka, 
Erhard Schmidt und Hubertus Blase, 
in der Plastik von Gerhard Rommel 
und Rolf Kuhrt, im Kunsthandwerk 
von Ulli Wittich-Großkurth und Re¬ 
nata Ahrens sowie in der Karikatur 
von Harald Kretzschmar und Ralf 
Alex Fichtner. Diese und andere Wer- 



F ritz Teppich, November-Jahr¬ 
gang 1918 und letzter deutscher 
Spanienkämpfer, starb am 25. Fe¬ 
bruar 2012 in Berlin. Fest verwurzelt 
in der Friedenskoordination Berlin 
und mit dem von ihm initiierten Pots¬ 
damer Dokumentationszentrum über 
den Spanienkrieg, unterhielt er noch 
mit 94 Jahren aktive politische und per¬ 
sönliche Beziehungen ins Baskenland. 
Die Berliner Friko, wie sie in Kurzform 
heißt, ging aus der Friedensinitiative 
Wilmersdorf hervor, die Fritz in den 
siebziger Jahren initiiert und geprägt 
hatte. Sie war fester Teil der westdeut¬ 
schen Friedensbewegung, die mit milli¬ 
onenfacher Unterstützung die Bundes¬ 
regierung, den Bundestag und letztlich 
die NATO zur Beendigung des atoma¬ 
ren Wettrüstens aufforderte. Heute ist 
die Friko Teil der Protestaktionen ge¬ 
gen NATO-Kriegseinsätze in aller Welt 
und gegen geheimdienstliche Destabili¬ 
sierungsversuche von demokratischen 
Bewegungen. Im November 2012 erin¬ 
nerte sie mit einer Veranstaltung an ihr 
Vorbild, den Kommunisten jüdischer 
Herkunft ohne Parteibuch. 

Fritz Teppich hat den Kampf gegen ka¬ 
pitalistische Restauration, den Wieder¬ 
aufstieg von alten Nazis und die schon 
früh vorbereitete Stationierung von 
Atomsprengköpfen in Westdeutsch¬ 
land u.a. auch im Ausland, als Journa¬ 
list für die DDR-Presseagentur ADN, 
begleitet. Mit einer persönlichen, Auf¬ 
sehen erregenden Kampagne in Berlin 
ab Mitte der achtziger Jahre bis 1994 er¬ 
zwang er von privaten Hotelbetreibern 
am Kurfürstendamm, die den Namen 
der unter dem deutschen Faschismus 
enteigneten jüdischen Inhaber-Familie 
Kempinski fortführen, einen halbherzi¬ 
gen öffentlichen Hinweis zur geschäft¬ 
lichen „Arisierung“ 1938 und auf die 
folgende physische Vernichtung der 
Kempinskis einschließlich ihres Ver¬ 
handlungsführers Dr. Walter Unger 
(ermordet 1944). Den juristisch abgesi¬ 
cherten Erwerb des Rechts auf die ak¬ 
tuelle Weiterverwendung des Namens 
Kempinski weltweit hat Fritz Teppich 
als „zweite Arisierung“ gebrandmarkt. 
Sein beharrliches Engagement für de¬ 
mokratische Rechte und Frieden ord¬ 
nete der Berliner stets in politisch tief¬ 
greifende Zusammenhänge ein. Be¬ 
achtlichen Rückhalt verschaffte er sich 
mit unbequemen Änderungsanträgen 
seines Seniorenausschusses auf einem 
Gewerkschaftstag der HBV. Auf dem 
Höhepunkt des Widerstands gegen 


ke zum Ikarus-Komplex fanden in der 
von der GBM herausgegebenen Zeit¬ 
schrift „ICARUS“ ihre Öffentlichkeit. 
Die Allegorie euphorischen Aufstei¬ 
gern und vernichtenden Absturzes 
wird die Künstler weiter beschäftigen, 
auch wenn der Titel der Weimarer Aus¬ 
stellung das Gegenteil behauptet. Im 
Gästebuch stand: „Bitte noch mal und 
dann besser!“ 

1 Peter Arlt: Das verlorene Kreuz, in: Ossietz- 
ky, Nr. 25/2012, S. 982 

2 Annika MichaIski: Das Entschwinden des 
Künstlers in den Raum, in: Schaffens(t)räu- 
me. Atelierbilder und Künstlermythen, Ka¬ 
talog, hrsg. von der Kunstsammlung Gera 
2012, S.42 

3 Nach einer Information von Heike Friauf 


den Raub des DDR-Volkseigentums 
1992/93 beteiligte er sich unmittelbar 
am dreiwöchigen Hungerstreik der 
Kalikumpel in Bischofferode. Seine le¬ 
benslang weitergegebenen Erfahrun¬ 
gen aus dem antifaschistischen Kampf 
in Spanien 1936-39 stützt das Bilder¬ 
lesebuch zur 1986er Ausstellung „Spa¬ 
niens Himmel“ in Kreuzberg. Für die 
Nachzeichnung der republikanischen 
Verteidigung in 32 Stationen hatte Fritz 
Teppich Originaldokumente von den 
Entscheidungskämpfen der Volksfront 
und der Internationalen Brigaden be¬ 
schafft. 

Erahnbare Gernika-Tragödie 
hinter Rauchpilzen 

Als Fritz Teppich noch nicht 18-jäh¬ 
rig im September 1936 unter dem Na¬ 
men Alfrede T. Salutregui freiwillig in 
die Spanisch-Republikanische Armee 
eintrat, hatte er vier Lehr- und Praxis¬ 
jahre in der Hotellerie der Exilländer 
Frankreich und Belgien hinter sich. 
Mit der Union Socialiste Anti-Fasciste 
stand er zunächst den Verteidigern der 
Spanischen Republik im Grenzgebiet 
zu Frankreich bei. Im Baskenland war 
er im März/April 1937 an der Abwehr 
der faschistischen Großoffensive gegen 
die 1936 vom Volk errungene Autono¬ 
mie beteiligt. Ende April erlebte er im 
Alarmzustand an der Luftabwehrkano¬ 
ne aus einiger Entfernung das Grollen 
der herannahenden deutschen „Legion 
Condor“ auf Gernika mit. „In der küs¬ 
tennahen Ferne alsbald braunschwar¬ 
ze Rauchpilze, die wild durcheinander 
aufplatzten, sich zu einer immensen 
Höllenwolke verbanden“, erinnerte 
er sich in der Autobiografie „Der rote 
Pfadfinder“. „Ich suchte Gernika zu er¬ 
ahnen, mir kamen die Tränen. Uns mied 
die Bande; Schonung, die ich verfluch¬ 
te. Keine Möglichkeit, unsere Oerlikon 
ballern zu lassen. Hilfloses Bangen um 
mein Mädchen, um die Menschen des 
friedlichen Landstädtchens. Die Luft¬ 
waffe hatte sich den wöchentlichen 
Markttag ausgesucht, an dem es beson¬ 
ders viel zu töten gab.“ DenVerrat eines 
zum Feind überlaufenden Erbauers des 
„Eisernen Rings“ vor Bilbao, der vom 
Norden bis zum Süden der Provinz Vis- 
caya reichte, hatten „die vaterlandsver¬ 
schworenen Basken“ nicht für möglich 
gehalten. Die Faschisten schlugen mit 
doppelter Brutalität zu. Sie überwan¬ 
den die mit Beton-Waffennestern ge¬ 
spickte Zementlinie und besetzten Bil¬ 
bao am 19. Juni 1937. Mit dem Fall des 
Baskenlands wurde die baskische Spra¬ 
che umgehend verboten. 
Ankommende Interbrigadisten lern¬ 
te Fritz Teppich im Spätsommer 1937 
kennen, darunter nicht wenige jüdische 
Kämpfer wie er selbst. Er unterstütz¬ 
te aber den Aufbau einer baskischen 
Armee im katalonischen Figueras mit 
Ausbildung und Organisation. Adju- 
dant mit gerade einmal 20, wurde er 
bald Chef der 5. Stabsabteilung in der 
11. Division, die aus dem 5. (kommunis¬ 
tischen) Miliz-Regiment des XXII. Ar¬ 
meekorps hervorgegangen war. „Seit 
Terruel (der erfolgreichen militäri¬ 
schen Befreiungsoffensive, HF) mit an 
der Korpsspitze, Schlacht auf Schlacht“, 
erinnert er sich später, „schreckliche 
Blutbäder, zuletzt 1938/39, weihnacht- 


4 Aus einem Brief Günter Meiers vom 18. Fe¬ 
bruar 2013 an den Autor 

5 Ost-westlicher Ikarus. Ein Mythos im geteil¬ 
ten Deutschland. Eine Ausstellung des Win- 
ckelmann-Museums Stendal in Stendal,Go¬ 
tha, Duisburg und Wasserburg/Inn, Katalog 
mit Texten von Helmut Börsch-Supan, Jörg 
Heiko Bruns,Max Kunze,Volker Riedel, Bernd 
Seidensticker und Antje Wessels, Hrsg. Win- 
ckelmann-Gesellschaft Stendal 2004,240 S. 

(Vom Autor bearbeitete und ergänzte 
Fassung eines Beitrages, den er in der 
„jungen Welt“ vom 8. Februar 2013, 
S. 10/11, veröffentlichte.) 


liehe Extremadura-Offensive zur Ent¬ 
lastung des bedrängten Katalonien. 
Dort, fern von uns, versagte zu unse¬ 
rem Entsetzen erneut das Gros der ka¬ 
talanischen Verbände, Barcelona wur¬ 
de (am 26. Januar 1939, HF) kampflos 
geräumt“. Während die Interbrigaden 
auf Betreiben des Londoner „Nichtein¬ 
mischungsausschusses“ ab November 
in Demobilisierungslager abzogen, be¬ 
ließen die deutschen und italienischen 
Faschisten dort ganze Geschwader 
und Divisionen, dazu Kolonialtruppen 
und Fremdenlegion. „Das erschütterte 
mich um so mehr, als zuvor meist aus 
kommunistischen Milizen hervorge¬ 
gangene spanische Einheiten und vor 
allem auch die Interbrigaden mit der 
Ebro-Offensive unter hohen Blutop¬ 
fern eine längere Frist für Abwehrvor¬ 
bereitungen herausgeschunden hatten. 
Solange die Republik widerstand, eine 
stützende Macht hinter Frankreichs 
Rücken bildete, konnte die Reichsre¬ 
gierung nicht ihren Krieg beginnen. Im¬ 
mer noch hofften wir, die Westmächte 
würden von ihrem Münchner Schach¬ 
zug abrücken, der darauf hinauslief, der 
Achse den Ostweg freizugeben.“ 

Westalliierte und Verräter 
setzen auf Franco 

Fritz Teppich, „spanischer“ Verteidi¬ 
ger alias A.T.Salutregui, entschied sich 
in der Zentralregion, einer „potenten 
Bastion“, zu bleiben. Da brachte die 
März-Verschwörung die Niederlage 
der Republik: „Mit der Kapitulati¬ 
on Casados und Meras (Anarchisten¬ 
kommandeur, HF) war unsere Front 
in wenigen Stunden ins Nichts zerfal¬ 
len.“ Der Oberkommandierende Casa- 
do hatte die loyalen Republikverbände 
vor Madrid niederkartätschen lassen, 
um den Truppen der Franco-Junta im 
Einverständnis mit Paris und London 
den kampflosen Einzug in die Haupt¬ 
stadt zu ermöglichen. Am 29. März 
1939 begannen sie sofort mit blutigem 
Terror gegen Kommunisten, Anarchis¬ 
ten, Sozialdemokraten, Liberale und 
Berufsoffiziere. Während London sein 
Versprechen brach, republikanische 
Offiziere und Regierungsmitglieder 
über Alicante auszuschiffen, erhielt 
Casado aktive Fluchthilfe. Am 6. Juni 
1939 zog die deutsche Legion Condor 
in großer Parade durchs Brandenbur¬ 
ger Tor. „Nur Monate danach löste die 
Reichsregierung, zuerst einmal mit dem 
Überfall auf das schwache Polen, den 
zweiten Weltkrieg aus.“ 

Indes suchte Fritz Teppich auf einsa¬ 
men Wegen ausgehungert nach Frank¬ 
reich zu gelangen. Knapp vor der Gren¬ 
ze wurde er verhaftet und in San Sebas¬ 
tian eingesperrt. Mutige Arbeiterinnen 
verhalfen ihm schließlich zur abenteu¬ 
erlichen Flucht über die Grenze. Eine 
Zwischenetappe in Brüssel und Inter¬ 
nierung in Frankreich schlossen sich 
an. Von dort flüchtete er versteckt über 
2 000 Kilometer zurück durch Spanien 
nach Portugal. Bis zur Ausschiffung ins 
zerstörte Deutschland 1945 wurde er in 
Ericeira festgehalten. 

Die baskische Organisation Askapena 
und Ahaztuak 1936-1977 verlieh Fritz 
Teppich 2012 ihre Ehrenurkunde. Hel¬ 
mut Teppich nahm sie für seinen ver¬ 
storbenen Vater entgegen. Hilmar Franz 


Bleibendes Vorbild: Fritz Teppich 

Zum ersten Todestag eines Kommunisten, der fast den ganzen Spanienkrieg mitkämpfte 
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Wir trauern um 

Dietrich Kittner 

Mit Dietrich Kittner, der am 15. Februar 2013 im Alter von 
77 Jahren verstarb, haben wir Kommunistinnen und Kommu¬ 
nisten einen guten Freund, einen Genossen im Kampf, verlo¬ 
ren. Die demokratische Kultur in unserem Land ist um einen 
ihrer geistreichsten politischen Kabarettisten ärmer geworden. 
Kittner sagte einmal selbst: „Satire hat es zunehmend schwe¬ 
rer, die Realitäten zu überbieten“. Doch ihm gelang es stets 
trefflich, die Wirklichkeit dieses Landes kritisch, von links, zu 
sezieren. Und er kannte sich bestens aus in den Gefilden „der 
Wirtschaft“, des Militarismus, der Neonazis, des Unrechts an 
den sogenannten kleinen Leuten. 

Kittner engagierte sich nicht nur auf der Bühne, sondern auch 
auf der Straße. Unvergessen seine aktive Rolle in der „Aktion 
Roter Punkt“, mit der es gelang, die privaten hannoverschen 
Verkehrsbetriebe zu zwingen, skandalöse Fahrpreiserhöhun¬ 
gen zurückzunehmen. 

Seine satirischen Attacken, z.B. gegen die Berufsverbote, oder 
gegen den US-Vietnamkrieg, blieben nie unverbindlich, inspi¬ 
rierten zum widerständigen Handeln, brachten ihm aber auch 
ein Dossier des „Verfassungsschutzes“ mit 40 „Erkenntnissen“ 
über seine „staatsfeindlichen“ Aktivitäten und ein Auftritts¬ 
verbot im öffentlich-rechtlichen Norddeutschen Rundfunk ein. 
Stunden mit Kittner, das waren erbauliche Lehrstunden mit 
Witz und Aufklärung. Mit besonderer Dankbarkeit erinnern 
wir uns seiner Auftritte auf manchem UZ-Pressefest. 

Dietrich Kittner wird uns unvergesslich bleiben. 

Unser Mitgefühl gilt seiner Christel, der unersetzlichen Ge¬ 
fährtin in seinem Wirken. 

Parteivorstand der DKP 
DKP Bezirk Niedersachsen 
DKP Kreis Hannover 
DKP Gruppe Linden und Mitte 


Dem 

Dietrich 

ein letztes 

ROT PUNKT! 

Katja und Erik Pieck 
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Walter Abczynski 
6. April 1922-25. Januar 2013 


© 


Vielen Dank allen, die sich mit uns gemeinsam 
von meinem Mann, unserem Vater und Groß¬ 
vater Walter verabschiedet haben. 

Wir sind überwältigt von der großen Anteilnahme, die sich in 
Wort und Schrift und der Teilnahme an der Trauerfeier gezeigt 
hat. 

Wir bedauern es, bei der großen Anzahl der Trauergäste nicht 
jedem persönlich die Hand gereicht, ein Wort gewechselt haben 
zu können. 

Es war in Walters Sinne, auf Blumen am Grab zu verzichten. 
Für Walter war es immer ein großes Bedürfnis, anderen zu hel¬ 
fen und so haben wir Spenden gesammelt für die ehrenamtli¬ 
che Arbeit bei der Demenzbetreuung der Diakonie und für die 
Kinder Kubas. 

Zusammengekommen sind 1405 €, die wir zu gleichen Teilen an 
die beiden Hilfswerke überweisen. 

Im Namen Walters sagen wir Danke. 

Vorwärts und nicht vergessen, 
die Solidarität! 

Inge Abczynski und Familie 


Anzeigen 
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Wenn ich tot bin singt mir ein Lied. 

Bin nicht gegangen, ging weil es geschieht. 
Tretet nicht das Gras, es kann nichts dafür. 
Denkt es wachsen Gräser einmal auch aus mir. 

Peter Maiwald 


Dagmar Gerber 


* 27. 3. 1950 


t 10.2.2013 


In großer Dankbarkeit: 

Michael Gerber 

Arne Gerber und Sarah Schönberger 
Hannelore Austermühle 
Martina und Michael Wahren 


46240 Bottrop, Rheinbabenstraße 68a 

VvaII 1 1 1 j|K| J ji/lfiI m 

Die Trauerfeier ist'am Samstag, dem 23. Februar 2013, um 13:00 Uhr, in der Trauerhalle auf 
dem Westfriedhofl We$tring37, in Bottrop. Anschließend erfblgtdie Verstreu 11 rigider Asche. 
Zum KaiTeebitten wir in die AWO-Begegnungsstätte, Emst-Moritz- Arndt-Str. 9. 

An Stelle zugedachter Kranz- und Blumenspenden bitten wir um eine Zuwendung an die ESB 
Bottrop für die Suppenküche Kolüsch, auf das Konto bei der Stadtsparkasse Bottrop mit der 
Nummer 2089, BLZ:. 424 512 20. Stichwort: Dagmar Gerber 


E/Uschleunigung: 

Rtilic & Natur satt im MüriüiAaLiunal- 
park, 2 FeWoje 2 3 Pers. ganzjährig in 
Kratf-dnirg-Cranzin. Havel & Havclsccn, 
Boot& Rad. Inlb: www.irirauggH.de: oder 
03 31/8707 96 (Aß) 


Cöte cTAzur 

Ferienhaus 
mit Meerblick 
4 Personen 
elke.mehner@gmx.de 
Tel. 02151 22292 


Mühlacker- 
Baden-Württemberg 

Große Wohnung auf 2 Stock¬ 
werken, 6 Zi., 2 WCs, 2 Bäder, 
an ältere Genossinnen und 
Genossen (eventl. Grün¬ 
dung einer Hausgemein¬ 
schaft) oder an Familie mit 
möglichst vielen Kindern zu 
vermieten. 

Nähere Info: 07041-4202 


Genossin 

Dagmar Gerber 

27 . 3 . 1950 - 10 . 2.2013 
lebt nicht mehr. 

Sie stammte aus einer Arbeiterfamilie und fand schon kurz nach deren Gründung zur DKP. Sie 
hat sich bei der SDAJ und in der Elan-Redaktion um die Entwicklung der Jugendzentrumsbewe¬ 
gung verdient gemacht. 

Zusammen mit ihrem Michael und ihrem Sohn kam sie 1986 nach Bottrop, wo sie sich insbeson¬ 
dere um die Integration Behinderter in Kindergarten und Schule kümmerte. Sie war Mitgründerin 
einer Kindergarteninitiative, einer Freizeitmaßnahme für Behinderte und einer Elterninitiative 
zur Integration. 

In den Jahren 1986 bis 1989 war sie Organisationsverantwortliche der DKP in Gladbeck und half 
mit, die Bezirksorganisation Ruhr-Westfalen 1990 aufrecht zu erhalten. Über Jahre hinweg war 
sie seitdem Mitglied des Kreisvorstands Bottrop der DKP, zuletzt in der Revisionskommission. 
Trotz ihrer Erkrankung kandidierte sie für die DKP bei Kommunalwahlen und vertrat ihre Par¬ 
tei in der Bezirks Vertretung Mitte, im Jugendhilfeausschuss sowie in weiteren Ausschüssen. Dort 
ließ sie es sich nicht nehmen, insbesondere die Interessen der Arbeiterjugend zu vertreten und 
setzte sich mit Kürzungsmaßnahmen und Versuchen auseinander, fortschrittlicher Pädagogik den 
Geldhahn zuzudrehen. 

Wir trauern mit ihrem Michael und ihrem Sohn Arne um eine Genossin, die uns sicherlich fehlen 
wird und deren optimistische Haltung uns angesichts ihrer Erkrankung immer wieder in Erstau¬ 
nen versetzte. 

DKP Kreisvorstand Bottrop DKP-Ratsfraktion Bottrop DKP Bezirksvorstand Ruhr-Westfalen 


Urlaub im schönen 
Havelland 

- wald- und wasserreich - 
Nähe Berlin-Spandau preis¬ 
werte Ferienwohnung für 
5 Personen (2 Zimmer, Wohn¬ 
küche - Herd, Kühlschrank, 
Bad, Dusche,WC). Preis nach 
Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 
033231/60661 


Toskana, nah am Meer 

Ymv.t&iiana biahsf.de 1flUTft 

Ükohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer* 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen? 

KindcTpa-adics. 



Wir gratulieren unserer Freundin 

Dodo van Randenborgh 

ganz herzlich zum Geburtstag. Sie wurde 
am 20. Februar 

80 Jahre alt. 

Liebe Dodo, die herzlichsten, kämpferischen Glückwünsche vom 
Rheinland nach Berlin! Alles Liebe und Gute, weiterhin Kreati¬ 
vität und viel Gesundheit einer liebenswerten, klugen, mutigen 
Frau, unverzagten Friedensarbeiterin für eine Welt ohne Waffen, 
Kämpferin für Frauenrechte, Volksdiplomatin für Völkerverstän¬ 
digung, langjährigem Vorstandsmitglied in der Deutsch-Sowje- 
tischen/Russischen Gesellschaft Rhein/Ruhr. Danke für Deine 
Unterstützung bis heute! 

Im Namen des Vorstandes 

der Deutsch-Russischen Gesellschaft Rhein/Ruhr e.V. 
Walborg Schröder und Walter Böhmer 


Am 27. Februar wird 

Anneliese Möller 

90 Jahre alt 

Es gratuliert die Gruppe Hamburg - Süd 


Zu Deinem 

80. Geburtstag 

am 25. Februar 2013 

- den wir mit Dir am Samstag, den 2. März im Komm- 
Treff feiern dürfen, gratulieren wir Dir, liebe Genossin 

Gudrun Scharf 

auf das herzlichste. 

Es gibt Menschen, deren einmalige Berührung mit uns für immer den Sta¬ 
chel in uns zurücklässt, ihrer Achtung und Freundschaft wert zu bleiben. 

(Christian Morgenstern) 

Zu diesen Menschen zählst Du, liebe Gudrun. Mit zwanzig bist Du aus 
eigenem Entschluss in die damals noch legale KPD eingetreten. Deiner 
Überzeugung bist Du immer aktiv treu geblieben, wir danken Dir für Dei¬ 
nen immerwährenden Einsatz für die Partei, für unsere gemeinsame Sa¬ 
che. Bleib gesund, behalte Deinen Optimismus und die Freude am poli¬ 
tischen Leben, am gemeinsamen Kampf mit uns für eine bessere Welt. 

Deine Genossinnen und Genossen 
der DKP-Gruppe Moosach/Pasing 
DKP-Kreisorganisation München 
DKP-Bezirksorganisation Südbayern 


Es gibt keine Befreiung 
der Menschheit 

ohne die soziale Unabhängigkeit 
und Gleichstellung 
der Geschlechter 

August Bebel 

Internationaler Frauentag 2013 

Samstag, 9. März 2013,17 Uhr, 

Bürgertreff, Hattingen-Blankenstein, Marktplatz 3-5 
DKP Kreisorganisation Hattingen 
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in emem jugen dkunstwettbewerbpdthen 
wir Vortagen für zwei Wandgemälde, die /m 
Sommer 20/3 auf Cuüo d/s Zeichen der 


Solidarität verwirklicht werden sollt 
Gemälde, Graffiti} KMefs, 
oder Computerdesisntes 
Wettbewerb ernten ombönf smjfi- •' * 
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K0HST.SDAiJ-jJET2.de 


Traumblick,Traumstrand,Traumurlaub... 

abseits von Touristenstrom in unserem Ferienhaus in Griechenland, das wir 
gerne günstig Genossinnen und Freundinnen überlassen, 
für 2-6 Personen, 2 Schlafzimmer, Wohnzimmer, Küche, Bad, Terrasse, 
Garten, (ergänzbar durch ein weiteres Schlafzimmer und Bad), alles mit 
Blick aufs Meer, Waschmaschine, Internet, Fahrräder... 

Näheres unter http://villairini.wordpress.com/oder bei 
dieter@friedensnetz.de oder 0711 551 410. 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 

Im Frühling in den Süden ... 
www.ferienhaus-suedheide. de 
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Der Bremer Senat schweigt 

Betr.: Kriegsschiffe für Saudi-Arabien 

Lese ich die letzten Ausgaben der Bre¬ 
mer Tageszeitungen, so frage ich: Le¬ 
ben wir noch unter einer dem Frieden 
verpflichteten Regierung? Die Merkel- 
Regierung will weitere Lürssen-Kriegs- 
schiffe an Saudi-Arabien liefern - und 
der Bremer Senat schweigt! Grüne und 
sozialdemokratische MdBs wollen über 
den Rüstungsdeal im Parlament nur 
„debattieren“! 

Ein Lichtblick ist, dass wenigstens eine 
Partei, nämlich „Die Linke“, neben Bre¬ 
mer Friedensforum und Menschen¬ 
rechtsgruppen die Lieferung von Waf¬ 
fen an Diktatoren ablehnt. 

Mit der Lieferung der Kriegsschiffe 
setzt die Lürssen Werft ihre unrühm¬ 
liche Vergangenheit als Waffenprodu¬ 
zent fort. Bereits vor 100 Jahren galt die 
Bremer Werft als Produktionsstätte für 
des Kaisers Schnellboote, für Hitlers 
Kriege lieferte sie über 200 Schnell¬ 
boote. 

Jetzt produziert Lürssen für Saudi-Ara¬ 
bien, eine Diktatur, in der die Scharia 
gilt und demokratische Bürger, auch 
mit Hilfe deutscher Kriegsschiffe, blu¬ 
tig unterdrückt werden. Der Rüstungs¬ 
industrielle Friedrich Lürssen wirkt als 
Präsident des „Bundesverbandes der 
Deutschen Sicherheits- (!) und Vertei- 
digungs(! Industrie e.V.“ gut für seinen 
Profit. 

Fazit: Solange die Merkel-Regierung, 
und solche Lobbyisten wie Lürssen und 
Co. das Sagen haben und der Grüne/ 
SPD-Senat in Bremen schweigt und die 
Linke nicht stark genug ist, ist Deutsch¬ 
land kein Land, von dem Frieden, son¬ 
dern ein Land, von dem Krieg ausgeht. 

Jürgen Karbe, Bremen 

Keinen Kontakt mit 
Geheimdiensten 

Betreff: „Deutsche Richter machen 
den Weg frei“, UZ vom 15.2.2013, S. 5 

In dem Artikel schreibt Gerhard Feld¬ 
bauer: „Im Frühjahr 1978 fiel der christ¬ 
demokratische Parteivorsitzende Aldo 
Moro, der für eine Regierungszusam¬ 
menarbeit mit den Kommunisten ein¬ 
trat, dem von der P2 [Geheimloge Pro¬ 
paganda Due;T.E.] gelenkten Mord¬ 
terror zum Opfer“. Ich schätze Gerhard 
Feldbauers Beiträge sehr, wie auch sein 
profundes Wissen zu Italien. Hier nun 
aber behauptet er, die linksmilitanten 
Roten Brigaden (Brigate Rosse - BR) 
wären von der faschistischen, NATO- 
infiltrierten P2-Loge gelenkt worden. 
Diese These geistert durch die Gazet¬ 
ten wie die Behauptung, bei der RAF 
habe es sich um ein Phantom gehan¬ 
delt. 

Natürlich weiß es niemand, außer viel¬ 
leicht die Beteiligten selbst. Die kön¬ 
nen selten offen reden, aber wenn sie 
es tun, sollte man es wenigstens zur 
Kenntnis nehmen. So erklärte der Ex- 
brigadist Mario Moretti im Gespräch 
mit Rossana Rossanda 1993 zu der Fra¬ 
ge, ob es Kontakt zu Geheimdiensten 


gegeben hätte: „Das wäre schön [...]? 
Wenn man alles zusammenschmeißen 
könnte, CIA, KBG, SISME, SISDE, 
Mafia, P2 usw., um alle Ereignisse die¬ 
ser zwanzig Jahre in den großen univer¬ 
sellen Komplott zu packen. Auch eine 
Bewegung wie die unsere wäre beruhi¬ 
gender, wenn man sie als Manöver ob¬ 
skurer Kräfte, ähnlich den Massaker 
dirigierenden Geheimdiensten, ansähe. 
Wir sind aber dazu verurteilt, die Dinge 
differenzierter zu sehen, wenn wir sie 
verstehen und kritisieren wollen. 

Die Wahrheit ist, dass die BR keinen 
Kontakt mit Geheimdiensten jedwe¬ 
der Art und Nationalität geknüpft 
hat, weder direkt noch über Umwege.“ 
(S. 211 f.) 

Wer wissen möchte, wie und warum die 
Moro-Entführung aus Sicht eines Teils 
der Brigaden lief, sollte sich auch dieser 
Quelle bedienen: 

Rossana Rossanda/Carla Mosca, Mario 
Moretti - Brigate Rosse - Eine italieni¬ 
sche Geschichte, Berlin/Hamburg 1996, 
zu beziehen über Neue Impulse Verlag 
oder direkt bei Assoziation A. 

Tim Engels, Düsseldorf 

Korrekturen 

Betr.: UZ vom 25.1.2013, S. 11 

Ich habe mich sehr gefreut, in der UZ 
vom 25. Januar 2013 eine Rezension 
von Pol Mac Adaims neuer CD „My 
name is Troy Davis“ zu finden. 

Leider sind dem Rezensenten dabei 
mehrere inhaltliche Fehler unterlau¬ 
fen: „Do you feel?“ ist kein Lied über 
Brendan Hughes, sondern handelt vom 
andauernden Kampf der Bevölkerung 
der irischen Grafschaft Mayo gegen 
Shell, die vor der Westküste die Ölres¬ 
sourcen des Landes ausbeuten und da¬ 
bei rücksichtslos die Natur zerstören, 
und das alles ohne dass Irland auch nur 
einen Cent des Profits sieht. 

An den im Februar 2008 verstorbenen 
IRA-Freiwilligen Brendan Hughes, der 
1980 53 Tage im Hungerstreik war, er¬ 
innert Pol in dem Lied „Legacy of the 
Dark (Brendan Hughes)“. 

Der von Pol gecoverte Christy Moore 
Song „90 Miles from Dublin“ handelt 
nicht so sehr von den Protesten 76-81 
(die im übrigen auch nicht in Magha- 
berry, sondern in den berüchtigten H- 
Blocks stattgefunden haben) sondern 
von der Tatsache, dass die irische Re¬ 
gierung - und mit ihr große Teile der 
Republik Irland - ignorierte, was da nur 
90 Meilen von Dublin entfernt geschah. 
Darin liegt auch die Aktualität des 
Lieds, denn auch heute zieht die Re¬ 
gierung es vor, Fälle wie den von Mari¬ 
an Price (inhaftiert ohne Anklage seit 
647 Tagen), Stephen Murney (im De¬ 
zember 2012 verhaftet, sein „Verbre¬ 
chen“ besteht darin, im Norden Irlands 
politisch aktiv zu sein) oder Pols Bru¬ 
der Gary, der im März 2012 auf Grund 
einer eigentlich unter die Amnestie von 
1998 fallenden Anklage von 1986 ver¬ 
haftet wurde und immer noch auf seine 
Prozess wartet, zu ignorieren. 


Alles in allem ist „My name is Troy Da¬ 
vis“ ein Album der Solidarität. Mit den 
politischen Gefangenen, die im Magha- 
berry-Knast um ihre Rechte kämpfen, 
mit der Landbevölkerung in Mayo, den 
unschuldig in den USA im Todestrakt 
Sitzenden und der entrechteten Bevöl¬ 
kerung Palästinas. 

Wer das Album live hören möchte, ist 
herzlich eingeladen zur Maifeier der 
DKP Essen am 26.4.2013, auf der Pol 
zusammen mit Achim Bigus Lieder 
der internationalen Arbeiterbewegung 
präsentieren wird. 

Melina Deymann, Essen 

Auf Abwegen 

Betr.: „Die Staatsschulden dem 
Kapital anlasten“, UZ vom 8.2.2013, 

S. 15 

Die Sammelbetriebsgruppe Metall aus 
Mannheim (...) möchte zum (...) An¬ 
trag „Die Staatsschulden dem Kapital 
anlasten“ (...) Stellung nehmen: 

Es liegt eine realitätsfremde Einschät¬ 
zung der Ausgangslage vor: Weder in 
Europa noch in Deutschland „erschüt¬ 
tern heute die Massenproteste die sozi¬ 
alen Bewegungen und Streiks die Klas¬ 
senherrschaft der Bourgeoisie“. Und 
„die mächtigste Waffe, die die Bour¬ 
geoisie im Feuer der Krise geschmie¬ 
det hat“ ist nicht die Staatsverschul¬ 
dung, sondern Massenarbeitslosigkeit 
und staatlich verordnete Armut (z.B. 
Hartz IV) 

Die Ursachen und Funktion und Fol¬ 
gen der aktuellen Krise werden nur 
oberflächlich betrachtet: Sie liegen 
eben nicht darin, dass in den USA sich 
zu viele ein Häuschen bauen ließen. 
Und eine Wirtschaftskrise dient nicht 
der „Zerstörung der Wirtschaft“, son¬ 
dern der Erhaltung der kapitalistischen 
Wirtschaft. 

In der Krise wurden von der Arbeiter¬ 
klasse geschaffene Reichtümer nicht 
„vernichtet“, sondern umverteilt. An¬ 
geblich hätte die Arbeiterklasse jetzt 
„nichts zu verlieren, aber eine neue 
Welt zu gewinnen“. Wenn es bei uns 
nichts mehr zu holen gibt, dann brau¬ 
chen wir uns auch nicht mehr gegen 
den andauernden Raubzug auf unse¬ 
re Taschen und Arbeitsplätze wehren 
und können uns voll auf die Revolution 
konzentrieren. 

Das Wertgesetz im Kapitalismus wird 
außer Kraft gesetzt, indem behauptet 
wird, dass produzierte Waren keinen 
(Tausch-)Wert haben, wenn bei ihrem 
Verkauf kein Profit realisiert wird. 

Die bisherige Haltung der DKP zur 
Krise wird falsch eingeschätzt: Sie hät¬ 
te sich von der „überwältigenden Viel¬ 
falt der Krisenerscheinungen irrefüh¬ 
ren lassen“. Doch damit soll nach dem 
20. Parteitag Schluss sein! Ab da „muss 
die DKP der Arbeiterklasse lehren, die 
Sprache der Krise zu verstehen“! Und 
was passiert, wenn die Arbeiterklasse 
sich nicht mit oben stehenden Stilblü¬ 
ten belehren lässt? Dann „müssen wir 
unsere Strategie überdenken“. 


termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 23 . FEB 


Stuttgart: Kindertreff der Roten Pepero¬ 
ni. Es geht um Kinderrechte und es wird 
gemalt und gespielt. Clara-Zetkin-Haus, 
Gorch-Fock-Straße 26,14.00 Uhr. 


SO ★ 24 . FEB 


Stuttgart: Benefizmarkt mit Büchern und 
Trödel. Der Gewinn trägt zu den Kosten 
für ein neues Dach des Waldheims bei. 
Clara-Zetkin-Haus, Gorch-Fock-Straße 26, 
10.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 


MO ★ 25 . FEB 


Hamm: „Die neue Bundeswehr - Inter¬ 
ventions- und Bürgerkriegsarmee?“ Vor¬ 
trags- und Diskussionsveranstaltung der 
DKP Hamm/Hellweg mit Frank Brentle. 
Restaurant „Zunftstuben“, Oststraße 53, 
19.00 Uhr. 


Ml ★ 27 . FEB 


Krefeld: Vortrag und Diskussion zu „Syri¬ 
en - Das Morden beenden“, Bündnisver¬ 
anstaltung mit Karin Leukefeld und Yilmaz 
Kaba. Mennonitische Kirche, Königstra¬ 
ße 132,19.00 Uhr. 


DO ★ 28 . FEB 


Dortmund: Mitgliederversammlung der 
DKP mit Diskussion des Arbeitsplanes und 
Informationen zu den Anträgen an den Par- 
teitag. Z, Oesterholzstraße 27,19.00 Uhr. 

Krefeld: Mitgliederversammlung der 
DKP zum Parteitag und Bildungsthema. 
Brauhaus Wienges, Neusser Straße 55, 
19.30 Uhr._ 

Essen: „Solidarität mit Kuba - Freiheit für 
die Miami 5!“ Öffentliche Mitgliederver¬ 
sammlung der Freundschaftsgesellschaft 
BRD-Kuba e.V. Themen u.a.: Kuba aktuell, 
Berichte und Auswertungen, Aktionspla¬ 
nungen. Gaststätte Linker, Oberdorfstr. 34, 
Essen-Altendorf (Nähe Haltestelle Helenen¬ 
straße), 18.00 Uhr. 


Dl ★ 5 . MÄRZ 


Bremen: Veranstaltung des Bremer Frie¬ 
densforums, DGB u. a zum Internationalen 
Frauentag mit einer Referentin aus Palästi¬ 
na. DGB-Haus, 19.30 Uhr. 


Ml ★ 6. MÄR 


Mannheim: Releasekonzert zu Bernd Köh¬ 
lers Retrospektive „40 Jahre Lieder zum 
Thema Arbeitswelt und Arbeitskämpfe“. 
Mit ewo2, dem AlstomChor, einem Azubi- 
Chor von Ford Saarlouis und vielen weite¬ 
ren Gästen. Technoseum (Landesmuseum 
für Technik und Arbeit), Museumsstraße, 
19.00 Uhr. 

Um 17.00 Uhr besteht für die Konzertgäs- 
te die Möglichkeit einer kostenlosen Füh¬ 
rung durch die Ausstellung zu „150 Jah¬ 
re Arbeiterbewegung“. Eintritt: 10 Euro, 
Gewerkschaftsmitglieder: 8 Euro, ermä¬ 
ßigt: 5 Euro. Kartenvorbestellung über Tel.: 
0621-833130 (Bernd Köhler) oder E-Mail: 
bk@ewo2.de. 


DO ★ 7 . MÄR 


Fellbach: „Der sensationelle Wahlerfolg 
der KPÖ in Graz - Marxismus und konkrete 
Kommunalpolitik sind kein Widerspruch.“ 
Referentin: Anne Rieger, Graz. Mitglieder¬ 
versammlung DKP Rems Murr. Lokal zom 
Schiller, Schillerstraße 24,18.30 Uhr. 

Frankfurt/Main: Offene Mitgliederver¬ 
sammlung der DKP-Gruppe Mitte u.a. mit 
Auswertung des Parteitages. Bürgerhaus 
Bornheim, 19.30 Uhr. 


SA ★ 9 . MÄR 


Bremen: „Krise und Widerstand“. Veran¬ 
staltung der MASCH Bremen mit Lucas 
Zeise, Achim Bigus und Andreas Wehr. Villa 
Ichon, 12.00 Uhr._ 

Krefeld: Infostand der DKP gemeinsam mit 
anderen Organisationen zum Internationa¬ 
len Frauentag. Neumarkt, 10.30 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Anzeigen in der UZ 
helfen der UZ 


Unsere bisherige Strategie des Partei¬ 
programms von einer „Wende zum de¬ 
mokratischen und sozialen Fortschritt“ 
über eine „antimonopolistischen De¬ 
mokratie“ zur sozialistischen Revolu¬ 
tion wird über Bord geworfen. 

Dafür soll dann eine Offensivstrategie 
(...) ohne Zwischenetappen kommen, 
bei der „sich jede Aktion daran messen 
lassen muss, ob ein wirklicher Schritt in 
Richtung Sozialismus/Kommunismus 
vorangeschritten wird“. 


Das alles erinnert an die kleinbürgerli¬ 
che, ungeduldige Revolutionsromantik 
mit revolutionärer Selbstbefriedigung 
von Anfang der 70er Jahren. (...) 

Joachim Schubert für die DKP-Sam- 
melbetriebsgruppe Metall, Mannheim 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


8o Jahre Yoko Ono... 


Over 676,000 people have been 
killed by guns in the U.S.A. since 
John Lennon was shot and kilfed 
on December 8,1980. 


I 



... waren am vergangenen Montag, den 18. Februar, zu vermelden. 

Unser Bild zeigt eine Plakataktion von Dezember 2000 aus Anlass des 
20. Jahrestages der Ermordung ihres Ehemannes John Lennon. In diesen 
20 Jahren wurden in den USA mehr als 676 000 Menschen erschossen. 


Meine progressive Woche 

Vom 9 . bis 15 . Februar 


Mittwoch 

Eine US-amerikanische vergleichende 
Studie zur weltweiten Bildungspolitik 
bestätigt eine Ahnung, die vom i-Dötz- 
chen bis zum Abschlusskiässler Genera¬ 
tionen von Schülern immer wieder be¬ 
schlichen hat: Viele Lehrer wissen kaum 
mehr als ihre Schüler. 

Doch Scherz beiseite: Indem die auf¬ 
wändige Studie sich in tausend formel¬ 
le Unterschiede der verschiedenen Län¬ 
der verliert, übersieht sie das Wesentli¬ 
che. Solange Wissen Macht ist, bleibt der 
Zugang zu Bildung und Wissenschaft 
im Kapitalismus ein Privileg. 

Donnerstag 

„ One Billion Rising - eine Milliarde ste¬ 
hen auf “ heißt das Motto des heutigen 
weltweiten Tages gegen Gewalt an Brau¬ 
en. Die Zahl eine Milliarde steht für das 
weltweite Drittel aller Brauen, die nach 
Schätzung von Amnesty International 
Opfer von körperlicher oder sexueller 
Gewalt werden. Gerne werden hierzu¬ 
lande diese Opfer „ weit hinten in der 
Türkei“ vermutet oder die Invasion in 
Afghanistan mit der Situation der Brau¬ 
en dort begründet. 

Eine repräsentative Umfrage des Bun¬ 
desfamilienministeriums aus dem Jah¬ 
re 2004 verkündet anderes. Danach sind 
von den rund 42,2 Millionen Brauen 
in Deutschland mehr als 16 Millionen 
Brauen Opfer von körperlicher oder se¬ 
xueller Gewalt geworden, fast 25 Milli¬ 
onen Brauen sind sexuell belästigt wor¬ 
den - deutlich über dem weltweiten 
Durchschnitt - wie „mann“sieht. 


Manchmal sagen wenige Zahlen mehr 
über die herrschende Heuchelei und un¬ 
ser heuchlerisches Herrschaftssystem als 
tausend Worte. 

★ 

Die Bahn AG zieht gegen den kanadi¬ 
schen Hersteller Bombardier vor Ge¬ 
richt. 160 Mio. Euro Schadenersatz will 
man erstreiten. Bombardier soll für er¬ 
hebliche Mängel an mehr als 200 Re¬ 
gionalzügen verantwortlich sein. Das 
ist eine gute und gerechte Sache, unter 
einer Bedingung: Bür die von ihr ver¬ 
schuldeten Mängel zahlt die Bahn AG 
Entschädigung. Bür hunderttausend 
leidgeprüfte Pendler könnte der Traum 
von der lebenslangen Zusatzrente wahr 
werden - ganz ohne Riester. 

Freitag 

„ Glauben Sie, es hilft mir, wenn Sie be¬ 
troffen sind? “ Das ist ein Kernsatz aus 
einem Offenen Brief an den Bundesprä¬ 
sidenten Gauck. Darin begründet Aysen 
Tasköprü, die Schwester des NSU-Op- 
fers Süleyman Tasköprü, warum sie ei¬ 
ner Einladung von Gauck an die An¬ 
gehörigen der NSU-Opfer nicht folgt. 
Bekanntlich hatte Gauck ein solches 
Treffen noch im vergangenen Novem¬ 
ber abgelehnt. 

Jetzt hatte Brau Tasköprü gebeten, ihre 
Anwältin mitbringen zu dürfen. Doch 
Gauck wollte „ keine Anwälte auf die¬ 
sem Treffen sehen“ wie Brau Tasköprü 
nun schreibt, sondern „seine Empathie 
aus drücken“. Diese Haltung kritisiert sie 
in ihrem Brief scharf: „Es wäre empha¬ 
tisch von Ihnen gewesen, nicht daraufzu 


bestehen, dass ich alleine ins Präsidial¬ 
amt komme. Ich fühle mich dem nicht 
gewachsen und werde daher Ihre Einla¬ 
dung nicht annehmen können.“ 

Und weiter: „Alles was ich noch möch¬ 
te, sind Antworten. Wer sind die Leute 
hinter der NSU? Warum ausgerechnet 
mein Bruder? Was hatte der deutsche 
Staat damit zu tun? Wer hat die Akten 
vernichtet und warum? 

Und noch eins zum Schluss: die Men¬ 
schen, die sich jetzt mit einem Bild von 
meinem Bruder zeigen, die behaupten 
uns zu kennen und in unserem Namen 
zu sprechen: Wo wart ihr 2001? Meine 
Nichte ist nicht erst seit 2011 Halbwaise, 
mein Bruder ist nicht durch seine Er¬ 
mordung zu einem anderen Menschen 
geworden. Bür uns klingt das wie Hohn. 
Damals hat niemand um meinen Bruder 
getrauert. Heute ist er Euch auf einmal 
so wichtig. 

Und auch Ihnen, Herr Bundespräsident 
Gauck, ist mein Bruder doch nur wich¬ 
tig, weil die NSU ein politisches Thema 
in Deutschland ist. Was wollen Sie an 
unserem Leid ändern? Glauben Sie, es 
hilft mir, wenn Sie betroffen sind? 

Ich würde mir wünschen, dass Sie als 
erster Mann im Staat mir helfen könn¬ 
ten, meine Antworten zu finden. Da hel¬ 
fen aber keine emphatischen Einladun¬ 
gen, da würden nur Taten helfen. Kön¬ 
nen Sie mir helfen? Wir werden sehen.“ 
Den Wortlaut des Briefes findet man im 
Internet unter: www.publikative.org. 

Adi Reiher 


Eine Explosion am Himmel 

... und die tatsächlichen Gefahren 


Neonazis greifen Dortmunder 
Fan beauftragte an 

Borussia Dortmund spricht drei bundesweite Stadionverbote aus 
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Seit langem wird versucht des Problems der Neonazis im Stadion der Dortmun¬ 
der Borussia Herr zu werden. 


Es war wie in einem Science-Fiction- 
Film: Eine Explosion am Himmel, eine 
Druckwelle, die Scheiben und Dächer 
zerstört, verletzte Menschen und ein 
großer Asteroid, der sich der Erde im¬ 
mer mehr nähert. 

Das geschah am vergangenen Freitag. 
Nahe der russischen Stadt Tscheljab¬ 
insk explodierte ein sogenannter Me- 
teoroid (Meteoride sind kleine Objekte 
des Sonnensystems auf einer Umlauf¬ 
bahn um die Sonne, von denen eini¬ 
ge die Erdbahn kreuzen. Ihre Größe 
reicht von Bruchteilen eines Millime¬ 
ters bis zu etlichen Metern) in der Luft, 
einige Bruchstücke fielen auf die Erde, 
eines davon in einen See etwa 80 Kilo¬ 
meter westlich von Tscheljabinsk. 
Meteoriden stürzen in jedem Jahr auf 
die Erde. Die Mehrheit verglüht in 
der Atmosphäre, einige wenige fallen 
in Meere bzw. Ozeane, die immerhin 
zwei Drittel unserer Planetenoberflä¬ 
che bedecken oder schlagen in wenig 
besiedelten Gebieten ein. Ein Ereig¬ 
nis wie in Tscheljabinsk gab es seit vie¬ 
len Jahren nicht mehr. 1947 gab es im 
äußersten Osten der Sowjetunion den 
größten Meteoritenschauer in „histo¬ 
rischer“ Zeit. Mehr als hundert Krater 
hinterließ der Meteoritenhagel im Bo¬ 
den der sibirischen Taiga. Auslöser war 
ein Eisenmeteorid mit einer ungefäh¬ 
ren Masse von 100 000 kg und mit einer 
Geschwindigkeit von 50 000km/h. Bei 
der Katastrophe von Tunguska in Sibi¬ 
rien im Jahr 1908 - wahrscheinlich her¬ 
vorgerufen durch das Eintreten eines 
Asteroiden oder Kometen in die Erd¬ 
atmosphäre - wurden auf einem Gebiet 
von über 2 000 km 2 rund 60 Millionen 
Bäume vernichtet, die Druckwelle war 
noch in großer Entfernung spürbar. 

16 Stunden nach der Explosion bei 
Tscheljabinsk kam der Asteroid 2012 
DA 14 der Erde bis auf 27 680 Kilo¬ 
meter nahe. Gefahr für die Erde be¬ 
stand jedoch nicht. Das „Drehbuch 
der Naturgesetze“ bestimmte, dass 
2012 DA 14 mit einer Geschwindig¬ 
keit von 28 600 Kilometern in der 
Stunde an der Erde vorbei raste. Das 
wäre ein Brocken gewesen, der große 
Zerstörungen hätte anrichten können, 
ein „Brocken“, der einen Durchmesser 
von etwa 65 Metern hat und - wie die 
ESA, die Europäische Weltraumagen¬ 
tur, aufgrund von Beobachtungen fest¬ 
stellte - rund 130 000 Tonnen schwer 


ist. Wenn 2012 DA 14 die Erde und gar 
ein dicht besiedeltes Gebiet getroffen 
hätte, hätte es gewaltige Zerstörungen 
gegeben. Ein Krater von der Größe des 
Arizona-Kraters (Barringer-Krater im 
Coconino County) wäre entstanden. 
Das Schicksal der Dinosaurier hätten 
wir jedoch nicht geteilt. 

Das wurde in den bürgerlichen Medien 
breit ausgewalzt. Richtig war und ist, 
darauf aufmerksam zu machen, dass 
für das Leben auf der Erde „kosmi¬ 
sche Rahmenbedingungen“ existieren. 
Richtig ist auch darauf zu verweisen, 
dass eigentlich schon heute die tech¬ 
nisch-technologischen Möglichkei¬ 
ten bestehen oder entwickelt werden 
könnten, wenigstens solche Gefahren 
abzuwenden. Wenn es denn eine inter¬ 
nationale Kooperation gibt. 

Richtig ist auch, aber völlig nebensäch¬ 
lich, wenn darauf aufmerksam gemacht 
wird, dass die möglichen Abwehrme¬ 
thoden nichts mit Hollywood zu tun 
haben. 

Diese Hinweise sind notwendig. Nur 
nicht ausreichend. Denn wer die Le¬ 
bensgrundlagen der Menschen auf un¬ 
serem Planeten zerstört, weil Profite 
wichtiger sind als die Zerstörung der 
Umwelt aufzuhalten, rückgängig zu 
machen und Maßnahmen gegen den 
zerstörerischen Klimawandel torpe¬ 
diert, wer Kriege um Vorherrschaft, 
um geostrategische Vorteile, um Res¬ 
sourcen führt, braucht gar keine kosmi¬ 
schen Katastrophen, die Erde und den 
Menschen zu zerstören. 

Noch eine letze Bemerkung: Der As¬ 
teroid 2012 DA 14 besteht offenbar 
in großen Teilen aus Metallen, die Be¬ 
gehrlichkeiten wecken. Pläne zur Aus¬ 
beutung der Ressourcen unseres Son¬ 
nensystems sind mehr als hundert Jahre 
alt. Jetzt könnten sie Realität werden. 
Im April 2012 kündigte der US-Kon- 
zern Planetary Resources die kommer¬ 
zielle Ausbeutung von Asteroiden an. 
In der vergangenen Woche teilte die 
US-Firma Deep Space Industries mit, 
man wolle bereits in wenigen Jahren 
auf Asteroiden Ressourcen abbauen. 
Dazu sollen am 2015 kleine Raumson¬ 
den erdnahe Himmelskörper nach aus¬ 
beutbaren Ressourcen erkunden. Deep 
Space Industries plant, künftig Produk¬ 
tionsstätten direkt im All zu errichten 

nh 


Neonazis sind im Umfeld des BVB 
nichts Neues. Zur Zeit versuchen Ver¬ 
ein und demokratische Fans der brau¬ 
nen Pest Herr zu werden. Die Nazis ge¬ 
hen dagegen auch mit Gewalt vor. Wir 
dokumentieren einen Beitrag der Sei¬ 
te des Fanprojektes Dortmund (www. 
fanprojekt-dortmund.de) über aktuelle 
Vorfälle: 

2 000 Fans hatten Borussia Dortmund 
in dieser [der vergangenen, Red.] Wo¬ 
che ins mehr als 2 200 Kilometer ent¬ 
fernte Donetsk (Ost-Ukraine) beglei¬ 
tet und waren wie schon in der Grup¬ 
penphase ein leuchtendes Vorbild in 
Sachen Emotionalität und Friedfertig¬ 
keit. Drei offenbar Rechtsextreme fie¬ 
len allerdings durch schwere Verfeh¬ 
lungen auf und wurden handgreiflich. 
Borussia Dortmund wird nun alle 
Rechtsmittel ausschöpfen, um die Ge¬ 
walttäter ihrer gerechten Strafe zuzu¬ 
führen. Drei Männer, die identifiziert 
sind, waren am Mittwoch vor dem Spiel 
in der Donbass Arena durch das Skan¬ 
dieren rechtsextremer Parolen aufge¬ 
fallen. Als der BVB-Fanbeauftragte 
Jens Volke sich ein Bild von der Situa¬ 
tion machen wollte, wurde er von den 
drei Männern angegriffen, einer schlug 
ihm ins Gesicht. Ukrainische Ordner 
verhinderten Schlimmeres. Wenige Mi¬ 
nuten später folgten zwei der drei Tat¬ 
verdächtigen einem Mitarbeiter des 
Fan-Projekt Dortmund e.V., Thilo Da¬ 
nielsmeyer, auf die Toilette. Von einem 
Täter wurde Danielsmeyer am Rücken 
und im Gesicht mit Schlägen traktiert 
und getreten. Anschließend versuchte 
der offenbar Rechtsextreme wieder¬ 
holt, Danielsmeyers Kopf gegen die 
Wand zu schlagen. Ein BVB-Fan hör¬ 
te die Hilferufe und half Danielsmeyer 
aus der Bedrängnis. 

Thilo Danielsmeyer trug Verletzungen 
davon und befindet sich in ärztlicher 
Behandlung, Jens Volke blieb unver¬ 
letzt. Sowohl der BVB-Fanbeauftragte 
als auch der Vertreter des Fanprojektes 
erstattete heute bei der Dortmunder 
Polizei Anzeige gegen die Täter. Der 
Vorfall sorgte in Donetsk für Bestür¬ 
zung und große Solidarität unter den 
mitgereisten Anhängern. „Wir bedan¬ 
ken uns für den enormen Zuspruch 


und die Unterstützung, die wir von den 
BVB-Fans erfahren haben“, so Volke 
und Danielsmeyer. 

„Auf Basis der Anzeige hat Borussia 
Dortmund unverzüglich bundesweite 
Stadionverbote gegen die drei offen¬ 
bar Rechtsextremen ausgesprochen. 
Die Handlungen waren niederträchtig 
und stellen einen absoluten Tabubruch 
dar“, betont Hans-Joachim Watzke, 
Vorsitzender Geschäftsführer der Bo¬ 
russia Dortmund GmbH & Co. KGaA. 
Gegen einen mutmaßlichen Täter, der 
BVB-Mitglied ist, wird obendrein ein 
Vereinsausschlussverfahren betrieben. 
Borussia Dortmund unterstreicht aber¬ 
mals ausdrücklich, dass Toleranz und 
Vielfalt zentrale Werte im Selbstver¬ 
ständnis des Klubs sind. Wir sind stolz 
darauf, dass wir - von der U9 bis zur 
Profimannschaft - Spieler unterschied¬ 
lichster Nationalitäten und Glaubens¬ 
richtungen vereinen und integrieren. 
Auch die 6,5 Millionen BVB-Fans in 
Deutschland spiegeln die Zusammen¬ 
setzung unserer Gesellschaft wider. Bo¬ 
russia Dortmund ist strikt gegen jegli¬ 
che Form von Diskriminierung, Gewalt 
und Rechtsradikalismus. 

Dr. Christian Hockenjos, Direktor Or¬ 
ganisation beim BVB, macht deutlich: 
„Wir werden auch weiterhin an unserer 
Linie festhalten, entschlossen und kon¬ 
sequent gegen jede Form von Rechts¬ 


extremismus vorzugehen. Unsere aus¬ 
drückliche Bitte gerade an unsere Fans 
lautet, der Polizei jede Form rechtsex¬ 
tremen Verhaltens unverzüglich mitzu¬ 
teilen und anzuzeigen. Denn nur wenn 
dies geschieht, können Ermittlungen 
eingeleitet werden und gegebenenfalls 
zeitnah Sanktionen erfolgen.“ 


Der rote Kanal 


Apple Stories 

Dokumentarfilmer Rasmus Gerlach 
untersucht die Herstellung moder¬ 
ner Handys am Beispiel des iPhones. 
Es ist eine Kette brutalster Ausbeu¬ 
tung menschlicher Arbeitskraft. 

Sa., 23.2., 22.30-0.00 Uhr phoenix 

Spion zwischen zwei 
Fronten, F/GB1967 

Agententhriller aus der Zeit der 
deutschen Besetzung Frankreichs. 
Nicht zuletzt sehenswert wegen 
Romy Schneider. 

So., 24.2., 23.00-1.15 Uhr, rbb 

George Morrison: Living in the 
Material World I, USA 2011 

Martin Scorceses Hommage an den 
(gar nicht so) „stillen“ Beatle. Der 
zweite Teil wird am Mi., 27. 2. um 
23.40 Uhr ausgestrahlt. 

Mi., 27.2., 0.25-1.55 Uhr,bayern3 















